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Vorwort

Věra Jourová, EU-Kommissarin für Justiz, Verbraucher und 
Gleichstellung

Ob als Täter*innen oder Opfer, Kinder, die in Kontakt mit dem Justizsystem 
kommen, sind und bleiben zuallererst Kinder – und als solche sollten sie 
auch behandelt werden. Deshalb haben Kinder in der EU besondere Rechte. 
Kindern in derart traumatischen Erfahrungen beizustehen, ist unsere Pflicht, 
und wir verfügen über die dazu erforderliche Gesetzgebung.

Als erstes zu nennen ist die Opferschutzrichtlinie, welche Opfern von 
Straftaten verbindliche Rechte zuerkennt und den Mitgliedsstaaten 
entsprechende Pflichten auferlegt. Zwar bezieht sich die Richtlinie auf 
alle Opfer von Straftaten, sie richtet aber einen besonderen Fokus auf 
kindliche Opfer und trägt Sorge, dass das Kindeswohl bei der Umsetzung 
vordringlich berücksichtigt wird. Zudem beinhaltet sie das Recht auf Zugang 
zu besonderen Unterstützungsdiensten für Opfer, die in besonderem Maße 
oder auf mehrfach Weise verletzbar sind, wie beispielsweise sehr junge oder 
behinderte Kinder.

Als zweites regelt die „Richtlinie über Verfahrensgarantien in Strafverfahren 
für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren 
sind“ den Kontakt mit der Justiz, vor Allem indem sie das Bereitstellen 
anwaltlicher Unterstützung vorschreibt. Außerdem definiert die Richtlinie 
Minimalstandards in Bezug auf den Freiheitsentzug, Alternativen zur 
Inhaftierung sowie eine zügige und gewissenhafte Bearbeitung von Fällen, 
an denen Kinder beteiligt sind.  Derzeit arbeiten wir mit den Regierungen der 
EU-Mitgliedsstaaten daran, dass diese Rechtsvorschriften bis Juni 2019 in 
der ganzen Union vorschriftsmäßig implementiert werden.

Es sollte in unser aller Interesse sein, die besonderen Rechte und den Schutz 
von Kindern, die in Kontakt mit dem Justizsystem kommen, sicherzustellen. 
Wenn wir damit scheitern, hat dies nicht nur im individuellen Fall 
schwerwiegende Konsequenzen, sondern für unsere Gesellschaft als ganzes.

Am Umgang mit denjenigen, die am verletzlichsten sind, müssen sich unsere 
Justizsysteme und ihre Mitarbeiter*innen messen lassen. Wir sollten nichts 
unversucht lassen, um mit den bestmöglichen Ergebnissen zu bestehen.

Daher begrüße ich dieses Handbuch. Es wird Praktiker*innen und 
Entscheidungsträger*innen dabei helfen, gute Restorative Justice Verfahren 
zu voranzutreiben und umzusetzen, und wechselseitige Lernprozesse in 
Bezug auf dieses wichtige Thema fördern. Somit trägt es nicht zuletzt zur 
Stärkung der Kinderrechte in der Europäischen Union bei.
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Einleitung

Das International Juvenile Justice Observatory (IJJO) wurde 2002 mit Hauptsitz 
in Brüssel gegründet. Ziel war es, eine globale Jugendgerichtsbarkeit ohne 
Grenzen zu fördern. Mit der Zeit haben sich verschiedene Spezialgebiete 
herausgebildet, und auch der Fokus der Forschungsaktivitäten hat sich auf 
das gesamte Justizsystem ausgeweitet.

Die Beobachtungsstelle war konzipiert als interdisziplinärer Ort der 
Information, Kommunikation, Debatte, Analyse und Impulsgebung rund um 
die verschiedenen die Entwicklung der Jugendgerichtsbarkeit betreffenden 
Gebiete weltweit. Sie betreut und beteiligt sich  gemeinsam  mit Universitäten 
und Exzellenzzentren an Forschungsprojekten, um  Fachwissen  zu erlangen 
über Zusammenhänge und Faktoren ,  die  das Justizsystem sowie  den 
Kreislauf der Jugendgewalt beeinflussen. Damit soll zur erhöhten Wirksamkeit  
von öffentlichen Maßnahmen beigetragen werden. Letztlich ist das Ziel, 
eine dauerhafte internationale Stelle einzurichten, die Fachkräften aus den 
Gebieten des Rechts, der Psychologie, der Medizin, der Soziologie, der 
Pädagogik, der Kriminologie und der Erziehung als ein Ort der Begegnung, 
der gemeinsamen Arbeit und der Reflexion dient.

Das vorliegende Handbuch wurde im Rahmen des Projekts „Implementing 
Restorative Justice with Child Victims“ erstellt, welches die EU im Rahmen 
des „Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“ Programms finanziert 
hat. Die IJJO hat dieses Projekt betreut, in Kooperation mit der KU Leuven, 
dem European Forum for Restorative Justice, der Ulster Universität und 
weiteren staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren aus sechs Ländern: 
dem Nationalen Gesundheits- und Wohlfahrtsinstitut THL in Finnland, 
der Youth Justice Agency in Nordirland, der staatlichen Bewährungshilfe 
in Lettland, dem französischen Justizministerium – Geschäftsstelle  der 
Jugendgerichtshilfen, dem Institut Français pour la Justice Restaurative und 
dem Institut für Soziale Aktivitäten und Praktiken (SAPI) in Bulgarien.

Ziel des Projekts ist es, gute Standards und Schutzmaßnahmen für die 
Anwendung von Restorative Justice Verfahren zu entwickeln, in denen  
Kinder die Hauptbetroffenen sind, ob als Opfer oder Täter. Darüber hinaus 
geht es darum, erfolgreiche restorative Praktiken in Jugendstrafverfahren 
in der EU umzusetzen. Innerhalb des Projekts besteht die Möglichkeit, sich 
zwischen sechs verschiedenen Ländern über Best Practices auszutauschen 
und voneinander zu lernen. Drei dieser Länder wenden bereits erfolgreich 
Restorative Justice Verfahren mit Kindern an – ihre Vorgehensweisen werden 
in diesem Handbuch vorgestellt (Belgien, Nordirland, Finnland). Die drei 
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anderen Länder sind dabei, Restorative Justice im Rahmen von Pilotprojekten 
auszuprobieren (Frankreich, Lettland, Bulgarien).

Mit Hilfe des Projekts hofft die IJJO, zur Umsetzung der EU-Verordnungen 
2012/29 („Opferschutzrichtlinie“) und 2016/800 (Verfahrensgarantien in 
Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sind) beizutragen. Beide Direktiven betonen, dass Restorative 
Justice Fachkräfte „dem Umfang ihres Kontakts mit Kindern angemessene 
spezifische Schulungen erhalten“ müssten und sicherzustellen sei,  „dass sie 
ihre Tätigkeit unvoreingenommen, respektvoll und professionell ausführen.“

Ein besonderes Augenmerk wurde bei diesem Projekt auf die Einbeziehung 
von Kindern in Restorative Justice Verfahren gelegt, trotz oder gerade wegen 
der damit verbundenen großen Herausforderung. Die Verordnung 2012/29, 
welche Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz 
von Opfern von Straftaten festsetzt, stärkt die Rechte von Opfern und ihren 
Familien und  verweist wiederholt auf die besondere Verletzbarkeit von jungen 
Opfern. Tatsächlich werden Kinder leichter viktimisiert als Erwachsene, da 
sie noch unreif sind und über weniger Wissen, Erfahrung und Selbstkontrolle 
verfügen. Dies zeigt, dass Kinder anfälliger für  Viktimisierung sind, und dass 
ihre Opferwerdung ihre Verletzbarkeit zudem erhöht.

Zu dieser Gefährdung kommt noch hinzu, dass Kinder als Opfer durch die 
typischen Abläufe der Strafjustiz, denen sie ausgesetzt sind, leichter erneut 
viktimisiert werden. Die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte  
(FRA) hat in einer Studie herausgefunden, dass Strafverfahren für alle 
Betroffenen anstrengend, für Kinder aber besonders schwer zu bewältigen 
sind, egal in welcher Rolle sie daran teilnehmen. Justizsysteme seien nicht 
auf die besonderen Bedürfnisse von Kindern ausgerichtet. Kinder, so 
die FRA-Studie, möchten gehört werden, ob als Zeug*innen, Opfer oder 
anderweitig involvierte Betroffene, aber sie brauchen dafür eine sichere 
und freundliche Umgebung. Sie brauchen das Gefühl, dass die Fachleute, 
denen sie begegnen, sie respektieren, und sie beschützt sind. In einer 
kinderfreundlichen Umgebung, die Einfühlungsvermögen und Verständnis 
garantier,t fühlen Kinder sich frei, sich selbst auszudrücken und sie schätzen 
es, wenn ihnen zugehört wird und sie während des gesamten Verfahrens 
unterstützt werden1.

1  Die Agentur der EU für Grundrechte  (FRA) hat dazu 2015 und 2017 zwei Berichte veröffentlicht: “Child-
friendly justice – Perspectives and experiences of professionals on children’s participation in civil and 
criminal judicial proceedings in 10 EU Member States” (2015, auf deutsch gibt es nur die Zusammenfassung: 
http://fra.europa.eu/de/publication/2015/kindgerechte-justiz-sichtweisen-und-erfahrungen-von-fachkrften-
zusammenfassung und “Child-friendly justice - Perspectives and experiences of children involved in judicial 
proceedings as victims, witnesses or parties in nine EU Member States” (2017) deutsche Zusammenfassung: 
http://fra.europa.eu/de/publication/2017/kindgerechte-justiz-sichtweisen-und-erfahrungen-von-kindern-
und-fachkraften.
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Die herkömmliche Idee von Justiz wird diesen Bedürfnissen nicht gerecht, 
ebenso wenig  die klassischen Gerichtsverfahren, die, so Brunilda Pali, eine 
der Autor*innen des vorliegenden Handbuches, “behaupten, menschliches 
Leid ausmessen und eine passende Strafe zumessen zu können“. Und so 
übersehen sie oft die Bedürfnisse und Anliegen der Opfer. Interessanterweise 
argumentiert Pali: „Restorative Justice steht im Widerspruch zu jedem der 
drei Elemente der Figur der Justitia – Augenbinde, Waage und Schwert. Die 
Augen und Ohren von RJ sind weit offen, um die Gesichter der Geschädigten 
und Beschuldigten zu sehen und ihre Stimmen zu hören. RJ ist nicht so 
arrogant, zu glauben, man könne Leid messen und es  dann mit einer Strafe 
ausgleichen, sondern es anerkennt die Unumkehrbarkeit menschlichen 
Handelns. Was getan wurde, kann nicht rückgängig gemacht werden. Es 
gibt keinen Schmerzausgleich. Man kann die Tat nicht mit ihrer Bestrafung 
austauschen. Wir müssen uns von diesen Vorstellungen lösen”2.

Mehrere Studien in Europa und in anderen Regionen belegen, dass Opfer nach 
der Teilnahme an einem Restorative Justice Verfahren weniger Angst haben 
und auch weniger Symptome einer Posttraumatischen Belastungsstörung 
zeigen. Eine Metaanalyse von Studien mit Jugendlichen und Erwachsenen 
zeigt, dass Restorative Justice Verfahren sogar mehr mit Opferzufriedenheit 
in Zusammenhang steht als mit der Bereitschaft von Täter*innen zu 
Wiedergutmachung. Nach der Teilnahme an einem RJ Verfahren berichten 
Opfer, dass sie nun weniger Angst davor haben, dass der Beschuldigte 
sie erneut schädigt. Zudem verringern sich ihre Rachegefühle  und die 
Bereitschaft, den Täter*innen zu vergeben, erhöht sich, nachdem sie deren 
Geschichte gehört haben. Das Ergebnis  eines solchen Verfahrens muss also 
sein, so viel wie möglich von dem, was verloren, zerstört oder verletzt wurde, 
wiederherzustellen (Latimer et al., 2005).

Trotz der verfügbaren Belege über die heilsamen Auswirkungen von RJ auf 
Täter*innen und Opfer gibt es erstaunlich wenig Forschung zu Restorative 
Justice mit Kindern als Opfern. Auch wenn RJ-Prozesse üblicherweise 
einen ausgewogenen Fokus/Blick auf Täter*innen und Opfer halten, erhöht 
sich die Wahrscheinlichkeit, dass der Prozess sich  per definitionem auf 
die Täter*innen konzentriert, wenn Kinder als Täter*innen beteiligt sind, 
weil RJ häufig als Diversions- oder Erziehungsmaßnahme im Jugendrecht 
angewendet wird. Dies führt zu einem Mangel an Informationen über 
Kinder als Opfer in RJ-Prozessen sowie zu einer nur schwach ausgeprägten 
Kooperation zwischen den der involvierten Fachstellen zur Unterstützung 
dieser besonders verwundbaren Opfer. Auch dass die Fachkräfte aus dem 
Kinder- und Jugendschutzbereich einer Ausweitung der Teilnahme von 
Kindern an RJ-Verfahren eher zurückhaltend gegenüberstehen, rührt daher: 
sie sorgen sich um den Schutz der Kinder vor weiterer Viktimisierung. 

2  https://kuleuvenblogt.be/2018/02/13/imagining-a-justice-that-restores/
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Tatsächlich kann die Teilnahme an einem RJ-Prozess bei Kindern zu einer 
sekundären Viktimisierung führen, wenn nicht für adäquaten Schutz und 
Unterstützung gesorgt wird. Gleichzeitig fühlen sich Kinder mitunter weniger 
gestresst und unter Druck gesetzt, wenn die Entscheidung von einem 
neutralen Erwachsenen getroffen wird, der sie später darüber informiert 
(Lawrence,  2003; Graham and Fitzgerald, 2005).

Mit dieser Herausforderung waren die Projektpartner*innen dieses Projekts 
in allen teilnehmenden Ländern konfrontiert, sowohl dort, wo RJ bereits 
gängige Praxis ist, als auch dort, wo die Anwendung von RJ in Pilotprojekten 
getestet wird. Ihren offensichtlichsten Ausdruck findet diese Herausforderung 
in einem Mangel an Daten über die Anwendung von RJ mit Kindern als 
Opfern sowie einem Mangel an  Untersuchungen und Evaluierungen über 
die Auswirkungen von RJ auf diese spezielle Opfergruppe.

RJ birgt  jedoch beachtliches Potential auch für junge Opfer, was das 
umfassendste, derzeit verfügbare Werk zum Thema deutlich zeigt: „Child 
Victims and Restorative Justice – A Needs-Rights Model“ von Tali Gal (2011) 
konzentriert sich erstmalig auf Kinder als Opfer. Die Autorin erörtert darin, 
inwiefern RJ die passendste Antwort auf das von ihr so genannte „Bedürfnis-
Rechte-Modell“ ist, welches kindlichen Opfern gleichzeitig eine Stimme 
verleiht und  für einen angemessenen Schutz und ihre Sicherheit sorgt.

Darum ist eines der Ziele dieses Projektes und des vorliegenden Handbuches, 
die wissenschaftliche Debatte um eine Ausweitung der Einbeziehung und 
Teilnahme von kindlichen Opfern an RJ-Praktiken voranzubringen. Dies 
beginnt mit der Empfehlung an politische Entscheidungsträger*innen sowie 
Praktiker*innen, in die Erhebung von Daten und Belegen zu investieren, 
die Zusammenarbeit  zwischen den Mediationsstellen und Kinderschutz/
Opferschutz-Organisationen zu intensivieren und sie mit Unterlagen zu 
versorgen, die die positive Auswirkung von RJ auf Opfer, einschließlich  
Kinder, bekräftigt.  Aus den zahlreichen Untersuchungen zu und aus den 
Praktiken mit jugendlichen Straftäter*innen Iönnen bereits Erkenntnisse 
gezogen werden. Aber auch  wenn sich Opfer- und Täterrollen in vielerlei 
Hinsicht überschneiden und austauschbar sind, so ist ein tieferer Einblick 
in die Besonderheiten des kindlichen Opferseins und die Beteiligung von 
Kindern als Opfer in Restorative Justice Prozessen notwendig.  

Auch mit Blick auf Kinder, die gegen das Gesetz verstoßen, hat die proaktive 
Haltung europäischer Institutionen in Bezug auf Kinderrechte innerhalb 
der EU ein günstiges Klima  für Justizreformen  geschaffen. Es besteht ein 
breiter Konsens, dass Alternativen zur regulären Strafverfolgung wichtig 
sind, die im Rahmen eines regulären Verfahrens leicht zugänglich sein 
und auf Verhältnismäßigkeit sowie freiem Eingestehen der Verantwortung 
beruhen sollten. Insbesondere sollten innovative und wirksame Maßnahmen 
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breit gefächert sein und nicht nur im Fall von geringfügigen Straftaten 
zur Anwendung kommen, sondern auch bei schweren Straftaten, bei 
Gewaltdelikten und im Wiederholungsfall. Restorative Justice spielt in diesem 
Kontext eine wichtige Rolle für die Stärkung der Rechte von Kindern und 
Jugendlichen, sowohl in der Täter- als  auch in der Opferrolle.

Als alternative Maßnahme trägt Restorative Justice auch wesentlich dazu 
bei, dass Freiheitsentzug für Kinder und Jugendliche ein allerletztes Mittel 
in der Jugendgerichtsbarkeit bleibt. RJ verringert nicht nur das Risiko der 
erneuten  Viktimisierung und Gewalterfahrung der Kinder während des 
Gerichtsverfahrens und während eines Freiheitsentzugs, sondern reduziert 
auch die Gefahr, dass das Kind in seiner Community stigmatisiert wird, 
und entspricht somit den Empfehlungen der UN-Modellstrategien und 
praktischen Maßnahmen zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder im 
Bereich der Kriminalitätsprävention und der Strafjustiz, 2014. Kinder, die 
an community-basierten Restorative Justice Verfahren teilnehmen, werden 
seltener rückfällig und schließen häufiger ihre Ausbildung ab, was wiederum 
ihre Chancen erhöht, aktive und produktive Mitglieder der Gesellschaft  zu 
werden.

Die IJJO setzt sich bereits seit Langem für Alternativen zur Inhaftierung 
von Kindern ein, dazu zählen auch Restorative Justice Verfahren.  Sie hat 
mehrere Weiß- und Grünbücher verfasst und veröffentlicht, in denen sie 
für den Einsatz verschiedener alternativer Maßnahmen im Umgang mit 
Jugendlichen, die gegen das Gesetz verstoßen, plädieren. Zudem wurden 
mehrere Online-Seminare zum Thema produziert und auf dem ISJJ-Portal 
zur Verfügung gestellt, zuletzt im Rahmen des EU-Projektes Alternativen zur 
Inhaftierung jugendlicher Straftäter in Europa (J.O.D.A.), JUST/2013/JPEN/
AG/4573.

Das laufende Projekt, und somit dieses Handbuch, soll  die Arbeit und 
Forschung des IJJO zum Thema Restorative Justice mit Minderjährigen 
fortführen, aus welcher bereits drei Bände  hervorgegangen sind: eine 
Studie von 28 Momentaufnahmen, ein EU-Modell zu Restorative Justice für 
Minderjährige und ein Toolkit für Fachkräfte3. Auf der Grundlage dieser 
Forschungsergebnisse und Instrumente ist es unser Ziel, die Forschung 
noch auszuweiten und anzupassen, um zu zeigen, wie wirksam RJ Prozesse 
für junge Menschen sind, ob Opfer oder Täter*in, sowie um Ländern, die 
ihre Jugendgerichtsbarkeit auf restorative Art überarbeiten wollen, einen 
praktischen Leitfaden  zu bieten. 

3  http://www.ejjc.org/eumodel
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Über das Handbuch
  
Vor diesem Hintergrund zielt das Projekt auf gegenseitiges Lernen und 
Wissensaustausch zwischen verschiedenen europäischen Ländern sowie 
auf die Umsetzung von Restorative Justice mit Minderjährigen – sowohl 
jungen Opfern als auch jungen Täter*innen. Denn Kinder sind zuallererst 
Kinder, deren Bedürfnisse gehört und berücksichtigt werden müssen, und 
deren Schutz stets zu gewährleisten ist, egal in welcher Rolle sie mit dem 
Justizsystem in Kontakt gekommen sind.  

In der Absicht, kindgerechte RJ-Prozesse zu schaffen, will dieses Handbuch 
die Erkenntnisse und vielversprechenden praktischen Ansätze, die im ersten 
Jahr des Projektes gesammelt wurden, in Rechtsgarantien und Kinderrechte, 
insbesondere gegenüber dem Justizsystem, einbetten und verbreiten.

Es richtet sich an Fachkräfte im Umfeld der Jugendgerichtsbarkeit 
(Jugendsozialarbeiter*innen, Mitarbeiter*innen des Gesundheitswesens, 
Polizeibeamt*innen, Anwält*innen, Richter*innen, Bewährungshelfer*innen, 
Erzieher*innen und alle anderen, die beruflich mit minderjährigen Opfern oder 
Täter*innen in Kontakt kommen) und an politische Entscheidungsträger*innen. 
Vorgestellt werden drei erfolgreiche Modelle von RJ mit Jugendlichen, 
deren Schritt für Schritt Umsetzung – von Gesetzesänderungen bis zur 
Evaluierung des Prozesses auf lokaler Ebene – und wie sie rein praktisch 
auf die Bedürfnisse der jungen Menschen eingehen.

Daher ist das Handbuch in drei Hauptteile gegliedert. Im ersten Teil stellen wir  
das Hauptthema dieser Arbeit – Kinder und Restorative Justice – vor sowie  die  
Arbeitsdefinition von RJ   und zeigen die Überschneidungen der wichtigsten 
internationalen und europäischen Standards und Schutzbestimmungen für 
Jugendgerichtsbarkeit und Restorative Justice auf .

Im zweiten Teil stellen wir nach einem  kurzen Überblick über die drei 
Hauptkategorien von Restorative Justice Verfahren drei erfolgversprechende 
Praktiken vor:  Jugend-TOA in Belgien, die Jugendkonferenzen in Nordirland 
und den Täter-Opfer-Ausgleich in Finnland. Für jedes Beispiel wird ausführlich 
der Hintergrund, die Rechtsgrundlage, die Prinzipien und Mechanismen der 
Methode selbst, der Umsetzungsprozess sowie die jede Methode begleitende 
Forschung und Evaluierung dargestellt, wobei Hauptherausforderungen und 
gewonnene Erkenntnisse aufgezeigt werden.

Im dritten und letzten Teil stellen wir unsere Schlussfolgerungen und 
Praxisempfehlungen vor, die wir aus den Erfahrungen in den drei Ländern 
sowie dem gesamten Corpus der internationalen und europäischen Standards 



in Bezug auf Kinder in Restorative Justice Verfahren ableiten. Tatsächlich 
unterbreiten wir Vorschläge auf zwei verschiedenen Ebenen: auf der ersten 
beabsichtigen  wir Praktiker*innen eine Orientierung zu bieten, wie man 
Kinder angemessen und auf restorative Art in Restorative Justice Prozesse 
einbeziehen kann, indem man auf ihre besonderen Bedürfnisse eingeht, 
ihre Interessen gewährleistet und für ihren Schutz und ihre Sicherheit sorgt. 
Auf der zweiten Ebene richten wir uns an Praktiker*innen und politische 
Entscheidungsträger*innen. Hier soll aufgezeigt werden, wie ein Pilotprojekt 
zu Restorative Justice mit Jugendlichen in ihrem Land aufgebaut und 
umgesetzt werden kann. Dazu  gibt es Tipps, welche Schritte unternommen 
und welche Menschen eingebunden werden sollen sowie dazu, welche 
Grundsätze zu beachten sind.

Das Handbuch wird aus dem englischen Original in sechs EU-Sprachen 
übersetzt (französisch, niederländisch, bulgarisch, deutsch, lettisch und 
finnisch), um so eine größtmögliche Verbreitung in der EU zu gewährleisten. 
Darüber hinaus soll das Handbuch auch zu einem Online-Kurs bearbeitet  
werden, der  in zwei Ausgaben auf dem Portal der International School of 
Juvenile Justice (Internationale Akademie des Jugendrechts) verfügbar sein 
wird.

 



TEIL I

Kinder und 
Restorative Justice
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Einleitung

Dieser Abschnitt stellt den rechtlichen und konzeptuellen Rahmen für die 
Umsetzung von Restorative Justice mit Kindern und Jugendlichen vor, den  
jene Praktiker*innen und politischen Entscheidungsträger*innen brauchen, 
die RJ-Verfahren in ihren Ländern einführen und etablieren möchten und 
dabei den angemessenen Schutz für Kinder, die an solchen Prozessen 
teilnehmen, gewährleisten wollen. Zunächst führen wir in das Kernthema 
ein: die Beteiligung von Kindern an der herkömmlichen Strafjustiz, 
welche oft nicht geeignet ist, auf ihre spezifischen Bedürfnisse und ihre 
Verwundbarkeit angemessen einzugehen, woraus die Notwendigkeit 
erwächst, Alternativlösungen zu finden, unter welchen RJ eine hohe Priorität 
eingeräumt wird, sowohl für Kinder, die in Konflikt mit dem Gesetz geraten 
sind, als auch für Kinder, die Opfer geworden sind. Darauf folgend soll es um 
die wichtigsten Regularien zu Kinderrechten und Restorative Justice gehen, 
angefangen bei der UNO über den Europarat bis zur Europäischen Union. 
Der Rahmenbeschluss über die Kinderrechte wird oft als zu legalistisch 
und daher nicht ausreichend an den Bedürfnissen der Kinder ausgerichtet 
kritisiert. Wir halten das in vielen Fällen für einen Irrtum. Die Kinderrechte 
stützen sich tatsächlich auf die Bedürfnisse von Kindern, und ihre stark 
regulierende rechtliche Struktur kann prinzipiell zu einer exzellenten Praxis 
führen.    

1.1 Kinder im Justizsystem

Überall auf der Welt sind Kinder gefährdet, Opfer von Straftaten, Gewalt und 
Missbrauch zu werden. Je nach Resilienzlevel, der Menge an Unterstützung, 
die ihm/ihr zur Verfügung steht, und der Stärke der Verletzung reagiert jeder 
Mensch anders, Kinder sind hierbei keine Ausnahme. Aufgrund ihrer Unreife 
jedoch sind Kinder zu einem viel höheren Grad gefährdet, viktimisiert zu 
werden, weil sie nur über begrenztes Wissen, Erfahrung und Selbstkontrolle 
verfügen und sich eher zu riskantem Verhalten verleiten lassen. (Finkelhor, 
2008).

Schädliche Handlungen können materiellen Verlust und physische 
Verletzungen verursachen, aber auch weitere, weniger greifbare und 
nichtsdestoweniger bedeutende Auswirkungen auf kognitiver, emotionaler, 
körperlicher oder Verhaltensebene haben. Eine Verletzung mag andere 
schmerzhafte Probleme wachrufen oder Probleme innerhalb der 
Beziehungen dieser Personen aufdecken , die therapeutischer Heilarbeit 
durch ausgebildete Therapeut*innen bedarf. Außerdem gilt es zu beachten, 
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dass die meisten Opfer junger Täter*innen selbst junge Menschen sind. 
Diese sind möglicherweise altersbedingt besonders gefährdet und können 
auch in Bezug auf die erlebte Viktimisierung eine besondere Verletzbarkeit 
aufweisen.

Jedes Jahr sind Hunderttausende von Kindern in der EU in der einen 
oder anderen Weise in Gerichtsverfahren involviert und bilden damit  nur 
die Spitze des Eisbergs. Kinder, die in Kontakt oder in Konflikt mit dem 
Justizsystem kommen, ob als Opfer, Zeug*innen, Verdächtige/Beschuldigte 
oder anderweitige Konfliktpartei sind oft verletzlich  und brauchen Schutz. 
Das liegt zum Einen an altersspezifischen Bedürfnissen, aber auch daran, 
dass ihnen Rechte fehlen (oder ihre Rechte nicht gewahrt werden). Daher 
ist es für Kinder von essentieller Bedeutung, mit einem Rechtssystem in 
Berührung zu kommen, dass sowohl ihre Bedürfnisse als auch ihre Rechte 
achtet.

Die meisten Strafjustizsysteme sind oft nicht angemessen darauf ausgerichtet, 
Kinder in Gerichtsverfahren zu begleiten und zu unterstützen – im Gegenteil 
tragen sie oft noch zu einer sekundären Viktimisierung der Kinder bei. Es 
gibt einen übergreifenden Konsens in demokratischen Systemen, dass es 
nötig ist, alternative Maßnahmen und Herangehensweisen zu entwickeln 
und anzubieten, die den Bedürfnissen von Kindern besser gerecht werden. 
Restorative Justice gilt dabei als bevorzugte Vorgehensweise, sowohl für 
Kinder, die in Konflikt mit dem Gesetz geraten sind, als auch für minderjährige 
Opfer.

Es hat sich gezeigt, dass Restorative Justice Prozesse das Potenzial haben,  
sowohl  für Geschädigte als auch für Beschuldigte positive Ergebnisse 
zu erzielen. Man kann Restorative Justice also insofern als ganzheitliche 
Reaktion auf Jugendkriminalität ansehen, da sie auf die Bedürfnisse sowohl 
der Täter*innen als auch der Opfer einer Tat eingeht.

Auch wenn bisherige Studien zeigen, dass RJ für junge Täter*innen und 
junge Opfer von großem Vorteil sein kann, braucht es dennoch bewährte 
Vorgehensweisen um Kinder sowohl vor bereits geschehener als auch vor 
zukünftiger Viktimisierung zu schützen. Es ist wichtig, im Kopf zu behalten, 
dass das Aufeinandertreffen von Täter*innen und Opfern unter Umständen 
einige Risiken birgt, umso mehr, wenn es sich dabei um Kinder handelt. Gal 
und Moyal merken an, dass „ein schlecht geplanter  oder durchgeführter 
[Restorative Justice]-Prozess negative Auswirkungen auf Opfer haben kann, 
besonders wenn Opfer und Täter*innen in direkten Kontakt miteinander 
gebracht wurden. Negative Auswirkungen  können sein: das Gefühl, dass 
die Täter*in unaufrichtig war, Traumatisierung und erneute Viktimisierung“ 
(Chapman 2015, S. 32). Gal (2011) plädiert dafür bei Restorative Justice 
mit Kindern als Opfer ein Bedürfnis-Rechte-Modell einzusetzen ,mit dem 
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sichergestellt werden soll, dass ihre oft komplexen und sich entwickelnden 
Bedürfnisse sowie die ihnen durch internationale Standards zugewiesenen 
Rechte berücksichtigt werden. 

1.2  Internationale und europäische Standards und 
Schutzmaßnahmen für Kinder und Restorative 
Justice

Vereinte Nationen 

Die universellen Kinderrechte sind in einer Reihe von rechtlich bindenden 
Verträgen und internationalen Standards festgehalten, von denen die 
wichtigsten der Internationale Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte (Zivil-Pakt) und die UN-Kinderrechtskonvention (UNKRK) von 1989 
sind. Letztere ist der am meisten ratifizierte Menschenrechtsvertrag und 
die umfassendste Formulierung von Kinderrechten im internationalen 
Rechtswesen4.

Als Kinder werden in der UNKRK, und im Allgemeinen auch in anderen 
Rechtsschriften, all jene definiert, die unter 18 Jahre alt sind. Vier Artikel der 
UNKRK werden besonders hervorgehoben und gelten als die „Allgemeinen 
Grundsätze“, welche das Fundament der Kinderrechte bilden:

a.	Das Diskriminierungsverbot: alle in der UNKRK festgelegten 
Rechte gelten unterschiedslos für alle Kinder (Artikel 2).

b.	Der Grundsatz des Kindeswohls: das Kindeswohl muss ein 
vorrangig zu berücksichtigender Gesichtspunkt in allen das Kind 
betreffenden Angelegenheiten sein (Artikel 3).

c.	 Das Recht auf Leben: jedes Kind hat das Recht auf Leben, Überleben 
und Entwicklung (Artikel 6).

d.	Das Gebot der Berücksichtigung der Meinung des Kindes: 
Die Sicht des Kindes  muss in allen es betreffenden Angelegenheiten 
berücksichtigt werden (Artikel 12).

4 Das KRK ist seit seinem Beschluss 1989 von 195 Ländern ratifiziert worden, zuletzt 2015 von Somalia. Die 
Ratifizierung steht somit nur noch in zwei Ländern aus: im Südsudan und den USA. 
Im Jahr 2000 hat die UN-Generalversammlung zwei Fakultativprotokolle verabschiedet: das Fakultativprotokoll 
zur Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten (OPAC) und das Fakultativprotokoll zu Kinderhandel, 
Kinderprostitution und Kinderpornografie (OPSC). 2014 trat  ein drittes Fakultativprotokoll in Kraft, welches das 
Recht auf Individualbeschwerde beim UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes beinhaltet. Die UNKRK wird zudem 
durch die regelmäßig erscheinenden Allgemeinen Bemerkungen des UN-Kinderrechtsausschusses bekräftigt. 
Dieser stellt auch Interpretationen zu themenspezifischen Fragen zur Verfügung. 
Erhältlich unter (englisch):  
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?TreatyID=5&DocTypeID=11
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Die in den 54 Artikeln der KRK festgelegten Kinderrechte sind in vier 
Kategorien unterteilt.  

•	 Zu den Überlebensrechten gehören das Recht des Kindes auf Leben 
und auf Zugang zu den Mitteln der Grundversorgung wie Nahrung, 
Obdach, angemessener Lebensstandard und medizinische Versorgung.

•	 Entwicklungsrechte beinhalten das Recht auf Bildung, Spiel, Freizeit, 
Kulturaktivitäten, Zugang zu Informationen sowie Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit.

•	 Schutzrechte stellen sicher, dass  Kinder vor  allen Formen von 
Missbrauch, Vernachlässigung und Ausbeutung geschützt werden, 
einschließlich der  besonderen Fürsorge für geflüchtete Kinder: Schutz 
von Minderjährigen im Justizsystem; Arbeitsschutz für Kinder sowie 
Schutz und Rehabilitierung von Kindern, die Opfer jedweder Art von 
Ausbeutung oder Missbrauch geworden sind.

•	 Beteiligungsrechte behandeln das Recht der Kinder auf freie 
Meinungsäußerung, das Recht auf Mitbestimmung bei Angelegenheiten, 
die sie betreffen, sowie das Recht auf freie Vereinigung und friedliche 
Versammlung. 

Abgesehen von den Schutz- und Beteiligungsrechten, welche restorative 
Verfahren für Kinder, die in Kontakt mit dem Gesetz kommen, eindeutig 
unterstützen, ob nun als Täter*innen, Opfer oder Zeug*innen, gibt es weitere 
Artikel in der KRK, die sich speziell auf Kinder in Konflikt mit dem Gesetz  (als 
Jugendgerichtsbarkeit bezeichnet) sowie auf Opfer beziehen und die  man 
ebenso als starke Befürwortung von restorativen Ansätzen lesen kann. Artikel 
39 etwa sieht die Pflicht der Vertragsstaaten vor, alle geeigneten Maßnahmen 
zu ergreifen, „um die physische und psychische Genesung und die soziale 
Wiedereingliederung eines Kindes zu fördern, das Opfer (...) geworden ist“ 
und somit seine Gesundheit, seine Selbstachtung und Würde zu schützen. 
Gleichzeitig sind die Artikel 37 und 40 der Inbegriff von Jugendgerichtsbarkeit 
und fairen Verfahrensrechten und betonen die Notwendigkeit alternativer 
und restorativer Verfahren, da ein punitiver Ansatz den Grundsätzen des 
Jugendstrafrechts widerspricht.

Wörtlich besagt Artikel 37(c): „Festnahme, Freiheitsentziehung oder 
Freiheitsstrafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als 
letztes Mittel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet werden.“ 
Zusätzlich dazu steht in Artikel 40, dass Kinder, die mit dem Gesetz in Konflikt 
geraten, das Recht haben „in einer Weise behandelt zu werden, die das 
Gefühl des Kindes für die eigene Würde und den eigenen Wert fördert, seine 
Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten anderer stärkt und 
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das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale 
Wiedereingliederung sowie die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der 
Gesellschaft durch das Kind zu fördern.“
 
Die Rechte und Schutzbestimmungen für Kinder in Kontakt mit dem 
Justizsystem, die von der KRK vorgelegt wurden, werden des Weiteren von 
folgenden internationalen Rechtsinstrumenten gestützt, zusammengefasst 
als UN-Minimalstandards und -Normen für die Jugendgerichtsbarkeit 
bezeichnet: die Rahmenbestimmungen der Vereinten Nationen für die 
Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln, 1985), die Leitlinien der Vereinten 
Nationen für die Verhütung der Jugendkriminalität (Riad-Leitlinien, 1990), 
die Regeln der Vereinten Nationen für den Schutz von Jugendlichen, denen 
ihre Freiheit entzogen ist (Havanna, 1990) und den UN-Aktionsrichtlinien 
betreffend Kinder im Strafjustizsystem (Wiener Richtlinien, 1997)5.

Restorative Justice wird in den Wiener Richtlinien ausdrücklich erwähnt, 
in Artikel 15 heißt es: „Es sind angemessene Schritte zu unternehmen, 
um auf dem gesamten Staatsgebiet eine breite Palette an alternativen und 
Erziehungsmaßnahmen verfügbar zu machen, die vor, während und nach 
einem Strafverfahren Anwendung finden. Ziel ist Rückfallprävention und 
Wiedereingliederung der minderjährigen Straffälligen in die Gesellschaft. 
Wann immer möglich sollten Verfahren der informellen Konfliktbearbeitung 
für Fälle mit jugendlichen Beschuldigten eingesetzt werden, darunter 
Mediation und Verfahren der Restorative Justice, wobei solche zu bevorzugen 
sind, in denen die Opfer involviert werden.“ (eigene Übersetzung)

Besondere Aufmerksamkeit erhalten Kinder als Opfer in den UN Leitlinien für 
den Schutz kindlicher Opfer und Zeugen von Straftaten im Justizverfahren 
von 2005. Dort wird die besondere Gefährdung von Kindern anerkannt, 
die Opfer oder Zeug*innen einer Straftat geworden und so einem erhöhten 
Risiko ausgesetzt sind, im Rahmen ihrer Teilnahme an einem Strafverfahren 
sekundär viktimisiert zu werden. Vor dem Hintergrund der Verpflichtung auf 
das Kindeswohl (Artikel 3 UNKRK) und dem Recht auf Opferschutz (Artikel 
39 UNKRK) mit Hilfe von kindgerechten Verfahren, empfehlen die Richtlinien 
ausdrücklich den Einsatz von „informellen und community-basierten 
Praktiken wie etwa Restorative Justice“ (Artikel 36).

Für dieses Handbuch legen wir die Definition von RJ als alternative 
Herangehensweise zum Umgang mit Kriminalität zugrunde, sowohl bezüglich 
des Verfahrens als auch bezüglich des Ergebnisses, wie 2002 in den UN 
Grundprinzipien für den Einsatz von Programmen der ausgleichsorientierten 

5  Eine umfassende (englischsprachige) Sammlung von Standards und Normen der Vereinten Nationen in den 
Bereichen  Kriminalitätsprävention und Strafjustiz, einschließlich der Jugendgerichtsbarkeit, findet sich hier 
https://www.unodc.org/pdf/criminal_justice/Compendium_UN_Standards_and_Norms_CP_and_CJ_English.pdf
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Justiz6 in Strafsachen definiert:

•	 „Ausgleichsorientiertes Verfahren“ bezeichnet jedes Verfahren, in 
dem Opfer und Täter*in und gegebenenfalls andere von einer Straftat 
betroffene Einzelpersonen oder Gemeinschaftsmitglieder zusammen 
aktiv an der Lösung der sich aus der Straftat ergebenden Probleme 
mitwirken, in der Regel mit Hilfe eines Prozessbegleiters.

•	 „Ausgleichsorientiertes Ergebnis“ bezeichnet eine infolge eines 
ausgleichsorientierten Verfahrens erzielte Vereinbarung. Zu den 
ausgleichsorientierten Ergebnissen zählen Maßnahmen und Programme 
wie Wiedergutmachung, Entschädigung und gemeinnützige Arbeit, 
deren Ziel darin besteht, den individuellen und kollektiven Bedürfnissen 
und Verantwortlichkeiten der Parteien gerecht zu werden und die 
Wiedereingliederung des Opfers und der Täter*in herbeizuführen.

Die UN Grundprinzipien für den Einsatz von RJ sind folgende:

•	 Die Teilnahme muss freiwillig und kostenlos sein.
•	 Es kann in jeder Phase eines Strafverfahrens zur Anwendung kommen.
•	 Das Verfahren ist allparteilich und vertraulich.
•	 Es gilt die Unschuldsvermutung.
•	 Die Sicherheit und die Verfahrensrechte der Beteiligten werden gewahrt.
•	 Jeder Staat muss eigene Richtlinien und Standards entwickeln.

Auf Basis dieser Grundprinzipien und der UN Kinderrechts- und 
-schutzrichtlinien muss jedes Restorative Justice Verfahren, an dem Kinder 
beteiligt sind, nachweisen, dass es im Sinne des Kindeswohlgedankens (Art. 
3 UNKRK) konzipiert und umgesetzt wird, dass es dem Kind Möglichkeit gibt, 
gehört zu werden (Art. 12 UNKRK) und dass alle geeigneten und nötigen 
Schritte unternommen werden, um das Kind vor Schaden zu schützen (Art. 19 
UNKRK). Mit anderen Worten, die Sicherheit von Kindern und Jugendlichen 
muss in einem Restorative Justice Verfahren an erster Stelle stehen. 6

Europarat 

Im Jahr 2010 verabschiedete der Europarat seine „Leitlinien für eine 
kinderfreundliche Justiz“7. Dabei handelt es sich um eine unverbindliche 

6     Anmerkung der Übersetzerin: Die UN-offizielle Übersetzung von Restorative Justice lautet „ausgleichsorientierte 
Justiz“, bei der EU sind es „opferorientierte Verfahren“ und „Wiedergutmachungsdienste“. Alles unglückliche 
Varianten, daher wird in diesem Handbuch der englische Begriff belassen, wie es im Feld der RJ eigentlich 
üblich ist.
7 Der Begriff „kinderfreundliche Justiz“ (oder Justiz für Kinder) bezieht sich auf alle Kinder, die in 
Gerichtsverfahren involviert sind, während sich „Jugendgerichtsbarkeit“ auf Kinder bezieht, die in Konflikt mit 
dem Gesetz geraten sind.



21

Übereinkunft, um eine effektive Umsetzung bestehender bindender 
universeller und europäischer Standards zum Schutz und zur Förderung der 
Kinderrechte zu gewährleisten, darunter besonders die Notwendigkeit des 
Schutzes vor einer möglichen Sekundärviktimisierung durch die Teilnahme 
an Gerichtsverfahren, die sie betreffen oder einbeziehen. Die Leitlinien sind 
in verschiedene Prinzipien aufgeteilt, die sich auf den Zeitpunkt vor, während 
und nach einem Gerichtsprozess beziehen8.

Kinderfreundliche Justiz wird von den Prinzipien Beteiligung, Berücksichtigung 
des Kindeswohls, Würde, Schutz vor Diskriminierung und Rechtsstaatlichkeit 
geleitet. Die Leitlinien besagen, dass ein kinderfreundliches Justizsystem die 
Würde des Kindes achten und ihnen mit Respekt, Fürsorge und Fairness 
begegnen muss. Es muss zugänglich, altersgerecht und zuverlässig sein, 
den Kindern zuhören, ihre Standpunkte ernst nehmen sowie gewährleisten, 
dass auch die Interessen derjenigen, die nicht für sich sprechen können, 
geschützt werden.

Die Richtlinien beziehen sich auf alle Arten, auf die Kinder, aus welchem 
Grund und in welcher Rolle auch immer – sei es als ZeugInnen, Opfer oder 
Täter*innen – an  Zivil-, Straf- oder Verwaltungsverfahren beteiligt sind. 
Ziel der Leitlinien ist, sicherzustellen, dass in allen solchen Vorgängen 
alle Kinderrechte, darunter das Recht auf Information, anwaltschaftliche 
Vertretung und Schutz, vollständig beachtet werden unter Berücksichtigung 
der Reife des Kindes und der Umstände des Falls. Darüber hinaus sollen 
alle Fälle, an denen Kinder beteiligt sind, in einer  kindgerechten Umgebung  
stattfinden, die nicht einschüchternd wirkt. 

Außerdem ist gemäß der Leitlinien jede Form der Freiheitsentziehung bei 
Kindern nur als letztes Mittel einzusetzen und darf nur von kürzestmöglicher 
Dauer sein (N. 24). Alternativen zu Strafverfahren wie etwa Mediation, 
Diversion und Schlichtungsverfahren sollen angeregt werden, wann immer 
sie dem Kindeswohl dienen. Somit gewinnen restorative Verfahren als 
Alternativen zu Strafverfahren an Gewicht und sind vorzuziehen, da sie für 
Kinder weniger belastend sind. Sie sind sowohl als Diversionsmaßnahmen als 
auch im Kontext von Bewährung/Alternativmaßnahmen zu Haft einsetzbar.

Analog fordert die Empfehlung des Ministerkomitees bezüglich europäischer 
Grundsätze für von Sanktionen und Maßnahmen betroffene jugendliche 
Straftäter Rec (2008)11 von den Mitgliedstaaten, in Anbetracht der 

8  Beruhend auf verschiedenen, Kinderrechte betreffenden Empfehlungen des Ministerkomitees an die 
Mitgliedsstaaten, darunter: Empfehlung des Ministerkomitees bezüglich europäischer Grundsätze für von 
Sanktionen und Maßnahmen betroffene jugendliche Straftäter Rec (2008) 11; Empfehlung Rec (2003) 20 über neue 
Wege zur Bewältigung der Jugendkriminalität und die Rolle der Jugendgerichtsbarkeit; Empfehlung Rec (2005) 
5 über die Rechte in Betreuungseinrichtungen lebender Kinder; Empfehlung Rec (2006) 2 über Europäische 
Strafvollzugsgrundsätze; Empfehlung Rec (2009) 10 über nationale Strategien zum Schutz von Kindern vor 
Gewalt; Empfehlung Rec (2004) 10 zum Schutz der Menschenrechte und der Würde von Personen mit psychischer 
Störung; Empfehlung Nr. R (1992) 16  über europäische Grundsätze betreffend ambulante Sanktionen und 
Maßnahmen; Empfehlung Nr. R (1987) 20 über gesellschaftliche Antworten auf Jugendkriminalität, etc.



22

„Beeinträchtigungen“ (Nr. 49.1) durch Haft ein „breites Spektrum an ambulanten 
Sanktionen und Maßnahmen“ (Nr. 23.1) vorzusehen, wobei vorrangig solche 
eingesetzt werden sollen, „die eine pädagogische Wirkung haben und eine 
Wiedergutmachung der von Jugendlichen begangenen Straftaten darstellen 
können“ (Nr. 23.2). Gemäß Grundprinzip Nr. 12 sind „Mediation und andere 
Maßnahmen der Wiedergutmachung in allen Verfahrensabschnitten, bei 
denen Jugendliche betroffen sind, zu fördern“. Empfehlung Rec (2003)20 
zu neuen Wegen im Umgang mit Jugenddelinquenz und der Rolle der 
Jugendgerichtsbarkeit unterstreicht ebenso die Wichtigkeit von Alternativen 
zur Strafverfolgung, welche ein leicht zugänglicher Teil des regulären Ablaufs 
sein, den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren und nur bei freiwilliger 
Verantwortungsübernahme angewandt werden sollen. (Art. 7)

Selbstverständlich müssen auch Alternativen zu Gerichtsverfahren und 
Inhaftierung Verfahrensrechte und rechtlichen Schutz für die Betroffenen 
garantieren. Bei der Festlegung  solcher Minimalstandards für Restorative 
Justice mit Jugendlichen spielen die Leitlinien, aber auch andere Bestimmungen 
und Empfehlungen des Europarats eine zentrale Rolle. Die Leitlinien fordern 
spezifische Regeln, um sicherzustellen, dass alle Beteiligten an solchen 
Verfahren, und Minderjährige im Besonderen, die gleichen Schutzrechte 
genießen wie in einem regulären Strafverfahren (Nr. 26).

Die Bestimmungen und Prinzipien aus der Europaratsempfehlung Nr. R 
(1999) 19 über die Mediation in Strafsachen (Täter-Opfer-Ausgleich, TOA) 9, 
welche sich mit den allgemeinen Prinzipien des TOA, der Rechtsgrundlage, 
der Position des TOA innerhalb der Strafjustiz, der Wichtigkeit ethischer 
Regeln, der Ausbildung, Forschung und Evaluierung befassen, sind von 
besonderer Relevanz. Genauer:

•	 Die fünf allgemeinen Prinzipien (Abschnitt 2): Freiwilligkeit der 
Teilnahme, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit der Dienste, Anwendbarkeit in 
allen Phasen, Autonomie des Verfahrens.

•	 Die Rechtsgrundlagen des Täter-Opfer-Ausgleich (Abschnitt 3): 
Gesetzgebung bezüglich der Anwendung aber ohne Überregulierung, 
Richtlinien bezüglich der Anwendung in der nationalen Gesetzgebung, 
Bedingungen zur Überweisung von Fällen und zum weiteren Ablauf 
danach, Verfahrensrechte wie das Recht auf rechtliche Vertretung, 
Übersetzung und das Recht der Kinder auf elterliche Unterstützung 
während der Mediation.

9 Anmerkung der Übersetzerin: Im deutschen Sprachgebrauch hat sich Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) etabliert, 
daher wird im weiteren Verlauf dieser Begriff verwendet.
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Beziehung zwischen Justizsystem und TOA (Abschnitt 4): Entscheidung 
über die Überweisung, Bewertung des Ergebnisses, Informationspflicht, 
besondere Schutzmaßnahmen für Kinder, Anerkennung der wesentlichen 
Fakten im Unterschied zu Schuldeingeständnis, und Verfahrensrechte.

•	 Arbeit auf der Grundlage anerkannter Standards, Entwicklung von 
Richtlinien bezüglich Kompetenz und ethischen Grundsätzen sowie zu 
Auswahl, Ausbildung und Beurteilung von Vermittlern (Abschnitt 5).

•	 Die Notwendigkeit der Weiterentwicklung des TOA durch regelmäßige 
Beratung zwischen VertreterInnen von Justiz und TOA sowie durch 
Forschung und Evaluation der Mediationspraxis (Abschnitt 6).

Obwohl es sich bei der Europaratsempfehlung (99) 19 um nicht zwingendes 
Recht handelt, hatte sie in verschiedenen europäischen Ländern 
weitreichende Auswirkungen. Gestärkt wurde sie außerdem durch die 2007 
von der Europäischen Kommission für die Wirksamkeit der Justiz (CEPEJ) 
herausgegebenen Leitlinien für eine bessere Umsetzung der existierenden 
Empfehlung über die Mediation in Strafsachen/Täter-Opfer-Ausgleich.

Europäische Union 

Auch wenn alle EU-Länder die UNKRK ratifiziert haben und somit den 
darin festgelegten Prinzipien verpflichtet sind, werden Kinderrechte auch 
im Vertrag von Lissabon unter Artikel 3(3) als besonderes Ziel der EU 
festgelegt. Darüber hinaus verpflichtet auch die EU-Grundrechtecharta in 
Artikel 24 ihre Mitglieder darauf, Kinder zu schützen, auf ihr Wohl zu achten, 
ihre freie Meinungsäußerung zu gewährleisten und ihre Ansichten zu 
berücksichtigen. Auch die EU-Agenda für die Rechte des Kindes (2011) legt 
spezielle Maßnahmen zum Schutz der Kinder, wie sie bereits in der UNKRK 
und der Grundrechtecharta aufgestellt wurden, fest10. In der Agenda sind 
eine Reihe von konkreten Schritten bezeichnet, mit deren Hilfe die EU ihren 
Verpflichtungen, darunter die kinderfreundliche Gestaltung der Justiz, der 
Schutz von Kindern in prekären Situationen und der Kampf gegen Gewalt 
gegen Kinder, nachkommen soll. Die kinderfreundliche Gestaltung der 
Justiz gilt als dem besten Interesse des Kindes, dem Kinderschutz und der 
aussagekräftigen Beteiligung von Kindern an Gerichtsverfahren dienlich. In 
Bezug auf die Jugendgerichtsbarkeit konzentrierten sich die Bemühungen der 

10  Weitere internationale Rechtsinstrumente, die von Europa übernommen wurden und mehr oder weniger 
direkt die Kinderrechte beeinflussen, sind die Europäische Menschenrechtskonvention von 1950 (EMRK) und das 
Europäische Übereinkommen über die Ausübung von Kinderrechten (ECECR, dt. nach CH Beck: EurKindRÜK) 
von 1996.
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EU-Institutionen und -Behörden auf die Stärkung der Europarats-Richtlinien 
für eine kinderfreundliche Justiz. Neben der Unterstützung von Projekten 
zum Austausch von Best Practices und der Fortbildung von Fachkräften, 
die mit Kindern in Kontakt kommen, beinhaltet die Agenda zwei wichtige 
Vorschläge für EU-Richtlinien.

Als erstes zu nennen ist die Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in 
Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen 
in Strafverfahren sind. Sie ist Teil des Fahrplans  zur Stärkung von 
Verfahrensrechten verdächtigter oder angeklagter Personen und soll 
diese Schutzrechte den höheren Anforderungen des Schutzes von Kindern 
im Konflikt mit dem Gesetz anpassen. Sie enthält daher zusätzlich zu den 
Verfahrensrechten für erwachsene Verdächtige oder Angeklagte eine Reihe 
spezieller Sicherheitsbestimmungen für Minderjährige, die einer Straftat 
verdächtigt  oder angeklagt sind.

Eines der Kernthemen der Richtlinie ist das Recht auf anwaltliche Vertretung. 
Die Mitgliedstaaten sind angehalten, dafür zu sorgen, dass verdächtigten 
oder angeklagten Kindern anwaltliche Unterstützung zukommt, falls nötig 
unter Einsatz von Prozesskostenhilfe, außer wenn dies angesichts der 
Umstände des Falles als unverhältnismäßig erscheint. Weitere wichtige 
Bestimmungen der Richtlinie betreffen das Recht auf Information über 
Rechte, auf individuelle Beurteilung, auf medizinische Untersuchung und auf 
audiovisuelle Aufzeichnung des Verhörs. Auch spezielle Schutzrechte von 
Kindern im Freiheitsentzug, und hier besonders in Haft, sind enthalten. Die 
Mitgliedstaaten werden darüber hinaus dazu verpflichtet, sicherzustellen, 
dass die zuständigen Behörden wo möglich auf alternative Maßnahmen 
zum Freiheitsentzug zurückgreifen können. Diese Alternativen werden zwar 
nicht en detail genannt, in Artikel 20 zum Thema Schulung wird jedoch von 
den Mitgliedstaaten verlangt, sicherzustellen, „dass diejenigen, die Kindern 
Unterstützung leisten oder Wiedergutmachungsdienste zur Verfügung 
stellen, eine ihrem Kontakt mit den Kindern angemessene Schulung erhalten 
und berufliche Verhaltensregeln beachten, die sicherstellen, dass sie ihre 
Tätigkeit unvoreingenommen, respektvoll und professionell ausführen“.

Die zweite zu nennende Richtlinie ist Nr 2012/29/EU (im Weiteren als 
Opferschutzrichtlinie bezeichnet), welche Teil des Strategieplans zur 
Stärkung der Opferrechte und des Opferschutzes, insbesondere im 
Kontext der Strafverfolgung, ist und Minimalstandards über die Rechte, 
die Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten aufstellt. Sie 
ersetzt somit den Rahmenbeschluss des Rates Nr. 2001/220/JHA und ist ein 
rechtlich bindender Rechtsakt geworden. Die Opferschutzrichtlinie drückt 
das Engagement der EU aus, die Rechte von Opfern von Straftaten umfassend 
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und konsequent zu fördern.

In der Opferschutzrichtlinie gelten Kinder grundsätzlich als besonders 
verletzbare Opfer, insbesondere jene, die unter sekundärer und wiederholter 
Viktimisierung, von Einschüchterung und Vergeltung leiden. Als solches 
sollen ihnen besonderer Schutz, Fürsprache, weitere spezialisierte 
Unterstützungsdienste für Kinder als direkte oder indirekte Opfer (siehe 
Artikel 23, 24; Erwägungen 38, 57) sowie individuelle Begutachtung 
zukommen. Opfer im Kindesalter sollten alle in dieser Richtlinie festgelegten 
Rechte genießen und sollten als die vollen Inhaber dieser Rechte behandelt 
werden; sie sollten diese Rechte in einer Weise wahrnehmen dürfen, die ihrer 
Fähigkeit, sich selbst eine Meinung zu bilden, Rechnung trägt (Erwägung 14).

Die Richtlinie spricht kindlichen Opfern zusätzliche Rechte zu, wie etwa die 
Möglichkeit, sämtliche Vernehmungen audiovisuell aufzuzeichnen und die 
Aufzeichnung als Beweismittel in Strafverfahren zu verwenden, die Möglichkeit, 
eine besondere Vertreter*in zu bestellen, wenn das Risiko besteht, dass es 
einen Interessenskonflikt mit den Träger*innen des elterlichen Sorgerechts, 
sowie gegebenenfalls das Recht auf anwaltliche Vertretung im  eigenen 
Namen. Das Recht von Opfern im Kindesalter, in Strafverfahren gehört zu 
werden, sollte nicht allein deshalb ausgeschlossen werden, weil das Opfer 
ein Kind ist, und auch nicht aufgrund des Alters des Opfers (Erwägung 42). 
Die Bedeutung der Aussage des Kindes kann nicht allein auf Grund des Alters 
beurteilt werden, da die Fähigkeiten, sich eine eigenen Meinung zu bilden, 
von einer Vielzahl von Faktoren abhängen, als da sind: die Informationen, 
die das Kind erhalten hat, die gemachten Erfahrungen, das Umfeld, soziale 
und kulturelle Erwartungen und das Maß an Unterstützung, das das Kind 
erhalten hat. Daher muss der Gewicht der kindlichen Aussage fallbezogen 
bewertet und betrachtet werden.

Die Richtlinie bestimmt zudem, dass bei ihrer Anwendung das Wohl 
des Kindes entsprechend der EU Grundrechtecharta und der UNKRK 
vorrangig sein muss (Erwägung 14): maßgeblich sei eine kindgerechte 
Herangehensweise, die Alter, Reife, Sichtweisen, Bedürfnisse und Sorgen des 
Kindes berücksichtigt.

Darüber hinaus ist die Richtlinie auf Grund ihrer Verbindlichkeit das wichtigste 
rechtliche Instrument zur Regelung von RJ-Verfahren in der EU. Tatsächlich 
beinhaltet sie eine weite Definition der „Wiedergutmachungsdienste“11, 
verpflichtet die Mitgliedstaaten darauf, Opfer über die Verfügbarkeit von 
Restorative Justice Verfahren zu informieren und die Überweisung zu 
entsprechenden Fachstellen zu regeln, und bestimmt Schutzrechte für Opfer 
von Straftaten gegenüber RJ. Einerseits erkennt die Richtlinie die Vorteile, 
die RJ-Verfahren für Opfer von Straftaten haben können, andererseits 

11  Anmerkung der Übersetzerin: Die ungünstige offizielle deutsche Übersetzung von „Restorative Justice 
Services“
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konzentriert sie sich auf den Schutz der Opfer vor sekundärer und 
wiederholter Viktimisierung.

Die Definition von Restorative Justice, welche die Opferschutzrichtlinie 
zu Grunde legt, erlaubt verschiedene RJ-Verfahren und -Ergebnisse: 
„Wiedergutmachung [bezeichnet] ein Verfahren, das Opfer und Täter, falls 
sie sich aus freien Stücken dafür entscheiden, in die Lage versetzt, sich mit 
Hilfe eines unparteiischen Dritten aktiv an einer Regelung der Folgen einer 
Straftat zu beteiligen“ (Art. 2.1d). Auch nimmt die Opferschutzrichtlinie die 
verschiedenen RJ-Verfahren „darunter die Mediation zwischen Straftäter 
und Opfer, Familienkonferenzen und Schlichtungskreise“ (Erwägung 46) zur 
Kenntnis.

Es werden einige Faktoren aufgelistet, die zum Zweck des Schutzes von Opfern, 
welche an RJ-Verfahren teilnehmen, zu bedenken sind: „die Art und Schwere 
der Straftat, der Grad der verursachten Traumatisierung, die wiederholte 
Verletzung der körperlichen, sexuellen oder psychischen Unversehrtheit 
des Opfers, ungleiches Kräfteverhältnis sowie Alter, Reife oder geistige 
Fähigkeiten des Opfers“ (Erwägung 46). Die Hauptbestimmung betreffend 
Restorative Justice ist Artikel 12, in welchem die Schutzmaßnahmen für 
Opfer festgelegt sind. Sie sollen dafür sorgen, „dass die Opfer, die sich für 
die Teilnahme an einem Wiedergutmachungsverfahren entscheiden, Zugang 
zu sicheren und fachgerechten Wiedergutmachungsdiensten haben“. Diese 
Schutzmaßnahmen, die die Mitgliedstaaten einhalten müssen, beziehen sich 
auf Grundprinzipien der Restorative Justice, darunter die Freiwilligkeit der 
Teilnahme und die Vertraulichkeit des Prozesses als die wichtigsten. Ziel von 
Artikel 12 ist es, zu gewährleisten, dass dort, wo RJ-Verfahren angeboten 
werden, entsprechende Schutzmaßnahmen getroffen wurden, um das Opfer 
vor wiederholter Viktimisierung durch den Prozess zu schützen.

In ihrem Leitfaden zur Umsetzung der Richtlinie 2012/29/EU schlägt die 
Europäische Kommission vor, dass es „sinnvoll sein kann, eigene nationale 
Standards für Restorative Justice Verfahren zu entwickeln, welche den 
Anforderungen der Richtlinie entsprechen und mit der bewährten Praxis 
der EU im Umgang mit Opfern von Straftaten übereinstimmen. Darin sollten 
folgende Themen geregelt sein: die freiwillige Zustimmung der beteiligten 
Parteien, ihre angemessene Information über die Konsequenzen des 
Mediationsprozesses, Vertraulichkeit des Verfahrens, Allparteilichkeit/
Neutralität der Beratung, die Möglichkeit, die Teilnahme jederzeit  zu beenden, 
die Kontrolle der Umsetzung der Vereinbarung sowie die Kompetenzen der 
Mediator*innen. Die Interessen des Opfer sollten bei der Entscheidung über 
eine Mediation sowie während ihre Ausführung vollständig und sorgfältig 
bedacht werden, unter Berücksichtigung der Schutzbedürftigkeit des 
Opfers.“
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Übersicht: Standards und Schutzbestimmungen für 
Restorative Justice mit Kindern

Rechtsinstrument Kernbestimmungen

Internationaler Pakt über 
bürgerliche und politis-
che Rechte (1966)

Alle Artikel des ICCPR gelten für alle Menschen, 
Kinder eingeschlossen.
Art. 9, 10, 14, 15: Bestimmungen über fairen 
Prozess, inklusive für Kinder und Jugendliche.
Art. 24: Recht jedes Kindes auf Schutz.

Rahmenbestimmungen 
der Vereinten Nationen 
für die Jugendgerichts-
barkeit (Beijing-Regeln, 
1985)

Diese Richtlinien wurden mit dem Ziel verabschie-
det, das Wohl und das beste Interesse des Kindes 
und seiner/ihrer Eltern im Kontext der Jugend-
gerichtsbarkeit zu gewährleisten, wobei es nicht 
nur um die Behandlung oder den Zugang zu Re-
chtsverfahren, sondern auch um Prävention von 
Jugenddelinquenz geht.

Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes 
(UN-Kinderrechtskonven-
tion, 1989)

Definition des Begriffs Kind, sowie Recht auf 
Leben/Überleben und Entwicklung (Art. 6), Schutz 
vor Diskriminierung (Art. 2), Kindeswohl (Art. 3) 
und Berücksichtigung des Kindeswillens (Art. 12).
Art. 19: Schutz vor jeglicher Form von Gewalt.
Art. 37 und 40: Kernbestimmungen zur Jugendge-
richtsbarkeit.

Leitlinien der Vereinten 
Nationen für die Verhü-
tung der Jugendkrimi-
nalität (Riad-Leitlinien, 
1990)

Die Riad-Leitlinien wurden verabschiedet, um die 
Notwendigkeit einer fortschrittlichen Politik im 
Bereich der Kriminalitätsprävention zu betonen 
und anzuerkennen, dass eine systematische Er-
forschung und Fortentwicklung der Maßnahmen 
erforderlich ist.

Regeln der Vereinten 
Nationen für den Schutz 
von Jugendlichen, denen 
ihre Freiheit entzogen ist 
(Havanna, 1990)

Im Bewusstsein, dass Jugendliche im Freiheit-
sentzug hochgradig gefährdet sind, Opfer von 
Missbrauch, Gewalt und Rechtsverletzungen zu 
werden und angesichts der Tatsache, dass viele 
Justizsysteme nicht zwischen Erwachsenen und 
Jugendlichen unterscheiden, beziehen sich diese 
Regeln auf:
- Jugendliche in Strafvollzug und Untersuchungs-
haft.
- die Verwaltung von Jugendarrestanstalten.
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Rechtsinstrument Kernbestimmungen

UN-Aktionsrichtlinien be-
treffend Kinder im Stra-
fjustizsystem (Wiener 
Richtlinien, 1997)

Diese Richtlinien sollen einen Rahmen für die 
Umsetzung der UNKRK bieten und die Ziele der 
Konvention in Bezug auf Kinder im Kontext der 
Jugendgerichtsbarkeit weiterführen, sowie die 
Standards und Richtlinien der Vereinten Nationen 
zur Jugendgerichtsbarkeit und verwandte Recht-
sakte, wie z.B. die Grundprinzipien der recht-
mäßigen Behandlung von Verbrechensopfern 
und Opfern von Machtmissbrauch anwenden.
Restorative Justice wird in diesen Richtlinien 
eindeutig erwähnt, so in Art. 15: „Wo es angemes-
sen ist, sollen in Fällen mit einem minderjährigen 
Angeklagten Verfahren der informellen Konfli-
ktschlichtung zur Anwendung kommen, darun-
ter Mediation und Restorative Justice Verfahren, 
insbesondere jedoch Verfahren, die das Opfer 
einbeziehen“.

Empfehlung Nr. R (1999) 
19 des Ministerkomitees 
über die Mediation in 
Strafsachen

Formuliert und behandelt allgemeine Prinzipien 
der Mediation, ihre Rechtsgrundlage, die Funk-
tion der Mediation innerhalb der Strafjustiz, die 
Wichtigkeit ethischer Regeln, Ausbildung, Fors-
chung und Evaluation.

UN-„Grundprinzipien für 
den Einsatz von Pro-
grammen der ausglei-
chsorientierten Justiz in 
Strafsachen”(2002)

Dieser Rechtsakt definiert restorative Prozesse 
und restorative Ergebnisse sowie die Grundprinzi-
pien der Anwendung von RJ, wie sie auch diesem 
Handbuch  zugrunde gelegt sind.

Empfehlung Rec(2003)20 
des Ministerkomitees zu 
neuen Wegen im Um-
gang mit Jugenddelin-
quenz und der Rolle der

Betont die Wichtigkeit von Alternativen zur re-
gulären Strafverfolgung, welche innerhalb eines 
regulären Verfahrens leicht zugänglich sein und 
auf Verhältnismäßigkeit sowie freiwilligem Schul-
deingeständnis beruhen sollen (Art. 7).

Jugendgerichtsbarkeit Sie anerkennen die besondere Schutzbedürftigkeit 
von Kindern, die Opfer oder Zeug*innen einer 
Straftat geworden und bei denen durch ihre Tei-
lnahme an einem Strafverfahren ein besonderes 
Risiko von Sekundärviktimisierung besteht. Diese 
Leitlinien regen die Anwendung von „informellen 
und gemeinwesengestützten Justizverfahren, wie 
der ausgleichsorientierten Justiz“ an (Art. 36).
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Rechtsinstrument Kernbestimmungen

Vertrag von Lissabon 
(2007)

Der Schutz der Kinderrechte wird ausdrücklich 
als eines der Hauptziele der EU gewürdigt, sowo-
hl intern als auch in ihren internationalen Bezie-
hungen. Art. 3 des EU-Vertrags verpflichtet die 
EU auf die Förderung der Kinderrechte.

Empfehlung des Europa-
rates Rec(2008)11 über die 
Europäischen Grundsätze 
für die von Sanktionen 
und Maßnahmen be-
troffenen jugendlichen 
Straftäter

Beauftragt Staaten „ein breites Spektrum an 
ambulanten Sanktionen und Maßnahmen“ vor-
zusehen und verweist darauf, dass dabei jene zu 
bevorzugen sind, welche „eine pädagogische Wir-
kung haben und eine Wiedergutmachung der von 
Jugendlichen begangenen Straftaten darstellen 
können“ (Nr. 23).
Nr. 12: „Mediation und andere Maßnahmen der 
Wiedergutmachung sind in allen Verfahrensabs-
chnitten, bei denen Jugendliche betroffen sind, zu 
fördern“.

Leitlinien des Europara-
tes für eine kinderfreu-
ndliche Justiz, 2010

Gemäß dieser Richtlinien muss ein kinderfreu-
ndliches Justizsystem die Kinder würdevoll und 
mit Respekt, Fairness und Umsicht behandeln. 
Es muss erreichbar, verständlich und zuverlässig 
sein, den Kindern zuhören und ihre Ansichten 
ernst nehmen sowie sicherstellen, dass auch die 
Interessen derjenigen, die sich nicht selbst äußern 
können, gewahrt werden.
Jede Form von Freiheitsentzug sollte bei Kindern 
nur als letztes Mittel und für die kürzest mögliche 
Dauer eingesetzt werden. (Nr. 24). Alternativen zu 
Gerichtsprozessen wie Mediation, Diversion und 
Konfliktschlichtung sollen wann immer es im bes-
ten Interesse des Kindes ist, angeregt werden.
Insbesondere sollen „Alternativen zu Gerichts-
prozessen das gleiche Niveau an Schutzrechten 
gewähren. Die Kinderrechte wie in diesen Leitli-
nien und allen weiteren relevanten Rechtsakten 
zur Kinderrechten beschrieben sollen in gleichem 
Maße bei Verfahren vor Gericht und außerhalb 
des Gerichts geachtet werden“ (Nr. 26).

Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union, 
2010

Art. 24: Das Recht auf Schutz für jedes Kind; 
das Kindeswohl als Hauptgesichtspunkt in allen 
Vorgängen, die Kinder betreffen; die wirksame 
Beteiligung von Kindern.
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Rechtsinstrument Kernbestimmungen

EU Agenda für die Rech-
te des Kindes (2011)

Die EU Agenda versammelt Maßnahmen, die 
die Wahrung der Kinderrechte, wie sie in der 
UNKRK und der EU-Charta niedergelegt sind, 
unterstützen sollen und bezeichnet eine Reihe von 
konkreten Schritten mit Hilfe derer die EU diese 
Verpflichtungen umsetzen soll.

Richtlinie 2012/29/EU 
des Europäischen Parla-
ments und des Rates über 
Mindeststandards für die 
Rechte, die Unterstüt-
zung und den Schutz von 
Opfern von Straftaten 
und 2012/29/EU der Euro-
päischen Kommission zur 
Umsetzung der Richtlinie

Kinder gelten grundsätzlich als besonders ver-
letzbare Opfer, insbesondere jene, welche von 
sekundärer und wiederholter Viktimisierung, 
von Einschüchterung und Vergeltung bedroht 
sind. Als solches sollen ihnen besonderer Schutz, 
Fürsprache, weitere spezialisierte Unterstüt-
zungsdienste für Kinder als direkte oder indire-
kte Opfer (siehe Artikel 23, 24; Erwägungen 38, 
57) sowie individuelle Begutachtung zukommen. 
Opfer im Kindesalter sollten diese Rechte in einer 
Weise wahrnehmen dürfen, die ihrer Fähigkeit, 
sich selbst eine Meinung zu bilden, Rechnung trä-
gt (Erwägung 14).
Die Opferschutzrichtlinie ist auf Grund ihrer 
Verbindlichkeit das wichtigste rechtliche Instru-
ment zur Regelung von RJ-Verfahren in der EU. 
Tatsächlich beinhaltet sie eine weite Definition 
der „Wiedergutmachungsdienste“, verpflichtet 
die Mitgliedstaaten darauf, Opfer über die Ver-
fügbarkeit von Restorative Justice Verfahren zu 
informieren, die Überweisung zu entsprechenden 
Fachstellen zu regeln und bestimmt Schutzrechte 
für Opfer von Straftaten gegenüber RJ zu garan-
tieren.
Artikel 12 legt das Recht der Opfer auf Schutz-
maßnahmen fest, um sicherzustellen,  „dass die 
Opfer, die sich für die Teilnahme an einem Wie-
dergutmachungsverfahren entscheiden, Zugang 
zu sicheren und fachgerechten Wiedergutma-
chungsdiensten haben“.

Richtlinie (EU) 2016/800 
des Europäischen Par-
laments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über 
Verfahrensgarantien in 
Strafverfahren für Kin-
der, die Verdächtige oder 
beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sind

Diese Richtlinie legt eine Reihe von Schutzmaßna-
hmen für Kinder im Konflikt mit dem Gesetz fest, 
darunter zusätzliche Verfahrensrechte zu denjeni-
gen, die für erwachsene Verdächtige oder Ange-
klagte gelten.
Die Richtlinie fordert auch, dass „diejenigen, die 
Kindern Unterstützung leisten oder Wiedergut-
machungsdienste zur Verfügung stellen, eine 
ihrem Kontakt mit den Kindern angemessene 
Schulung erhalten und berufliche Verhaltensrege-
ln beachten, die sicherstellen, dass sie ihre Täti-
gkeit unvoreingenommen, respektvoll und profes-
sionell ausführen“ (20).
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Einleitung 

Restorative Justice ist ein Überbegriff, unter dem sich verschiedenen 
Praktiken innerhalb des strafrechtlichen Kontextes versammeln, wobei nicht 
immer Einigkeit darüber besteht, was RJ überhaupt ausmacht. Unstrittig 
ist jedoch, dass die wesentlichen drei RJ-Verfahren Mediation (TOA), 
Conferencing und Kreisverfahren sind.

Dieser zweite und Hauptteil des Handbuchs führt daher in diese drei 
maßgeblichen RJ-Praktiken ein und stellt hiernach die drei Vorgehensweisen 
vor, die wir als aussichtsreich identifiziert haben: der Jugend-TOA in Belgien 
als dem ersten europäischen Land, das RJ in die Jugendgerichtsbarkeit 
eingeführt hat; die Jugendkonferenzen in Nordirland, wo die Anwendung 
von Konferenzen mit Jugendlichen im europäischen Vergleich am meisten 
gefestigt ist; und Täter-Opfer-Ausgleich in Finnland, welcher ein Beispiel für 
die erfolgreiche Umsetzung von TOA im Jugend- und Erwachsenenbereich 
durch einen landesweit agierenden Träger ist, und sowohl in Straf- als auch 
in Zivilverfahren zum Einsatz kommt12.

Für jedes der drei RJ-Verfahren gibt es eine praktische Anleitung für die 
konkrete Umsetzung, mit detaillierten Erklärungen der einzelnen Schritte 
und Besonderheiten. Die Präsentationen folgen einer einheitlichen Struktur:

•	 Einleitung: allgemeine Situation von RJ im entsprechenden Land, 
rechtlicher Rahmen und politische Maßnahmen

•	 Vorstellung des Verfahrens: Definition, Prinzipien und Werte, 
Anwendungsbereich

•	 Umsetzung: beteiligte Akteure und Institutionen, Ausbildung der 
Mediator*innen/Koordinator*innen, Phasen des Prozesses und wichtige 
Aspekte, Implementierung vor Ort und Kooperation der verschiedenen 
Organe

•	 Evaluation, Monitoring und Forschung: Evaluierung der Umsetzung, 
Bericht über die Erfahrungen von Kindern mit dem RJ-Verfahren, 
zentrale Forschungsbefunde über das Verfahren, aus der Umsetzung 
gewonnene Erkenntnisse und künftige Herausforderungen.

•	 Fallstudien: pro Land werden zwei Fälle vorgestellt, an denen Kinder 

12  Alle drei Beispiele behandeln Verfahren mit Kindern, sowohl  als Täter*innen als auch als Opfer. Die 
Beteiligung von Kindern als Opfer ist jedoch, wie oben erwähnt, noch nicht so verbreitet, obwohl es sich hier um 
etablierte und gefestigte Praktiken handelt. Daten zur Teilnahme von Kindern als Opfer an RJ-Verfahren sind 
weiterhin rar.
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beteiligt waren, wobei der erste für Land und Methode typisch sein soll, 
und der andere eher eine Ausnahme, in welcher Herausforderungen 
zu meistern waren. Auch wenn sie verallgemeinert und anonymisiert 
dargestellt werden, beinhalten sie genügend Details um anderen 
Praktizierenden ein Verständnis der Schritte, Entscheidungen, 
Herausforderungen, Erfolge, Momente des Zögerns, der Ergebnisse etc. 
zu ermöglichen.

2.1 Überblick über Verfahren der Restorative 
Justice

Mediation in Strafsachen / Täter-Opfer-Ausgleich

Die Mediation in Strafsachen (Victim-Offender-Mediation, im deutschen 
Sprachgebrauch Täter-Opfer-Ausgleich) ist gegenwärtig die am weitesten 
verbreitete Methode der Restorative Justice, vor allem in Nordamerika und 
Europa. Üblicherweise treffen sich Täter*in und Opfer,  wobei sie, besonders 
Minderjährige, manchmal jemanden zur Unterstützung mitbringen. Zwischen 
den einzelnen Varianten bestehen beträchtliche Unterschiede, (wie die  
indirekte Shuttle- oder Pendelmediation) in der Regel handelt es sich jedoch 
um einen freiwilligen Austausch in direkter Begegnung zwischen Täter*in 
und Opfer, welche von einer (oder mehreren) Mediator*innen begleitet wird, 
um den Kommunikationsprozess der Konfliktparteien, ihre Verhandlung 
um Wiedergutmachung und weitere Schritte zu unterstützen. In manchen 
Ländern sind die Mediator*innen hauptamtliche Fachkräfte, in anderen 
handelt es sich um fortgebildete Ehrenamtliche. Weitgehend Konsens besteht 
darüber, dass die Mediation, egal ob ehren- oder hauptamtlich angeboten, auf 
Basis einer qualifizierten Ausbildung und fachlichen Standards professionell 
ausgeführt werden muss.

Maßgebliches Ziel dieses Verfahrens ist die Stärkung der zwei Beteiligten – 
jener Person, die geschädigt wurde und jener, die den Schaden verursacht 
hat  – indem ihnen die Möglichkeit gegeben wird, in einem geschützten 
Rahmen über die Tat  zu sprechen, ihre Gefühle auszudrücken und dem/der 
anderen zuzuhören. Die Bedürfnisse  des Opfers nach sowohl finanzieller 
Entschädigung und emotionaler Aufarbeitung werden  besprochen, und die 
Täter*in macht Vorschläge und Angebote der Wiedergutmachung, unter 
anderem möglicherweise eine echte und annehmbare Entschuldigung 
(siehe Aertsen et al., 2004). TOA kann täterfokussiert, opferfokussiert oder 
eher ausgeglichen ausgerichtet sein.
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Der TOA kann zu jedem Zeitpunkt eines Strafverfahrens eingesetzt werden 
und dieses in manchen Fällen sogar ersetzen, aber meistens wird er während 
eines regulären Gerichtsverfahrens angeregt, wobei sein Ergebnis sich dann 
auf den weiteren Verlauf und das Strafmaß auswirken kann. In manchen 
Kontexten wird der TOA ausschließlich nach der Urteilsverkündung und 
mithin im Strafvollzug angeboten.

Trotz der Unterschiede bezüglich des Ablaufs der Mediation ist ein 
allgemeines Muster erkennbar, das wie folgt beschrieben werden kann: 

a.	 Anregungsphase – Polizei, Staatsanwaltschaft, Richter*innen, 
Bewährungshelfer*innen oder auch Opfer und Täter*innen beauftragen 
eine Mediationsfachstelle.

b.	 Vorbereitungsphase – Täter*in und Opfer werden getrennt kontaktiert 
und gefragt, ob sie bereit sind, an einer Mediation teilzunehmen. In 
dieser Phase sammelt die Mediator*in außerdem Informationen über 
den Fall, terminiert die Sitzungen und bereitet die Konfliktparteien 
auf die Teilnahme vor, indem sie ihre Bedürfnisse, Fähigkeiten und 
Erwartungen ermittelt. Diese Phase ist äußerst  wichtig.

c.	 Phase der Begegnung von Opfer und Täter*in.

d.	 In der letzten Phase werden Ergebnis und Vereinbarung in die Akte 
aufgenommen und diese an die beauftragende Behörde zurückgegeben, 
sowie im Folgenden die Umsetzung der Vereinbarung überwacht.

Conferencing

Conferencing hat seine  Wurzeln in Neuseeland und Australien. Hier werden 
alle von einer Straftat betroffenen Parteien an einem Entscheidungsprozess 
darüber beteiligt, wie am besten auf die Straftat zu reagieren sei. Im 
Kontext der Strafjustiz sind die zwei Hauptvarianten des Conferencing die 
Familiengruppenkonferenzen (FGK) in Neuseeland und die durch die Polizei 
geleiteten Wagga Wagga Konferenzen in Australien. Zu erwähnen sind auch 
die Jugendgerichtskonferenzen, welche sich auf das neuseeländische Modell 
stützen. Hier bringen ein oder mehrere Koordinator*innen jugendliche 
Straftäter*innen mit ihren Opfern und weiteren Unterstützer*innen zusammen, 
um in einem konstruktiven Dialog über das verletzende Verhalten  zu sprechen 
und zu ermitteln, was der oder die Jugendliche an Wiedergutmachung leisten 
kann.
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Die FGK haben sich international verbreitet, und das Modell wurde an 
verschiedene Kontexte angepasst. Das Verfahren geht zwar auf traditionelle 
Justizsysteme zurück, wird in Europa aber vor allem als Erweiterung der 
TOA-Verfahren adaptiert (Zinsstag und Vanfraechem, 2012), was impliziert, 
dass der Hauptunterschied in der Anzahl der involvierten Beteiligten 
liegt. Konkret nehmen nicht nur Opfer und Täter*in teil, sondern auch ihre 
Unterstützer*innen wie Familienmitglieder und enge Freund*innen, sowie 
Vertreter*innen des Gemeinwesens oder der Polizei. Ein weiterer Unterschied 
besteht darin, dass die FGK von einer Koordinator*in geleitet wird, und nicht 
von einer Mediator*in wie beim TOA. Außerdem geht es bei den Konferenzen 
stärker um die Verantwortung der Täter*in und den Handlungsplan, der 
darin erarbeitet wird, während sich der TOA auf die Organisation des 
Dialogprozesses als solches konzentriert.

Voraussetzung für alle Konferenzen ist, dass die Täter*in die Schuld 
eingesteht oder zumindest nicht leugnet, oder bereits für schuldig befunden 
wurde, sowie dass alle Parteien freiwillig teilnehmen und an der Heilung 
ihrer Beziehungen arbeiten wollen. Zu Beginn heißt die Koordinator*in 
alle TeilnehmerInnen willkommen, stellt sie vor und erklärt den Zweck der 
Zusammenkunft. Daraufhin verliest in der Regel die Polizeibeamt*in als 
Vertreter*in der Gesellschaft die Sachlage. Sollte der oder die Beschuldigte 
dieser Tatsachenbeschreibung nicht zustimmen, wird die Versammlung 
beendet und die Polizei kann die Überweisung des Falls  an ein Jugendgericht 
in Erwägung ziehen.

Wurden die wesentlichen Fakten von der Täter*in bestätigt und eventuelle 
abweichende Darstellungen notiert, wird zunächst das Opfer oder eine 
Stellvertreter*in des Opfers gebeten, darzulegen, wie es ihm/ihr mit der  
vorgefallenen Straftat geht und welche  Auswirkungen diese auf ihn/sie hatte. 
Danach sind Täter*in und Unterstützer*innen an der Reihe, ihre Sichtweise 
und Gefühle darzulegen. Wenn alle gehört wurden, wird eine Diskussion unter 
allen darüber eröffnet, wie die Tat zu verstehen ist. In der darauffolgenden 
„Familienphase“, in der sich die Opfer und die Fachleute zurückziehen, 
können der/die Täter*in und die Familie über mögliche Lösungen zur 
Straftat beraten. Diese wird  im Anschluss von einer Sprecher*in der Familie 
(häufig von dem/der Beschuldigten selbst) dem Opfer und seinen/ihren 
Unterstützer*innen vorgeschlagen. Sie wird so lange diskutiert, bis eine 
Einigung erzielt ist. Die Verminderung des Schadens wird durch materielle 
und emotionale Wiedergutmachung angestrebt. Dabei sind eine Bandbreite 
an Lösungen möglich, von einer Entschuldigung über gemeinnützige 
Arbeit bis hin zu Rehabilitationsmaßnahmen wie Inanspruchnahme 
diverser Beratungsangebote, Drogentherapie oder Aufnahme einer 
Berufsausbildung. Die Vereinbarung wird formal niedergeschrieben und 
von allen unterschrieben.
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Kreisverfahren (Circles)

An Kreisverfahren (darunter Friedens-, Verurteilungs-, Heil- und 
Gemeinschaftskreise) nehmen in Folge einer Straftat das Opfer und seine 
Familie, die Täter*in und ihre Familie sowie Mitglieder der erweiterten 
Gemeinschaft  teil. Das Einbeziehen der Gemeinschaftsmitglieder ist 
vermutlich das Hauptmerkmal  dieser Verfahren, welche auf Traditionen 
der kanadischen und us-amerikanischen indigenen Einwohner*innen 
zurückgehen, deren Stämme ihre Prozesse der Beschlussfindung so 
durchführten, in dem sie zusammen kamen, um ihre Konflikte zu besprechen.

In Europa werden Kreisverfahren bislang im Strafverfahren nur sporadisch 
eingesetzt. Experimente gibt es in Norwegen, Albanien, Belgien, Deutschland 
und Ungarn. Diese Verfahren existieren jedoch neben dem Justizsystem und 
werden nicht in der Diversion, aber durchaus als Teil von Gerichtsprozessen 
angeregt. Da sie sehr anspruchsvoll und zeitaufwendig sind und einen hohen 
Einsatz der erweiterten Gemeinschaft  verlangen, werden sie hauptsächlich 
in schweren Fällen eingesetzt.

Kreisverfahren ähneln den Konferenzen insofern, als sie den Kreis der 
Teilnehmer*innen über die beiden Hauptbetroffenen hinaus erweitern. Bei 
Kreisen können jedoch zusätzlich zu Familie oder Unterstützer*innen alle 
betroffenen und interessierten Mitglieder der Gemeinschaft teilnehmen. 
Darüber hinaus unterscheiden sich die behandelten Themen. Während 
sie in den Konferenzen nicht über den Horizont der „Care-community“ 
hinausgehen, behandeln Kreise auch Probleme, die die erweiterte Community 
und die Gesellschaft betreffen. Konferenzen werden von professionellen 
Vermittler*innen organisiert und begleitet, während Kreise sich hingegen auf 
die Community stützen, sie werden von den Bürger*innen bestimmt und von 
Ehrenamtlichen begleitet. Auch wenn bei beiden Methoden das Ergebnis von 
den Teilnehmer*innen autonom und mit Unterstützung der Begleiter*innen 
entwickelt wird, ist der Einfluss der Vermittler*in in Kreisverfahren sogar 
noch stärker reduziert. Ihre Aufgabe besteht im Wesentlichen darin, die 
Konfliktparteien auf die Begegnung vorzubereiten und dann sicherzustellen, 
dass diese respektvoll und sicher abläuft.

Der Prozess beginnt typischerweise damit, dass alle Teilnehmer*innen im 
Kreis sitzen und kurz dargestellt wird, worum es geht. Hierauf haben alle die 
Gelegenheit , sich dazu zu äußern. Reihum ist jede*r dran, und die Diskussion 
macht so lange die Runde, bis alles, was gesagt werden wollte, gesagt wurde. 
Die Verwendung eines  „Redegegenstands“ im Kreis reduziert die Abhängigkeit 
von der Begleitperson, da auch diese erst dann wieder mit dem Sprechen 
an der Reihe ist, wenn der Redegegenstand erneut  bei ihr angelangt. Zwar 
geht es sowohl bei den Kreisverfahren als  auch bei den Konferenzen um 
Unterstützung und Verantwortung, die Konferenzen konzentrieren sich jedoch 
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sehr auf die Verantwortung der Täter*in, während in Kreisen Unterstützung 
als Voraussetzung für Verantwortungsübernahme gesehen wird. Der 
Gemeinschaftssinn wird gefördert und die Menschen gestärkt durch ihr 
Mitspracherecht  sowie die gemeinsame Verantwortungsübernahme für 
einen Prozess, in dem alle Beteiligten sich um eine konstruktive Lösung 
bemühen. 

2.2 Täter-Opfer-Ausgleich mit Jugendlichen in 
Belgien13 

Einleitung 

Allgemeiner Kontext 

Belgien war das erste kontinentaleuropäische Land, das RJ in die 
Jugendgerichtsbarkeit eingeführt hat (Put et al., 2012), die ersten Initiativen 
für Mediation mit Jugendlichen gehen auf die späten Achtziger Jahre zurück 
(Lemonne und Vanfraechem, 2005). Heute ist Restorative Justice sowohl 
in der Jugend- als auch in der Erwachsenenstrafjustiz fest verankert, in 
allen Gerichtsbezirken des Landes verfügbar, gesetzlich geregelt und 
finanziell durch Bundes- und Ländermittel gut ausgestattet. Belgien ist 
eines der wenigen Länder weltweit, das RJ für alle Deliktarten, zu jedem 
Zeitpunkt des Verfahrens und für Erwachsene und Jugendliche anbietet 
(Aertsen, 2015). Jugendgerichtsbarkeit und Erwachsenenstrafjustiz 
sind in Belgien getrennt, und im Rahmen des Jugendrechts sind die 
hauptsächlich angewendeten RJ-Verfahren der Täter-Opfer-Ausgleich und 
die Wiedergutmachungskonferenzen14.

Der Staat Belgien ist föderal aufgebaut, er vereinigt drei kulturelle 
Gemeinschaften (die flämische, die französische und die deutsche) und 
drei Wirtschaftseinheiten (die flämische, die wallonische und die Brüsseler 
Region). Die Hoheit über die Justiz, die Landesverteidigung und die 
internationalen Beziehungen liegt beim Staat, während die Kommunen für 
„personenbezogene“ und soziale Angelegenheiten zuständig sind. Bis 2014 
war RJ zwischen diesen beiden Kompetenzbereichen angesiedelt, wobei die 
Kompetenzen für die Art und den Umfang der Reaktion auf Jugendkriminalität 
und für restorative Angebote für Erwachsene auf Bundesebene angesiedelt 

13  Dieses Kapitel wurde von Brunilda Pali und Inge Vanfraechem mit der Unterstützung von EFRJ, KU Leuven 
und den in der Danksagung erwähnten Belgischen Fachkräften verfasst.
14  Der juristische Fachausdruck für Conferencing ist auf niederländisch herstelgericht groepsoverleg (hergo) 
und auf französisch concertation restauratrice en groupe (CRG). In der Praxis sind die beiden Methoden nicht 
immer scharf getrennt, da auch im TOA Unterstützer*innen teilnehmen können und an den Konferenzen nicht 
immer die Polizei teilnimmt. Daher bezieht sich dieses Kapitel auch auf Conferencing.
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waren, während die Kommunen für die Ausführung erzieherischer 
Maßnahmen und andere Fragen der  Jugendrechtsangelegenheiten zuständig 
waren. Aufgrund der großen Staats- und Justizreform von 2014 wurde die 
Zuständigkeit für die Reaktion auf Jugendkriminalität und für restaurative 
Interventionen bei Erwachsenen von der Bundesebene auf die Kommunen 
und Regionen übertragen, während die Organisation des Gerichtssystems 
weiterhin in die Zuständigkeit des Bundes fällt.

Als Ergebnis dieser Reform wurde die Zahl der Gerichtsbezirke 
(arrondissements) von 27 auf 12 reduziert, und in allen werden sowohl TOA 
als auch Konferenzen im Jugendbereich angeboten. 

Rechtliche Rahmenbedingungen und Richtlinien

Den rechtliche Rahmen der Jugendgerichtsbarkeit15 in Belgien bildet das 
Jugendgerichtsgesetz (JGG)16 von 2006. Darin wird Restorative Justice vor 
Maßnahmen der Wiedereingliederung und der Fürsorge, aber auch der 
Strafe priorisiert (Van Dijk und Dumortier, 2006, Put et al., 2012). Hauptziel ist 
es, dem jungen Menschen dabei zu helfen, Verantwortung zu übernehmen, 
sowie Opferrechte zu berücksichtigen, während der Schwerpunkt weiterhin 
auf Rehabilitierung und Erziehung liegt (Cartuyvels et al., 2010).

Das JGG beinhaltet Maßnahmen und Sanktionen für Jugendliche bis zu einem 
Alter von 18 Jahren. Unter bestimmten Bedingungen wie  im Falle schwerer 
Straftaten wie Vergewaltigung, schwere Körperverletzung, schwere sexuelle 
Nötigung, schwerer Diebstahl, (versuchter) Mord und (versuchter) Totschlag 
oder auch bei Verkehrsdelikten können Jugendliche ab 16 Jahren nach 
Erwachsenenstrafrecht behandelt werden (Art. 57ff JGG). Dieser Vorgang 
wird „aus den Händen geben“ genannt. Es gibt laut Gesetz keine nach 
Alter eingeschränkte Strafbarkeit, aber Altersgrenzen bei der Anwendung 
bestimmter Maßnahmen. So können Kinder unter zwölf Jahren lediglich 
verwarnt, unter Aufsicht gestellt oder einer intensiven Erziehungshilfe 
unterzogen werden, Inhaftierung in geschlossenen Anstalten ist erst ab 14 
Jahren möglich. Das JGG behandelt ausschließlich „kriminelles Verhalten“, 
Jugendliche, die lediglich antisoziales Verhalten aufweisen, werden gemäß 
anderer Bestimmungen behandelt oder der Jugendfürsorge anvertraut.

Innerhalb dieses rechtlichen Rahmens wurden RJ-Verfahren mit Jugendlichen 
umfassend  und irgendwie verbindlich in allen Gerichtsbezirken des Landes 
eingeführt. Dabei handelt es sich hauptsächlich um TOA-Programme, seit 2006 
werden jedoch auch Konferenzen landesweit angeboten (Van Doosselaere 
und Vanfraechem, 2010).

15  Überblick nach Christiaens et al. (2011), Put (2015), und Aertsen und Dünkel (2015).
16 Auch “Youth Protection Act” (Jugendschutzgesetz) genannt. Um eine Verwechslung mit dem deutschen 
Jugendschutzgesetz zu vermeiden, wird ausschließlich die Bezeichnung Jugendgerichtsgesetz/JGG verwendet.
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Im Vorverfahren muss die Staatsanwaltschaft jeden Fall, in dem es ein 
identifizierbares Opfer gibt, auf TOA-Tauglichkeit (jedoch nicht in Bezug auf 
Konferenzen)17 prüfen und ihn ggf an eine Mediationsfachstelle überweisen 
(Art. 45 JGG). Sollte die Staatsanwaltschaft sich gegen einen TOA entscheiden, 
muss sie dies explizit begründen. Es ist möglich, den Fall gleichzeitig an den 
TOA und an das Jugendgericht weiterzugeben, und die Strafverfolgung kann 
nach Abschluss einer Mediation fortgesetzt werden.

Im Gerichtsprozess werden restorative Verfahren allen anderen Maßnahmen 
vorgezogen (Art. 37 JGG). Jugendrichter*innen können den beschuldigten 
Jugendlichen zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens TOA oder Konferenzen 
anbieten. Nach einer Überweisung an eine Fachstelle für TOA oder 
Konferenzen und nach erfolgreichem Abschluss eines solchen Verfahrens 
können die Richter*innen jedoch weitere Maßnahmen anordnen oder 
besondere Auflagen machen (z. B. Verwarnung, Betreuung durch die 
Jugendgerichtshilfe, Verwahrung in einer Sicherungsanstalt, Schulbesuch, 
Berufsausbildung, Überweisung an die Erziehungshilfe, gemeinnützige 
Arbeit u. a.) (siehe Aertsen, 2015). Alle Entscheidungen und Urteile müssen 
begründet werden und restorative Maßnahmen (TOA oder Conferencing) 
müssen Vorrang haben.

Sowohl TOA als auch Conferencing beruhen auf der freiwilligen Teilnahme 
von Täter*in und Opfer, und die einzige Bedingung für eine Überweisung ist 
die Identifizierung einer natürlichen Person als Opfer. Nach erfolgreichem 
Abschluss des Verfahrens schicken die Mediationsfachstellen die 
Mediationsvereinbarung an die Staatsanwaltschaft oder das Jugendgericht, 
welche sie akzeptieren müssen, es sei denn, diese steht im Widerspruch zur 
Öffentlichen Ordnung (Art. 45quater§2 und Art.37 quater§2 JGG). Für die 
Überwachung der Einhaltung der Vereinbarung sind die Mediationsfachstellen 
zuständig und müssen bei Nichteinhaltung die Staatsanwaltschaft oder das 
Jugendgericht darüber informieren. Diese sind verpflichtet, die eingehaltene 
Vereinbarung in ihren Entscheidungen zu berücksichtigen (Art. 45quater§3 
und Art. 37quinquies JGG). Die Staatsanwaltschaft kann sich zur Einstellung 
des Verfahrens entscheiden und das Jugendgericht muss die Vereinbarung 
in seinem Beschluss berücksichtigen. Sollte bereits ein Beschluss ergangen 
sein, kann das Gericht nach Wiedereröffnung die Sanktionen abmildern. 
Sollte keine Vereinbarung erreicht werden, kann dies dem oder der 
Jugendlichen im Verfahren nicht negativ ausgelegt werden (Art. 37quater§2 
und Art. 45quater§4 JGG). Sollte das Gericht zu dem Schluss kommen, dass 
das RJ-Verfahren nicht alle Bedürfnisse des Jugendlichen abgedeckt hat, 
kann es zusätzliche Maßnahmen anordnen.

17  Das Gesetz weist auf zwei Hauptunterschiede zwischen TOA und Konferenzen hin. An Konferenzen 
können „alle relevanten Personen“ teilnehmen, die Mediation ist da eingeschränkter. Die Mediation bringt eine 
„Vereinbarung“ hervor, während eine Konferenz zu einer „Vereinbarung und Absichtserklärung“ führt.
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Die Anwendung des Jugend-TOA

Definition

Im Allgemeinen wird Restorative Justice als jedes Verfahren  definiert, das es 
den von einer potentiell strafbaren Handlung betroffenen Personen erlaubt, 
freiwillig und mit Unterstützung einer unabhängigen dritten Person an einer 
Lösung der daraus entstandenen Probleme zu arbeiten. 

Zu Grunde liegende Werte und Prinzipien

Der TOA erlaubt den minderjährigen Straftäter*Innen mit den Opfern ihrer 
Taten in Kontakt zu kommen und umgekehrt. Es können jedoch auch Eltern, 
UnterstützerInnen und Rechtsbeistände beider Parteien beteiligt werden (in 
der Regel nehmen Eltern teil). Durch diesen Prozess erhalten Täter*in und 
Opfer die Möglichkeit, mit Hilfe von Mediator*innen darüber zu sprechen, 
was passiert ist, welche Konsequenzen das Verbrechen für sie hatte und wie 
es ihnen damit geht. Sie gehen gemeinsam auf Lösungssuche und erarbeiten 
einen Plan, wie der oder die Minderjährige den (materiellen und emotionalen) 
Schaden des Opfers wiedergutmachen kann. Ziel der Methode ist es, der 
oder dem Jugendlichen bei der Verantwortungsübernahme zu helfen und 
Opferrechte zu berücksichtigen.

Die Mediation kann als direktes Aufeinandertreffen der Konfliktparteien 
stattfinden, oder in Form einer indirekten Vermittlung, in der die Mediator*in 
Nachrichten oder Briefe hin und her übermittelt. Mediation ist grundsätzlich 
freiwillig und jede Teilnehmer*in kann den Prozess zu jedem gegebenen 
Zeitpunkt abbrechen. Die Vermittler*in ist die ganze Zeit über unparteilich (oder 
allparteilich).  Mediation ist vertraulich und die Mediator*innen übermitteln 
nur wenige, allernotwendigste Informationen an die Justizbehörden. Das 
Verfahren beginnt mit der Überweisung durch die Behörde und endet 
idealerweise mit einer Vereinbarung und deren Überwachung im weiteren 
Verlauf.

Anwendungsbereich des Verfahrens 

Sowohl TOA als auch Conferencing beruhen auf der freiwilligen Teilnahme 
von Täter*in und Opfer, und die einzige Bedingung für eine Überweisung ist, 
dass eine natürliche Person als Opfer identifiziert werden konnte. Die meisten 
Straftaten, an denen Jugendliche beteiligt sind,  befinden sich im Bereich der 
Körperverletzung. Pro Jahr werden im Jugend-TOA etwa 5.500 Fälle mediiert, 
davon 3 - 4.000 in Flandern18 und um die 1.500 in Wallonien (Aertsen 2015).

18  2017 waren es 4.027 Fälle (Persönliche Aussage von Stefaan Viaene 31. Januar 2018).
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Umsetzung 

Die beteiligten Akteure und Institutionen

TOA und Konferenzen im Jugendstrafrecht werden von gemeinnützigen 
Organisationen der Jugendhilfe ausgeführt, in Wallonien von SARE 
(Services d’Actions Restauratrices et Educatives) und in Flandern von HCA 
(Herstelgerichte en constructieve afhandelingen). Es gibt 13 SAREs in den 
französischsprachigen Gebieten und 10 HCAs, die die 12 Gerichtsbezirke 
in Flandern bedienen. Anders als in der RJ für Erwachsene haben diese 
Organisationen keinen formalen zentralisierten Dachverband. Sie sind 
offiziell anerkannt und werden voll von der flämischen bzw. wallonischen 
Region finanziert. Viele haben eine eigene RJ-Abteilung, die auf der Basis der 
behandelten Fälle finanziert wird.

Die SAREs und HCAs haben vier Hauptaufgaben, davon zwei erzieherische  
(hauptsächlich Trainings und gemeinnützige Arbeit) und zwei restorative 
(Bereitstellung von TOA und Konferenzen). Laut offiziellem Auftrag richten 
sich diese Hilfsdienste sowohl an Opfer als auch an Täter*innen. Die Dienste 
sind autonom in der Organisation ihrer Bildungsprogramme, daher kann 
jedes Programm sehr unterschiedlich sein. Manche bieten ausschließlich 
restorative Interventionen an, andere versuchen ihren Angeboten der 
Mediation ein klar definiertes, von den anderen hauseigenenen Hilfsangeboten 
unterscheidbares Profil zu geben.

Durchgeführt werden die Mediationen von einem professionellen und 
bezahlten Mitglied des Teams der Organisation. Das gleiche gilt für die 
Begleiter*innen der Konferenzen. Da die Anzahl der beauftragten Konferenzen 
aber noch sehr gering ist, sind oft die gleichen Personen Mediator*innen 
und Begleiter*innen von Konferenzen, je nach Fall19.

Alle Mediator*innen und Konferenzbegleiter*innen sind bezahlte Fachkräfte, 
das heißt Halb- oder Vollzeitangestellte der Jugendhilfeorganisation. Sie sind 
meist ausgebildete Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen, Erzieher*innen 
oder Kriminolog*innen. Nur in zwei Gerichtsbezirken (Brüssel und 
Leuven) kommen auch ehrenamtliche Mediator*innen in der örtlichen 
Mediatonsfachstelle zum Einsatz. 

Ausbildung der Mediator*innen und  Koordinator*innen

Die Mediatonsausbildung ist hauptsächlich eine inhouse Ausbildung und 

19  Die zwei Gegenden von Flandern, in denen Konferenzen am häufigsten praktiziert werden, sind Leuven und 
Brüssel, tätig ist dort die Organisation ALBA. Eine der bekanntesten Fachstellen für Mediation und Conferencing 
in Jugendstrafsachen in Wallonien ist Arpège in Lüttich, die zu den SAREs gehört.
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findet am Arbeitsplatz durch Zusehen und Mitmachen unter Anleitung einer 
Fachkraft statt, d.h. die Ausbildung ist erfahrungsbasiert und geschieht durch 
das eigentliche Tun. Das bedeutet auch, dass die neuen Mediator*innen 
ständig von ihren erfahrenen Kolleg*innen gecoached und supervidiert 
werden.

Es gibt auch immer wieder Fortbildungen zu spezifischen Aspekten der 
Mediaton. Darüber hinaus besuchen viele Mediator*innen, wenngleich 
dies nicht verpflichtend ist,  auch eine externe Ausbildung bei einem 
Mediationsinstitut.

Eine weitere Methode ist die Intervision, in der verschiedene Organisationen 
zu gemeinsamen Ausbildungsveranstaltungen zusammenkommen. In 
allen Organisationen wird Aus- und Fortbildung groß geschrieben sowie 
organisationsübergreifende Teamarbeit eine große Rolle.

Die Mediationsausbildung für den Jugend-TOA wurde in Flandern von einer 
Organisation namens „Ondersteuningsstructuur Bijzondere Jeugdzorg“ 
(OSBJ) organisiert, was soviel heißt wir „Unterstützungsstruktur für die 
besondere Jugendhilfe“. OSBJ hatte die Aufgabe  verschiedenen Angebote 
zu koordinieren, juristische und wissenschaftliche Informationen zur 
Jugenddelinquenz zur Verfügung zu stellen sowie die Ausbildung zu 
organisieren. Zusammen mit „Moderator“ (der Organisation, die in Flandern 
den Erwachsenen-TOA koordiniert) haben sie einen Verhaltenskodex 
entwickelt. Mittlerweile kümmert sich OSBJ mehr um Jugendhilfe 
(„Steunpunt Jeugdhulp“) und hat keine Aufgaben mehr im Kontext von HCA, 
unterstützt aber manchmal bei Zulassungsfragen. Deshalb treffen sich die 
Koordinator*innen der verschiedenen Dienste jetzt ab und an, um sich 
über diverse Fragestellungen auszutauschen. Im französischsprachigen 
Teil werden kurze ad hoc Trainingseinheiten organisiert und die meisten 
Fachstellen sind Teil des Bundesverbandes FEMMO (Fédération des Équipes 
Mandatées en Milieu Ouvert). In diesem Rahmen finden monatliche Treffen 
statt, um verschiedene Themen zu diskutieren, darunter Fallbesprechungen 
und Fragen der Herangehensweise (Van Doosselaere und Vanfraechem 
2010).

Phasen des Prozesses und wichtige Aspekte des Verfahrens

Das JGG20 verpflichtet die Staatsanwaltschaft, in jedem Jugendfall mit einer 
identifizierten natürlichen Person als Opfer die Anregung eines TOA zu 
prüfen oder zu begründen, warum sie ihn nicht in Betracht gezogen hat. 
Auch während des Hauptverfahrens kann das Jugendgericht TOA oder 

20  Überblick basierend auf Saskia Kuypers: “Victim-offender mediation in Flanders, Belgium: An example of a 
well-developed good practice”. Verfügbar unter: https://www.unicef.org/tdad/1saskiakuypers.pdf (englisch).
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Konferenzen vorschlagen, sofern die geschädigte Person identifiziert ist. Die 
Staatsanwaltschaft schreibt einen Brief (ein Angebot) an die geschädigte 
Person und an den oder die beschuldigte Jugendliche/n sowie seine oder 
ihre Eltern und informiert die Mediationsfachstellen über den Vorgang.  In 
diesem Schreiben werden  die Parteien darüber informiert, dass sie sich 
innerhalb von 8 Tagen an den Mediationsdienst wenden können.

Wenn sich die Konfliktparteien nicht bei der Mediationsstelle melden, 
versucht diese ihrerseits, sie per Brief zu kontaktieren (ggf gefolgt von einem 
Anruf), um einen Termin in der Mediationsstelle zu vereinbaren. Manchmal 
findet der Termin auch bei Opfer bzw. Täter*in zu Hause statt. Die Mediator*in 
sieht sich die Fallakte an und führt ein oder zwei Einzelgespräche mit Täter*in 
und Opfer. Beim ersten Treffen erklärt die Mediator*in, was Mediation ist, 
welche Möglichkeiten es gibt, welche Rolle eine Mediator*in hat und nach 
welchen Prinzipien das Verfahren abläuft. Motivation und Bereitschaft der 
Konfliktparteien zur Teilnahme werden abgefragt. Wenn beide Parteien der 
Teilnahme an einer Mediation zustimmen, wird noch geklärt, ob sie sich direkt 
begegnen wollen (von Angesicht zu Angesicht) oder eine indirekte Mediation 
wünschen. Sowohl bei minderjährigen Opfern wie auch bei minderjährigen 
Täter*innen ist die Teilnahme der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
erforderlich, wenn finanzielle Aspekte besprochen werden, für die die Eltern 
aufkommen müssen. In allen anderen Fällen ist die Anwesenheit der Eltern 
nicht formell verpflichtend, die Mediator*innen können von Fall zu Fall 
entscheiden, ob sie es für sinnvoll oder erforderlich halten.

Während der Mediation haben beide Parteien die Möglichkeit, die Geschichte 
aus ihrer Perspektive zu erzählen. Dabei geht es weniger um die Fakten als 
darum, wie die Parteien die Straftat und ihre Folgen erlebt haben.  In dieser 
Phase ist es wichtig, dass ein gewisses Maß an gegenseitigem Verständnis 
und Anerkennung erreicht wird. Wenn dies erreicht wurde, unterstützt 
die Mediator*in beide Parteien dabei, über mögliche Lösungswege   
nachzudenken. Beide Parteien können Vorschläge machen. Sobald sie 
sich geeinigt haben, hält die Mediator*in die Lösung in einer schriftlichen 
Vereinbarung fest, die dann von allen Parteien inklusive der Eltern oder 
Erziehungsberechtigten unterschrieben und mit einem kurzen Bericht der 
Mediator*in an die Staatsanwaltschaft oder das Jugendgericht gesandt wird.

Die Wiedergutmachung kann aus einer Kombination von finanzieller 
Entschädigung und verschiedenen nicht-materieller Formen bestehen, 
dazu zählen eine Entschuldigung, Beantwortung von Fragen, Erklärungen, 
Versprechen, ehrenamtliche Arbeit, Verpflichtung auf Schulbesuch oder 
Aufnahme einer Ausbildung. Der oder die Jugendliche kann sich an einen 
Gemeinschaftsfond wenden, um gemeinnützige Arbeit zu leisten und dafür 
aus dem Fond eine Bezahlung zu erhalten, mit der er oder sie das Opfer 
entschädigen kann. Ein entsprechender Fond (Vereffeningsfonds) wurde 
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1991 von der Organisation Oikoten in Flandern eingerichtet (Aertsen 2015). 
Diese Möglichkeit steht jugendlichen Straftäter*innen, die keine eigenen 
finanziellen Mittel zur Entschädigung des Opfers haben, im Kontext eines 
TOA zur Verfügung. Sie dürfen für eine begrenzte Anzahl an Stunden für 
eine gemeinnützige Organisation arbeiten und werden dafür aus dem Fond 
bezahlt, der wiederum dieses Geld direkt an das Opfer weiter leitet. (Van 
Doosselaere und Vanfraechem 2010, Aertsen 2015). Der Fond finanziert sich 
über private Spender*innen und durch Fördermittel der Regionalregierung.

In der letzten Phase überprüft die Mediator*in, ob die Täter*in die 
Verpflichtungen laut Lösungsvereinbarung erfüllt hat und bietet falls nötig 
Unterstützung an, wie etwa bei der Organisierung der Zahlungen oder bei 
der Job- oder Ehrenamtssuche. Abschließend informiert die Mediator*in die 
Justizbehörde über die Einhaltung der Vereinbarung und diese müssen nun 
ihrerseits das Ergebnis in ihre Entscheidungen einfließen lassen. 

Aufbau des örtlichen Projekts und Zusammenarbeit zwischen 
den Fachstellen

Die Rechtsvorschriften des JGG beruhen auf Mediationspraktiken, wie 
sie bereits seit 1994 bestehen, und auf Erfahrungen mit Konferenzen, die 
2000 erstmals experimentell durchgeführt wurden und die später in 
Mediationsfachstellen integriert wurden. Genauer gesagt gab es zwischen 
November 2000 und November 2003 ein Pilotprojekt zu Konferenzen in 
Flandern, das zu seiner Aufnahme ins JGG und seine landesweite Einführung 
geführt hat. (Vanfraechem, 2007; Vandebroek und Vanfraechem, 2007).

In fast allen belgischen Gerichtsbezirken wurden Kooperationsvereinbarungen 
zwischen den verschiedenen beteiligten Institutionen wie freien 
Mediationsfachstellen, Gerichten, Staatsanwaltschaften und anderen 
beteiligten Diensten getroffen, um einen fließenden Ablauf zu gewährleisten. 
Kriterien und Ablauf der Überweisungen der jugendlichen Straftäter*innen 
und der Opfer sind Teil dieser Vereinbarungen, darunter die Bedingung, dass 
die jugendliche Straftäter*in die Tat zugeben muss, damit eine Mediation 
oder Konferenz angesetzt werden kann.

Im Allgemeinen wird in Belgien großer Wert auf Partnerschaft zwischen den 
verschiedenen Fachstellen im Bereich der Restorative Justice gelegt. In vielen 
Gerichtsbezirken wurden durch intensive Zusammenarbeit Vorgehensweisen 
entwickelt, um jugendlichen und erwachsenen Straftäter*innen auf in sich 
schlüssige und koordinierte Art verschiedene Restorative Justice Modelle 
anbieten zu können. (Leuven ist womöglich das bekannteste Beispiel). Die 
Politik der Regionalregierung durchkreuzt derzeit diese Entwicklungen, 
da sie die Programme der Jugendhilfe und der Straffälligenhilfe für 
Erwachsene voneinander getrennt hat. Das könnte die Ausgewogenheit der 
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Herangehensweise an Täter*innen und Opfer im Jugend-TOA und eine örtlich 
gut abgestimmte Entwicklung des Feldes erschweren. 

Evaluation, Monitoring und Forschung 

Evaluation der Umsetzung

Die RJ-Fachstellen in Flandern berichten jährlich detailliert und systematisch 
über ihre Arbeit, so dass Zahlen und Merkmale über die von ihnen bearbeiteten 
Fälle erhoben werden können. Zu ihren internen Reflexionstreffen, in welchen 
die Mediator*innen zusammenkommen, um ihre eigene Arbeit kritisch unter 
die Lupe zu nehmen, werden auch gerne Wissenschaftler*innen und andere 
Außenstehende zur Unterstützung eingeladen.

Immer wieder führen Student*innen für ihre Feldstudien, ihre Master- oder 
Doktorarbeit Forschungsprojekte durch. Unabhängige Forschungsinstitute, 
Regierungsbehörden oder örtliche Universitäten befassen sich ebenfalls 
mit der Evaluation der RJ-Angebote. Nicht zuletzt war Aktionsforschung 
bei der Einführung von Restorative Justice in Belgien wichtig. Es gab drei 
Aktionsforschungsprojekte in Bezug auf Restorative Justice: TOA bei schweren 
Straftaten (1993-1995), RJ in Gefängnissen (1998-2000) und Konferenzen in 
der Jugendgerichtsbarkeit (2000-2003) (Aertsen, 2018). 

Kinder in der Mediation

Es gibt bis jetzt kein klares Bild von Erfahrungswerten in der Mediation mit 
Kindern, weder in Belgien noch international, und es fehlt an qualitativen 
Studien im Allgemeinen (Van Doosselaere und Vanfraechem, 2010). Es besteht 
das Risiko, dass Kinder  erneut viktimisiert werden, dass die Erwachsenen 
das Gespräch dominieren, dass kindliche Opfer zu Vergebung gedrängt 
werden und es eine allgemeine Machtungleichheit gibt, gerade in Fällen 
von Kindesmissbrauch (Gal, 2011). Aus dem wenigen existierenden Material 
kann man dennoch schließen, dass Kinder-Opfer im Jugend-TOA eine im 
Großen und Ganzen positive Erfahrung machen, insbesondere in Bezug auf 
den Ablauf (Renders und Vanfraechem, 2015). Die Mediator*innen bemühen 
sich um kindgerechte Sprache und unterstützen bei der Wortfindung ohne 
übermäßig beschützend zu sein.

Fast alle in Forschungen vorkommende Kinder, die als Opfer an einem RJ-
Verfahren teilgenommen haben, konnten den Prozess mitbestimmen und 
waren insgesamt mit Ablauf und Ergebnis zufrieden. Weiterhin hat sich 
gezeigt, dass die Eltern Unterstützung anboten und die Mediation zu eine Art 
von Wiedergutmachung führte (Renders und Vanfraechem, 2015).
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Die meisten Erkenntnisse über die Teilnahme von Kindern an RJ-Verfahren 
haben wir aus Gesprächen mit praktizierenden Fachkräften. Wenn die 
Mediator*innen die Kinder das erste Mal zu Hause aufsuchen, sprechen 
sie zunächst in Anwesenheit der Eltern mit ihnen, schließlich sind die 
Eltern zivilrechtlich für ihre Kinder verantwortlich und müssen die Kinder 
vertreten. Manchmal können sich Kinder jedoch in Gegenwart der Eltern 
nicht frei ausdrücken, weswegen die Mediator*innen im Anschluss darum 
bitten, alleine mit dem Kind sprechen zu dürfen. Die Eltern müssen diesem 
Vorschlag zustimmen. Sollten die Eltern diese Bitte verweigern, sprechen die 
Mediator*innen mit den Eltern über die Gründe der Verweigerung. Wenn die 
Mediator*innen sich dann mit dem Kind alleine unterhalten, besprechen sie 
auch, was aus diesem Gespräch den Eltern gegenüber mitgeteilt werden soll 
und kann.

Manchmal belasten die Auswirkungen einer Straftat die Beziehung 
zwischen dem Kind-Opfer und den Eltern. In solchen Fällen müssen die 
Mediator*innen zusätzlich zwischen Eltern und Kind mediieren. Oder es 
kommt zu Interessenkonflikten zwischen den Eltern und dem Kind, wie in 
folgendem Beispiel. Es geht um eine versuchte Vergewaltigung. Das Opfer war 
elf Jahre alt, und ihre Mutter hatte eine Liebesbeziehung mit dem Onkel des 
beschuldigten Jugendlichen. Die Mutter wollte nicht, dass die Mediator*innen 
sich mit ihrer Tochter unterhalten, so dass sie nur mit der Mutter über Fragen 
und Erwartungen in Bezug auf die Mediation sprachen und versuchten, 
sicherzustellen, dass die Tochter einverstanden war. An der Konferenz 
nahm die Mutter teil, nicht aber die betroffene Tochter. Der beschuldigte 
Jugendliche schlug in seinem Lösungsplan vor, am Haus des Opfers ein paar 
Renovierungsarbeiten vorzunehmen, womit die Mutter einverstanden war 
ohne vorher mit ihrer Tochter zu sprechen. Später hörten die Mediator*innen 
von der Tochter, dass sie mit diesem Plan nicht einverstanden war und ihn 
retraumatisierend fand.

Eine weitere Herausforderung entsteht, wenn die Opfer noch sehr jung 
sind. Oft erlauben dann die Eltern den Mediator*innen nicht, alleine mit 
den Kindern zu sprechen. In einem weiteren Vergewaltigungsfall hatte 
ein 13-jähriger Junge seine 4-jährige Cousine im Garten der Großeltern 
vergewaltigt. Die Eltern hatten lange darüber nachgedacht, ob sie überhaupt 
Anzeige erstatten wollten. Sie wandten sich zunächst an eine Beratungsstelle 
für Kindesmissbrauch, aber weil ihnen dort gesagt wurde, dass sie den 
beschuldigten Jungen nicht zwingen könnten, sich helfen zu lassen, und 
dieser jede Behandlung verweigerte, gingen sie schließlich doch zur Polizei. 
Das war zwar nicht ihre erste Wahl, aber sie wollten sichergehen, dass sie 
alles in ihrer Macht stehende getan hatten, um gut für ihr Kind zu sorgen. 
Sollte es später einmal Probleme wegen dieses Übergriffs haben, wollten 
sie sagen können, was sie alles getan hatten, um gut damit umzugehen. 
Die Mediator*innen konnten hier nicht mit dem Kind reden, aber die Eltern 
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vertraten ihr Kind in diesem Fall gut. Mediator*innen müssen jedoch immer 
fragen, ob die Eltern ihr Kind unterstützen oder nicht.

Laut Mediator*innen ist es hilfreich, eher Bilder als Worte zu benutzen, wenn 
man mit Kindern spricht (z. B. Spielfiguren, Karten, Tiere, Zeichnungen etc.). 
Damit bekommen die Kinder neue Ausdrucksmöglichkeiten. Mit Bildern zu 
sprechen gibt ihnen das Gefühl, nicht über sich selbst, sondern jemand 
anderen zu reden, was es einfacher macht, über solch schmerzhafte und 
sensible Erfahrungen  zu sprechen. Bilder erlauben dem Kind, den Kontext 
visuell zu beschreiben, ein Bild des Tathergangs zu erstellen. Auch für 
Mediator*innen kann es einfacher sein, so zu beschreiben, wie ein Treffen 
abläuft und was sie brauchen, damit es gelingt. Man kann z. B. Spielfiguren 
in einem Kreis aufstellen, um darzustellen, was eine restorative Konferenz ist.

Wichtigste Forschungsergebnisse aus der RJ Praxis

Die Einführung und Anwendung von Restorative Justice ist in Belgien 
von einer ganzen Reihe von Untersuchungen, hauptsächlich im Zeitraum 
zwischen 1995 und 2005, begleitet worden.

Im französischsprachigen Teil wurde experimentell ausprobiert, ob 
gemeinnützige Organisationen mit der Aufgabe der Mediation im Jugend-
TOA betraut werden konnten (1989-1991), in einem anderen Projekt 
wurden Mediationsfälle in drei gemeinnützigen Organisationen analysiert 
(1997-1998). Man kann diese Projekte als Untersuchungen über das Feld 
der und die Möglichkeiten des Einsatzes von Mediation begreifen. Zum 
gleichen Zeitpunkt fand auch noch eine Untersuchung des flämischen 
Wiedergutmachungsfonds statt (1998-1999). Die Studien ergaben, dass 
Mediation tatsächlich ein möglicher Weg ist.

Eine deskriptive Studie (2000-2002) erarbeitete ein RJ-Konzept und 
untersuchte die drei Praxisfelder Mediation, gemeinnützige Arbeit und 
erzieherische Maßnahmen (Claes et al., 2003). Ziel war, herauszufinden, 
inwiefern diese Vorgehensweisen wirklich restorativ waren und tatsächlich 
umgesetzt wurden. Nach Abschluss des Forschungsprojektes beschloss die 
flämische Region, in jedem Gerichtsbezirk HCA für Jugendliche anzubieten. 
Gleichzeitig fand eine Aktionsforschung über Conferencing statt (2000-2003), 
welche ergab, dass:

(1)	 Conferencing in Belgien umsetzbar ist
(2)	 die Konfliktparteien den Eindruck haben, dass ihre Rechte gewahrt 	
	 werden und zusätzlich eine Rechtsanwält*in teilnehmen kann, um die 	
	 Wahrung der Rechte zu gewährleisten
(3)	 die Teilnehmer*innen im Großen und Ganzen mit dem Prozess 		
	 zufrieden sind
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(4)	 die Rückfallquote nicht schlechter ist als bei anderen Maßnahmen
(diese Aussage lässt sich trotz Begrenztheit der Untersuchungsmethode 
treffen)

(5)	 Conferencing kann alternativ oder zusätzlich zu Verwahrung in einer 	
	 geschlossenen Einrichtung eingesetzt werden

Van Doosselaere und Vanfraechem kamen 2010 zu dem Schluss, dass „in 
Belgien Anstrengungen unternommen worden sind, um Mediation und 
Concerencing in Strafsachen empirisch zu untersuchen“ (S. 87). Dennoch 
sind Daten zu Mediation und Conferencing nicht leicht zu finden und es fehlen 
Untersuchungen zur Frage, wie die Gesetzgebung sich auf die gegenwärtige 
Praxis auswirkt, denn obwohl das JGG ein grundsätzliches Angebot von 
Mediation oder Conferencing vorsieht, zeigen die Zahlen keine weitreichende 
Anwendung. Auch wird Mediation viel häufiger eingesetzt als Conferencing. 
Gilbert et al. (2012) fanden heraus, dass von 54 restorativen Maßnahmen 32 
Mediationen waren. Die Zahl der Konferenzen ist sowohl in Flandern als auch 
in Wallonien relativ niedrig (Zinsstag et al., 2011; Bradt, 2013).

Auch berichten Gilbert et al. 2012 , dass von von den 2.020 Maßnahmen, die 
Jugendlichen in einem Zeitraum von 2 Monaten auferlegt wurden , 97% nicht 
restorativ waren. Zudem werden RJ-Maßnahmen fast immer von anderen 
Maßnahmen begleitet, und über 90% der an die Mediation überwiesenen 
Fälle kamen von der Staatsanwaltschaft. Unter den Hypothesen für 
die Gründe, warum Jugendrichter*innen kaum Fälle an die Mediation 
weitergeben, ist die Vermutung, dass sie nicht genug Informationen von den 
Fachstellen über Fortgang und Ergebnis des Verfahrens erhalten, sowie die 
Idee, dass die Jugendrichter*innen andere Maßnahmen bevorzugen oder die 
Notwendigkeit des Verfahrens in Frage stellen, können sie doch die darin 
von den Konfliktparteien erarbeiteten Lösungen selbst einfach zur Auflage 
machen.

Eines der interessantesten Ergebnisse dieser Erhebungen in Belgien, welches 
übereinstimmend berichtet wird, ist der niedrige Anteil von nur 25% der 
Mediationen, in denen eine direkte Begegnung zwischen Täter*in und Opfer 
stattfand: es finden hauptsächlich Shuttle-Mediationen statt. Die Gründe 
dafür sind unbekannt, es wird vermutet, dass erfahrene  Mediator*innen 
häufiger direkte Begegnungen erreichen. Opfer bevorzugen es jedoch, 
die Täter*in von Angesicht zu Angesicht zu treffen (Ferwerda und Van 
Leiden, 2012). Diese Studie kommt auch zu dem Ergebnis, dass Opfer und 
Täter*innen in der Regel eine positive Meinung über das Verfahren haben 
und die Opfer zufriedener sind, wenn Wiedergutmachung geleistet und eine 
Entschuldigung angeboten wurde.

Angesichts dessen, dass die Teilnahme an einer Mediation eigentlich 
freiwillig ist, haben Christiaens et al. (2010) die Frage gestellt, inwiefern man 
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bei jugendlichen Beschuldigten von freiwilliger Teilnahme sprechen kann, 
da sie wissen, dass die überweisende Behörde, Staatsanwaltschaft oder 
Jugendgericht eine andere Maßnahmen ergreifen können und werden, wenn 
sie das restorative Angebot ablehnen.

Lektionen aus der Umsetzung und Herausforderungen

Belgien bleibt weiterhin eines der wenigen Länder weltweit, in denen RJ für 
alle Arten von Straftaten bei jedem Schweregrad zu jedem Zeitpunkt des 
Strafverfahrens für Jugendliche und Erwachsene angeboten wird. Noch 
dazu ist RJ fest im Gesetz verankert, im gesamten Land verfügbar und von 
Bundes- und Regionalregierung finanziell relativ gut ausgestattet.

Wenn man die Umsetzung betrachtet, bleiben die Fallzahlen von Mediation 
und Conferencing jedoch weit hinter ihrem Potential zurück. Beobachtungen 
aus der Praxis und Forschungsberichte zeigen erheblichen Hürden bei der 
effizienten und effektiven Überweisung von Fällen an RJ-Programme auf.
Man kann Restorative Justice in Belgien also noch nicht als ein Angebot 
bezeichnen, zu dem alle Menschen, die in eine Straftat verwickelt wurden 
oder davon betroffen sind, gleichermaßen Zugang haben. Das ist eine 
nennenswerte Einschränkung, ungeachtet des gesetzlichen Rahmens, der für 
Jugendliche eine systematische Erwägung und Priorisierung von Mediation 
und Conferencing vorschreibt.

Eine besondere Herausforderung stellt die extrem geringe Anzahl von 
Konferenzen pro Jahr dar (weniger als einhundert landesweit). Es gab 
viele Versuche aus der Praxis, um diese mangelnde Ausschöpfung des 
Potentials von RJ anzugehen. In einigen örtlichen Experimenten zur 
Fallzahlmaximierung wurden etwa Mediator*innen, wöchentlich entsendet, 
um der Staatsanwaltschaft bei der Auswahl von Fällen zu helfen oder es 
wurde ein Computerprogramm ausprobiert, das automatisch Briefe an 
alle Betroffenen schickt (in Fällen, in denen Täter*in und Opfer bekannt 
sind). Insgesamt bleiben diese Versuche aber unbefriedigend, die 
Fallüberweisungen hängen immer noch zu stark von der Einstellung, den 
Fähigkeiten oder der verfügbaren Zeit der Sachbearbeiter*innen bei der 
Staatsanwaltschaft oder bei Gericht ab.

Die Instiutionalisierung von Restorative Justice Programmen ist eine weitere 
Herausforderung. Die Frage ist, wie und wo RJ-Angebote untergebracht und 
umgesetzt werden sollen, damit sie ihre eigene Identität und ausreichend 
Autonomie bewahren. Bedenken bestehen etwa gegenüber der Integrierung 
von Restorative Justice Angeboten in existierende Jugendhilfestrukturen, 
da die Umsetzung dort dazu tendiert, Mediation oder Conferencing an 
den Bedürfnissen der jugendlichen Straftäter*innen auszurichten und 
RJ hauptsächlich als Erziehungsmittel für eine Partei gesehen wird, nicht 
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aber als ein gleichberechtigtes Angebot an Täter*in und Opfer, gemeinsam 
Gerechtigkeit zu gestalten. Die neue Verordnung im französischsprachigen 
Teil neigt zu einer Stärkung dieser Sichtweise21.

Fallstudien 

Erster Fall

ALBA Mediationsfachstelle, Brüssel.

Es handelt sich um einen Fall sexualisierter Gewalt. Die Konfliktparteien 
sind der 17-jährige Beschuldigte (Tom) und die 16-jährige Geschädigte 
(Ilse). Normalerweise kommen die Fälle per Überweisung von der 
Staatsanwaltschaft, aber in diesem Fall kam die Anregung von der Opferhilfe.

Die Geschädigte war auf ihrem Weg zur Schule vom Beschuldigten mit einem 
Messer bedroht und gezwungen worden, mitzukommen. Sie musste ihm ihren 
MP3-Player geben und an einem Automaten Geld für ihn abheben. Daraufhin 
nahm er sie mit zum Eingang einer Wohnung, wo sie ihn oral zu befriedigen 
hatte. Danach  ließ er sie laufen.

Sie informierte die Schule, die  die Polizei rief. Sie machte eine Aussage und 
die Polizei überwies sie an eine Opferhilfeorganisation. Noch am selben Tag 
kamen Fragen in ihr auf, die nur er beantworten konnte, und von denen sie 
hoffte, dass er sie beantworten würde. Im Gespräch mit der Opferhilfe fragte 
sie, ob es möglich sei, ihm diese Fragen zu stellen. Die Opferhilfe kontaktierte 
die Mediationsstelle, welche einen Hausbesuch bei der Geschädigten 
vereinbarte. Während des Hausbesuchs, bei dem auch ihre Eltern anwesend 
waren, erklärten die Mediator*innen den Ablauf einer Mediation und baten 
um das Aktenzeichen, damit sie ein offizielles Mandat für eine Mediation in 
diesem Fall bei der Staatsanwaltschaft einholen konnten.

Der Geschädigte war gerichtsbekannt. Er wurde Monate später ein weiteres 
Mal wegen neuerlicher Straftaten festgenommen. Die Mediationsstelle 
erhielt den Auftrag vom Jugendgericht und plante ein Treffen mit dem 
Beschuldigten in einem Bürgerzentrum. Er willigte ein. Normalerweise 
hätten die Mediator*innen auch noch mit den Eltern gesprochen, dies fiel 
hier aber aus, da der Beschuldigte bereits seit langer Zeit keinen Kontakt 
mehr zu seiner Mutter hatte.

In den Vorgesprächen, die nun folgten, erklärte das Opfer, dass sie mit dem 
Täter sprechen möchte, aber unter der Bedingung, dass er sie nicht sehen 

21  Décret du 17 janvier 2018 portant le code de prévention, de l’aide à la jeunesse et de la protection de la 
jeunesse.
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kann. Das Gespräch wurde somit auf  einem Polizeirevier  geplant, denn hier 
gibt es einen Verhörraum mit Kamera. Sie konnte ihn auf dem Bildschirm 
sehen, er sie aber nicht. Ihre Eltern waren in einem angrenzenden Raum. Die 
Fragen wurden mit Hilfe der Mediator*innen formuliert. In dem Raum mit 
Monitor saß sie gemeinsam mit einer Mediator*in und einer Vertrauten, ihrer 
Lehrerin. Im “Kamera Raum” saß er gemeinsam mit einem Mediator sowie 
seinem Psychologen und einer Vertreterin der Beratungsstelle.

In der ersten Begegnung stellte sie die Fragen, und er antwortete. Das 
Gespräch dauerte zwei Stunden und sie deutete am Ende an, dass in einer 
nächsten Begegnung auch er ihr Fragen stellen dürfe. Dieses erste Gespräch 
hatte erstaunliche Auswirkungen auf sie, was auch die Eltern bemerkten.

Das zweite Treffen fand drei Monate später statt. Seine Fragen wurden ihr 
vorgelegt, und sie entschied, welche davon sie beantworten wollte. Diese 
Unterhaltung war schwieriger, weil sie das Erlebte in ihr hochspülte.

Einen Monat später kam es zur Anhörung vor Gericht. Er hatte seitdem weitere 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung begangen und viele Opfer 
waren anwesend, darunter auch Ilse und ihre Eltern als Nebenkläger*innen. 
Der Jugendrichter beschloss, ihn „aus der Hand zu geben“ und überstellte 
den Fall an ein Erwachsenengericht, welches ihn zu acht Jahren Gefängnis 
verurteilte.

Ilse schrieb dem Beschuldigten fünf Jahre später einen Brief, in dem sie ihn 
fragte, wie es ihm geht und ob er an sich arbeitet, wie er ihr versprochen 
hatte, aber die Mediationsstelle konnte den Brief nicht mehr übermitteln, da 
er sich mittlerweile in der forensischen Psychiatrie befand. Ilse spricht oft 
über die Mediation, wie wichtig sie für sie war und wie sehr sie ihr dabei 
geholfen hat, das Geschehene zu verarbeiten. 

Zweiter Fall

Asbl Arpège Mediationsfachstelle, Lüttich 

Die 16-jährige Isabelle und der 15-jährige Max gehen zur gleichen Schule 
und sind seit ein paar Wochen ein Paar. Eines Tages schickt Isabelle per 
Instagram ein Nacktfoto von sich an Max. Sie sagt, er habe darauf bestanden 
und gedroht, mit ihr Schluss zu machen, wenn sie es nicht schickte.  Er 
behauptet, sie habe es von selbst getan. Max macht einen Screenshot, den 
er an zwei Freunde schickt, die  das Foto wiederum mit anderen teilen. 
Nach wenigen Tagen haben viele Mitschüler*innen das Bild gesehen, und 
Max schickt Isabelle eine Nachricht, in der er Schluss macht. Isabelle ist am 
Boden zerstört, fühlt sich hintergangen und gedemütigt und traut sich nicht, 
zu Hause darüber zu sprechen.
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Ihre beste Freundin ergreift zwei Wochen später die Initiative und erklärt, 
dass sie es Isabelles Eltern mitteilen würde, wenn Isabelle nicht selbst mit 
ihnen spricht, was sie daraufhin tut. Die Eltern gehen zur Polizei und erstatten 
Anzeige. Max wird festgenommen und verbringt eine Nacht in Gewahrsam. 
Die Staatsanwaltschaft ordnet am nächsten Morgen seine Freilassung an 
und schlägt eine Mediation vor.

Zum ersten Vorgespräch erscheint Isabelle mit ihren Eltern. Sie teilt mit, 
dass ihre Lebensfreude verschwunden ist, sie nicht mehr richtig essen 
und schlafen kann und niemandem vertraut. Sie ist wütend, hasserfüllt und 
schämt sich. Sie will, dass Max bestraft wird, damit er so leiden muss, wie 
sie leidet.

Ihre Mutter ist traurig, während ihr Vater eher wütend ist. Nach einem langen 
Gespräch überrascht Isabelle ihre Eltern mit dem Wunsch, mit der Mutter 
von Max, die sie nicht kennt, zu sprechen.

Im Vorgespräch mit Max erklärt dieser, wie schlecht er sich mit dem fühlt, 
was er getan hat. Er wollte vor seinen Freunden angeben und hatte nicht 
damit gerechnet, dass das Bild so schnell die Runde machen würde. Er 
möchte sich gerne entschuldigen. Die Schule hat ihn ausgeschlossen und er 
wird ein Jahr wiederholen müssen. Niemand vertraut ihm mehr. Er versteht, 
dass Isabelle nicht mit ihm sprechen will und lieber seine Mutter trifft. Diese 
willigt in den Vorschlag ein.

Als Isabelle und Max’ Mutter aufeinander treffen, ist beiden zunächst nicht 
wohl, aber sie finden relativ schnell einen angemessenen Ton, um ihrer 
beider Leid voreinander auszudrücken. Max’ Mutter erklärt, dass es ihrem 
Sohn und ihr sehr leid tue, was er getan habe. Sie zeigt Mitgefühl mit Isabelle 
und dem, was sie durchmacht, und erklärt, wie es Max damit geht. Isabelle 
hört zu und besteht darauf, dass sie keine Hure ist, dass sie sich verraten 
fühlt.  Als ihr bewusst wird, dass auch Max unter seiner Tat leidet, möchte 
sie sich nicht mehr rächen.

Die Mediator*innen bitten Isabelles Eltern dazu. Isabelle erklärt ihnen, was 
bis jetzt gesagt worden ist, und die beiden Mütter erklären ihr Mitgefühl 
füreinander. Isabelles Mutter ist überzeugt davon, dass dieses Gespräch ihrer 
Tochter, auf die sie sehr stolz ist, helfen wird. Der Vater ist immer noch sehr 
wütend, auf Max, aber auch auf die Schule, die sehr schlecht reagiert hat. 
Am Ende des Treffens sind sich die Mediator*innen einig, dass sie abwarten 
wollen, ob Isabelle weitere Schritte machen will (einen Brief schicken, um ein 
Treffen bitten...).

Einige Wochen später fragt ihre  Mutter, ob die Mediator*innen Isabelle 
dabei helfen können, einen Brief an den Direktor der Schule zu schreiben. 
Die Mediator*innen erklären sich bereit, aber als sie sich hierfür mit Isabelle 
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und ihrer Mutter treffen wollen, hat Isabelle ihre Meinung geändert. Ihr geht 
es besser, sie hat die Schule gewechselt, neue Freund*innen gefunden und 
möchte keinen Brief mehr schreiben, sie möchte nach vorne blicken. Sie 
bedankt sich bei den Mediator*innen, und diese rufen Max’ Mutter an, um 
sie vom Ende des Verfahrens in Kenntnis zu setzen. Max, sagt die Mutter, geht 
es an seiner neuen Schule auch besser.
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Auf einen Blick: Jugend-TOA in Belgien

Überblick: RJ ist im Jugend- und Erwachsenenstrafrecht fest verankert, 
klar gesetzlich geregelt, in allen Gerichtsbezirken des Landes verfügbar und 
aus Bundes- und Regionalmitteln relativ gut finanziert.

Gesetzliche Regelung: Der gesetzliche Rahmen für die 
Jugendgerichtsbarkeit ist das Jugendgerichtsgesetz (JGG) aus dem Jahr 
2006. Sein Hauptziel ist, jungen Menschen dabei zu helfen, Verantwortung 
zu übernehmen, sowie Opferrechte zu berücksichtigen, und gleichzeitig 
Rehabilitierung und Erziehung im Blick zu behalten
 
Umfang: RJ is available for all types of crime, at all stages of the criminal 
justice process, for both children and adults. The only condition for referral 
is for a victim to be identified.

Überweisung: 

•	 Im Vorverfahren muss die Staatsanwaltschaft jeden Fall, bei dem der/
die Geschädigte bekannt ist, auf die Eignung für den TOA prüfen und 
an eine Mediationsfachstelle überweisen. Sollte die Staatsanwaltschaft 
sich gegen eine Mediation entscheiden, muss sie diese Entscheidung 
begründen. Fälle können gleichzeitig an die Mediation und an das 
Jugendgericht weitergegeben werden, und nach Abschluss der 
Mediation kann die Strafverfolgung weitergehen.

•	 Im  Hauptverfahren vor dem Jugendgericht ist RJ gegenüber anderen 
Maßnahmen zu bevorzugen. Das Jugendgericht kann zu jedem 
Zeitpunkt des Prozesses TOA oder Konferenzen  vorschlagen. Auch nach 
Überweisung an den TOA oder Konferenzen  und nach erfolgreichem 
Abschluss des RJ-Verfahrens kann das Gericht weitere Maßnahmen 
anordnen oder Sanktionen verhängen. Alle Beschlüsse  müssen 
begründet werden und RJ-Angebote müssen priorisiert werden.

Beteiligte Akteure und Institutionen: Die Jugendhilfe-Organisationen 
SARE (Services d’Actions Restauratrices et Educatives) in Wallonien und 
die HCA (Herstelgerichte en constructieve afhandelingen) in Flandern. Alle 
Mediator*innen und Prozessbegleiterr*innen sind Fachkräfte, d. h. bei der 
Fachstelle voll- oder teilzeit angestellt.

Lokale Projekte: Die Rechtsvorschriften des JGG beruhen auf 
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Mediationspraktiken, wie sie bereits seit 1994 bestehen, und auf Erfahrungen 
mit Konferenzen, mit dem 2000 erste Experimente durchgeführt wurden und 
welches später in Mediationsfachstellen integriert wurde. Genauer gesagt 
gab es zwischen November 2000 und November 2003 ein Pilotprojekt zu 
Konferenzen  in Flandern, welches zu einer landesweiten Anwendung geführt 
hat.

Institutionsübergreifende Kooperation: Kooperationsvereinbarungen 
wurden zwischen den verschiedenen beteiligten Institutionen wie freien 
Mediationsfachstellen, Gerichten, Staatsanwaltschaften und anderen 
beteiligten Diensten getroffen.

Evaluation: Die RJ-Fachstellen in Flandern berichten jährlich detailliert 
und systematisch über ihre Arbeit. Immer wieder führen Student*innen für 
ihre Feldstudien, ihre Master- oder Doktorarbeit Forschungsprojekte durch.

Erfahrungen der Kinder mit dem Verfahren:

•	 Kinder als Opfer: die Angebote richten sich an Opfer und Täter*innen 
gleichermaßen

•	 Kinder als Täter*innen: Jugendgerichte können TOA oder Konferenzen  
zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens anregen

Gewonnene Erkenntnisse:

•	 RJ ist in Belgien gesetzlich fest verankert
•	 Es ist im ganzen Land verfügbar
•	 Es ist aus Bundes- und Regionalmitteln relativ gut finanziert

Herausforderungen:

•	 Man kann Restorative Justice in Belgien noch nicht als ein Angebot 
bezeichnen, zu dem alle Menschen, die in eine Straftat verwickelt 
wurden oder davon betroffen sind, gleichermaßen Zugang haben.

•	 In der Praxis gibt es eine Tendenz, Mediation oder Konferenzen  an 
den Bedürfnissen der jugendlichen Straftäter*innen auszurichten und 
RJ hauptsächlich als Erziehungsmittel zu benutzen, anstatt es als ein 
gleichberechtigtes Angebot an Täter*in und Opfer zu sehen, gemeinsam 
Gerechtigkeit zu gestalten.
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2.3 Jugendkonferenzen in Nordirland22 

Einleitung 

Allgemeiner Kontext 

Das Belfaster Abkommen vom April 1998 sah eine umfangreiche Revision 
der nordirischen Strafjustiz durch die britische Regierung vor. Festgehalten 
sind darin auch die von den Verhandlungspartner*innen definierten Ziele 
des Justizsystems, darunter faire Verfahren durch unvoreingenommene 
Gerichte, die auf die Sorgen der Bevölkerung eingehen, diese wo immer 
möglich beteiligen und das Vertrauen aller Teile der Bevölkerung genießen. 
Eine im Zuge der Revision durchgeführte Studie brachte zu Tage, dass 61% 
der Katholik*innen im Allgemeinen auf die Fairness der Strafjustiz vertrauten, 
im Gegensatz zu 77% der Protestant*innen.

Die Revision wurde zwischen Juni 1998 und März 2000 von einem Komitee zur 
Revision der Strafjustiz durchgeführt, dem Beamt*innen sowie unabhängige 
Akademiker*innen, Forscher*innen und Jurist*innen angehörten. Zusätzlich 
zu den durch formale und informelle Befragungen gesammelten Belegen 
beauftragte das Komitee ein Forschungsprogramm zur Untersuchung der 
öffentlichen Meinung über die Justiz in Nordirland und anderen Ländern 
anhand bestimmter Kernfragen. Zum Vergleich wurden herangezogen Belgien, 
Kanada, England und Wales, Deutschland, die Niederlande, Neuseeland, die 
Irische Republik, Schottland, Südafrika und die USA, welche alle zu diesem 
Zweck besucht wurden.

In seinem Bericht von 2000 empfiehlt das Revisionskomitee neben einer 
Reihe anderer Dinge die Entwicklung von Restorative Justice Verfahren für 
minderjährige Straffällige in Nordirland. Der Begriff Restorative Justice wird 
seit den frühen siebziger Jahren für eine Vielfalt an Praktiken an vielen Orten 
der Welt benutzt und ist schwer exakt einzugrenzen. Typischerweise steht 
im Zentrum von restorativen Herangehensweisen die Berücksichtigung und 
Ausbalancierung der Interessen von Opfer, Täter*in und der Gemeinschaft, 
sowie des weiteren öffentlichen Interesses. Sie beziehen daher Opfer und 
Täter*in stärker in die Bewältigung der Straftat ein als dies bei herkömmlichen 
Strafverfahren der Fall ist. Die Teilnahme von Opfer und Täter*in muss 
freiwillig sein, der Fokus des Verfahrens auf der Zukunft und der Vermeidung 
künftiger Straftaten sowie der Wiedereingliederung der Beschuldigten in die 
Gesellschaft liegen.

22  Dieses Kapitel wurde von Kelvin Doherty und Coleen Heaney von der Youth Justice Agency mit der 
Unterstützung der in der Danksagung erwähnten Praktiker*innen verfasst.
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Oft konzentrieren sich die Verfahren darauf, den Täter*innen die Konsequenzen 
ihrer Tat und deren Auswirkungen auf das Opfer zu verdeutlichen, mit dem Ziel, 
ihn oder sie zu einer angemessenen Form von Entschädigung zu bewegen. 
Das Revisionskomitee bezieht sich in seinem Bericht auf RJ-Programme in 
einer Reihe von Ländern, darunter England und Wales, Schottland, Kanada, 
Südafrika und die USA, sowie zwei bereits implementierte Pilotprojekte in 
Nordirland. Besondere Aufmerksamkeit widmete der Report jedoch den 
Familiengruppenkonferenzen in Neuseeland.

Er empfahl ausdrücklich die Entwicklung eines ähnlichen Modells für 
Nordirland, welches genauso vollständig in die Jugendgerichtsbarkeit 
integriert ist und mit Konferenzen arbeitet, um so Beschuldigte, Geschädigte 
(wenn sie wollen23) und weitere Fachkräfte und Familienmitglieder an einen 
Tisch zu bringen.

Das nordirische Modell unterscheidet sich in einigen Punkten von jenem in 
Neuseeland. Die Familiengruppe spielt beispielsweise eine geringere Rolle 
bei der Erarbeitung eines Lösungsplans (der in gemeinnütziger Arbeit und 
anderen sinnvollen Betätigungen bestehen kann) und seiner Einhaltung 
durch den oder die jugendliche Beschuldigte.  Dem wird allerdings 
entgegengewirkt, indem die Bezugspersonen der Jugendlichen eine größere 
Rolle im Verlauf des Prozesses innehaben.

Die Jugendkonferenzen der Youth Justice Agency (YJA) wurden 2003 als 
Pilotprojekt gestartet und werden seit 2006 in ganz Nordirland auf Kinder 
und Jugendliche unter 18 Jahren angewendet.

Rechtlicher Rahmen und Richtlinien

Der Justice (NI) Act 2002 ist das Endergebnis der Strafjustizrevision, er führte 
eine Vielzahl an Veränderungen in das zeitgenössische Strafjustizsystem ein.

Die wichtigsten Vorschriften sind:

•	 Die Einrichtung von Laienrichter*innen und einer 
Generalstaatsanwaltschaft für NI

•	 Die Ernennung des Lord Chief Justice als Chef des Gerichtswesens für 
NI

•	 Die Schaffung einer neuen Staatsanwaltschaft für NI
•	 Die Einführung eines Oberinspektors für die Strafjustiz
•	 Die Entwicklung neuer Formen der Jugendgerichtsbarkeit und einer 

Youth Justice Agency

23  Beim Conferencing in Nordirland wird zwischen der Teilnahme von Täter*innen und Opfern unterschieden: 
auch wenn für beide die Teilnahme selbstverständlich freiwillig ist, so konzentriert sich das Verfahren mehr 
auf den oder die junge Täter*in, da die Konferenz als Alternativverfahren zu einem Gerichtsprozess angesehen 
wird. Die Anwesenheit des Opfers ist daher nicht nötig, um das Verfahren durchzuführen.
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•	 Vorkehrungen für Verbrechensopfer, darunter eine Sicherheitsstrategie 
für Gemeinschaften

Die Umsetzung der Bestimmungen betreffend das Jugendrecht (Abschnitte 
53-66) führte Elemente einer restorativen Strafjustiz und den Aufbau einer 
neuen Behörde ein, der YJA, welche diese gesetzlichen Änderungen umsetzen 
sollte. Die gesetzlichen Änderungen beinhalteten:

•	 Gemäß internationaler Richtlinien rücken die Bestimmungen die Rechte 
des Kindes stärker ins Zentrum. So ist bspw. die „Zustimmung“ und 
„Einwilligung“ des Kindes in vielen Bestimmungen unverzichtbar, was 
den betroffenen Kindern einen gewissen Grad an Autonomie zugesteht.

•	 Der Gemeinschaftsaspekt wird in dem Gesetz sehr herausgestellt, 
indem eingestanden wird, dass dieser zu einer angemesseneren Lösung 
beizutragen vermag als die bislang angewandten herkömmlichen 
Methoden von Gerichtssystem und Behörden.

•	 Gerichte müssen transparenter in ihrem Umgang mit Kindern sein und 
ihre Verfahren leicht verständlich und für alle zugänglich gestalten.

•	 Jugendkonferenzen und Jugendkonferenzpläne wurden als Mittel 
eingeführt, um mit Minderjährigen umzugehen, die bis dato 
einem Gerichtsverfahren unterzogen worden wären. In einem 
Jugendkonferenzplan wird festgelegt, mit welchen konkreten Handlungen 
– reformierend und restorativer Art – der oder die Minderjährige die 
Tat wiedergutmachen soll. Kinder können nicht zur Teilnahme an einer 
Jugendkonferenz gezwungen werden, die Teilnahme muss freiwillig 
sein.

Funktionsweise der Jugendkonferenzen 

Definition 

Eine Jugendkonferenz ist eine sichere und unterstützte Zusammenkunft. 
Der partizipative Prozess erlaubt dem oder der jugendlichen Beschuldigten, 
Wiedergutmachung zu leisten, und dem Opfer, sie zu verlangen. Es geht um 
die Tat der minderjährigen Person. Das Restorative Justice Verfahren beruht 
auf den Rechten und der Gleichberechtigung aller Individuen, dem Wert von 
Verschiedenheit und der Anerkennung unser aller Verflochtenheit in der 
Gesellschaft. Kriminalität verletzt Beziehungen und schädigt die Opfer und 
ihre oder seine Angehörigen, die Kinder und Jugendlichen, die sich strafbar 
verhalten haben, und deren Angehörigen sowie die Gemeinschaften. Eine 
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Verletzung schafft die Verpflichtung zur Wiedergutmachung. Schadensersatz 
und die Heilung von Beziehungen sind die Ziele von Restorative Justice und 
den YJA Jugendkonferenzen.

Zu Grunde liegende Werte und Prinzipien

Die Prinzipien, auf denen das nordirische System beruht, können wie folgt 
zusammengefasst werden:

•	 Die Bedürfnisse des Opfers erfüllen, darunter Schadensersatz, Heilung 
und eine Entschuldigung.

•	 Wiedereingliederung und Rückfallprävention.
•	 Verhältnismäßige statt rein vergeltende Justiz.
•	 Wiederherstellung von Beziehungen, die durch die Straftat verletzt oder 

zerbrochen wurden.
•	 Übergabe der Macht an die Teilnehmer*innen der Jugendkonferenz, um 

gemeinsam einen Aktionsplan zu erstellen.
•	 Förderung der Teilnahme von Kindern und Jugendlichen, die im Konflikt 

mit dem Gesetz stehen, Opfern, Eltern und anderen.

Gemeinschaften, Kinder und Jugendliche, die im Konflikt mit dem Gesetz 
stehen und Opfer haben alle einen wichtigen Beitrag zu einer effektiven und 
gerechten Kriminalitätsbekämpfung zu leisten. Die Perspektive des Opfers 
ist für die Entwicklung eines Plans zur Wiedergutmachung unverzichtbar. 
Kinder und Jugendliche bekommen so die Möglichkeit, für ihre Taten und für 
die Wiedergutmachung derselben Verantwortung zu übernehmen und ihr 
Rückfallrisiko zu mindern. Die Gemeinschaft sorgt so für das Wohlergehen, 
die Sicherheit und die Inklusion ihrer Mitglieder, darunter die Opfer und die 
minderjährigen Straftäter*innen.

Konferenzen werden von professionellen, speziell ausgebildeten und bei 
der Youth Justice Agency angestellten Koordinator*innen organisiert. Es 
nehmen der oder die minderjährige Beschuldigte, ein Elternteil (oder ein 
anderer „zweckdienlicher Erwachsene*r“) und eine für die Konferenzen 
ausgebildete Polizeibeamt*in teil. Die Teilnahme von Opfern oder ihren 
Stellvertreter*innen ist gewünscht. Sowohl Opfer als auch Täter*in können 
jemanden als Unterstützung mitbringen. Die minderjährigen Straffälligen 
sprechen für sich selbst, können aber anwaltliche Unterstützung in Anspruch 
nehmen (Rechtshilfe wird gewährt). Auch eine Sozialarbeiter*in, eine 
Jugendgerichtshelfer*in oder eine Vertreter*in der Gemeinschaft können zur 
Teilnahme eingeladen werden.

Konferenzen folgen keinem festgelegten Ablauf, im Großen und Ganzen 
handelt es sich um unterstützte Diskussionen zwischen allen von der Straftat 
und ihren Folgen Betroffenen. In der Regel dauert eine solche Zusammenkunft 
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etwas länger als eine Stunde. Die Opfer können den psychischen, körperlichen 
und finanziellen Schaden, der ihnen entstanden ist, darlegen, von der 
jugendlichen Täter*in eine Erklärung verlangen und mitteilen, was ihrer 
Meinung nach getan werden muss, um den Schaden wiedergutzumachen. 
Die Jugendlichen haben die Möglichkeit, ihr Bedauern auszudrücken und 
Schadensersatz anzubieten.

Umfang

Es gibt zwei Arten von Jugendkonferenz:

Eine „Diversionskonferenz“ findet auf Anregung der Staatsanwaltschaft statt, 
wenn ein Kind oder ein Jugendlicher eine Straftat begangen hat und ein 
Gerichtsverfahren eröffnet werden soll. Die dort entwickelten Aktionspläne 
müssen von der Staatsanwaltschaft (StA) angenommen und gebilligt werden.

Eine „gerichtsbeauftragte Konferenz“ findet statt, wenn ein Kind oder eine 
Jugendliche*r vor Gericht stand oder für schuldig befunden wurde. Ziel ist, 
dass die meisten Jugendlichen, die eine Straftat begangen haben, an eine 
Konferenz überwiesen werden, sofern sie dem zustimmen. Jugendkonferenzen 
können für alle Straftaten angewendet werden mit Ausnahme von Mord, 
Totschlag, Taten, die unter das Terrorismusgesetz fallen, und andere, bei 
denen eine Strafe obligatorisch ist. Es ist selten, dass der Aktionsplan einer 
gerichtsbestellten Konferenz den Aufenthalt des oder der Jugendlichen 
in Jugendarrest beinhaltet. Es liegt im Ermessen des Gerichts, ob es auch 
schwerere Fälle oder solche, bei denen bereits gescheiterte Konferenzen 
vorliegen, überweist. Es hat darüber hinaus das Recht, die in den Konferenzen 
entwickelten Pläne zu akzeptieren, abzuändern oder abzulehnen.

Die in den Jugendkonferenzen entwickelten Aktionspläne können nur 
angenommen werden, wenn der oder die Jugendliche ihnen zustimmt. In 
Fällen mit mehreren Täter*innen gehen die Koordinator*innen flexibel vor, 
je nach Wunsch des Opfers können getrennte Konferenzen mit jedem und 
jeder Beschuldigten abgehalten werden. Ein Grundsatz ist, dass Konferenzen 
nicht zu einer erneuten Viktimisierung der Opfer führen dürfen.

Umsetzung 

Beteiligte Akteure und Institutionen

Die YJA ist eine ausführende Behörde des Justizministeriums und 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts durch das Gesetz über die 
Justiz in Nordirland von 2002 verantwortlich für die Durchführung der 
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Jugendkonferenzen. Das Ministerium vereinbart Ergebnisse auf hohem 
Niveau und die YJA organisiert ihre Aktivitäten in Folge. Die Aufsicht über den 
Betrieb übt der Vorstand der Agentur aus, dem auch zwei agentur-externe 
Beamt*innen angehören.

Die Agentur ist in zwei Abteilungen gegliedert: Youth Justice Services 
(Jugendhilfe im Strafverfahren), welche für die Ausführung sämtlicher 
community-basierter Maßnahmen inklusive der Jugendkonferenzen 
zuständig sind, sowie Custodialservice (Verwahrungsdienste), welchen 
eine spezielle Verwahrungsmaßnahme für Minderjährige auf Basis des 
Fürsorgegedankens obliegt.

Gerichte und Staatsanwaltschaft können Fälle an die Jugendhilfe im 
Strafverfahren überweisen, welche dann von einer ausgebildeten 
Jugendkonferenzkoordinator*in (JKK) organisiert und geleitet werden. 
Art. 3A der Verfügung von 1998 über das Jugendstrafrecht in Nordirland 
(eingesetzt durch Abschnitt 57 des Justice (Northern Ireland) Act 2002) 
bestimmt die Bestellung des JKK, dessen Funktion in der Verfügung sowie 
in den Jugendkonferenzregeln für Nordirland von 2003 geregelt wird. Wie 
schon weiter oben gesagt, nehmen der oder die minderjährige Beschuldigte, 
ein Elternteil (oder ein anderer „zweckdienlicher Erwachsene*r“) und eine 
für Jugendkonferenzen ausgebildete Polizeibeamt*in teil. Die Teilnahme von 
Opfern oder ihren Stellvertreter*innen wird unterstützt. Die minderjährigen 
Straffälligen sprechen für sich selbst, können aber anwaltliche Unterstützung 
in Anspruch nehmen (Rechtshilfe wird gewährt). Auch eine Sozialarbeiter*in, 
eine Jugendgerichtshelfer*in oder eine Vertreter*in der Gemeinschaft können 
zur Teilnahme eingeladen werden.

Ausbildung der Koordinator*innen

Gute Konferenzkoordinator*innen sollten gut mit allen möglichen Typen von 
Menschen kommunizieren können. Sie sollten die Fähigkeit haben, Menschen 
zur Teilnahme zu ermutigen  und gleichzeitig sensibel sein für schwierige 
Themen oder mögliche Einschüchterung. Sie sollten genug Selbstbewusstsein 
haben, um einzugreifen, wenn während der Konferenz Probleme auftauchen, 
und gleichzeitig in der Lage sein, sich zurückzunehmen, damit sich die 
Kommunikation zwischen den Betroffenen entfalten kann. Verbale und 
nonverbale Kommunikation ist wichtig, genauso wie die Fähigkeit, aktiv 
zuzuhören und zusammenzufassen, was gesagt wurde. Koordinator*innen 
müssen auch gut in Büroarbeit sein: die Organisation der Konferenz muss 
korrekt und innerhalb des Zeitrahmens geschehen, die Ergebnisse an die 
Teilnehmer*innen und die überweisenden Stellen übermittelt werden, 
der Papierkram muss ordentlich gemacht werden. Dazu gehört auch, 
Beurteilungen abzugeben und Berichte fachgerecht zu formulieren, um die 
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Konferenz und die Bedürfnisse des oder der Minderjährigen angemessen 
vor Gericht präsentieren zu können.

Die meisten Koordinator*innen sind studierte Sozialarbeiter*innen 
und machen zu Beginn der Anstellung bei der YJA eine Ausbildung in 
Restorative Justice Praktiken. Für die Angestellten der YJA werden auch 
ständig Fortbildungen angeboten, etwa zum Umgang mit komplexen Fällen 
wie Ausdrucksschwierigkeiten beim Kind, Autismus oder andere Fälle mit 
besonderen Bedürfnissen oder bei sexualisierter Gewalt. 

Phasen und wichtige Aspekte des Verfahrens

Die YJA wird nur durch Überweisung von StA oder Gericht aktiv.

Im Fall einer Überweisung, läuft die Konferenz in folgenden Phasen ab: 

•	 Vorphase
•	 Konferenz
•	 Verfassen und Übermitteln des Berichts an StA oder Gericht
•	 Überwachung der Einhaltung des Aktionsplans
•	 Abschluss des Falls und Entscheidung über Eintrag in das 

Vorstrafenregister

Damit ein Fall als geeignet für eine Jugendkonferenz angesehen werden 
kann, muss der Wille und die Fähigkeit des oder der Minderjährigen zu einer 
Teilnahme berücksichtigt werden. Sollte der oder die Jugendliche kurzzeitig 
nicht in der Lage sein, kann der Fall um drei Monate aufgeschoben werden, 
Um einen Fall vorzubereiten, haben die JKK das Recht, sich an die Polizei 
zu wenden und andere soziale Dienste oder Schulen zu kontaktieren, um 
Informationen einzuholen, sowie die Gerichtsakte einzusehen.

Die Vorbereitungsphase gilt als wesentlich. Hier kommt es darauf an, 
eine sichere Umgebung zu schaffen und Opfer und Täter*in gut auf das 
Gespräch vorzubereiten. Die Koordinator*in trifft sich mit beiden im 
Vorfeld, meistens angefangen bei der Täter*in, um die Wichtigkeit der 
Verantwortungsübernahme zu erörtern und geeignete (erwachsene) 
Personen als Unterstützung zu ermitteln. Zu diesem Zeitpunkt wird die 
Koordinator*in auch eine Risikoeinschätzung vornehmen, indem sie alle 
Lebensumstände der Beschuldigten auf gefährdende und schützende 
Faktoren überprüft.

Normalerweise finden während der Vorbereitungsphase zwei Treffen statt, 
bei denen die Fakten, der Schaden und das Leid sowie Möglichkeiten der 
Wiedergutmachung eruiert werden.
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Während der Vorbereitungstreffen mit dem Opfer geht es darum, ihm oder ihr 
zuzuhören, aufzunehmen, auf welche Art er oder sie geschädigt wurde, wie 
es ihm oder ihr damit geht, sowie nach Wegen für eine Teilnahme an einem 
RJ-Prozess zu suchen. Auch Opfer werden ermutigt, sich auf die Konferenz 
vorzubereiten, um zu wissen, was sie erwartet und wie sie damit umgehen 
wollen. Opfer nehmen jedoch nicht immer an der Konferenz teil: manche 
schreiben nur einen Brief, der während der Konferenz verlesen wird, andere 
fertigen ein kurzes Video an, das dann gezeigt wird und andere nehmen per 
Videoübertragung teil. Es gibt auch meist einen Raum, von dem aus Opfer 
zusehen und zuhören können, ohne selbst gesehen zu werden. Sie können 
zu Beginn der Konferenz entscheiden, ob sie lieber von diesem Raum aus 
teilnehmen. Sollte es sich während der Konferenz ergeben, dass sie sich 
sicher genug fühlen, können sie natürlich diesen Raum verlassen und im 
Kreis der Konferenz Platz nehmen.

Während der Vorbereitungsphase beurteilt der oder die JKK die Fähigkeit 
des oder der Jugendlichen an einer Konferenz teilzunehmen und zu 
verstehen, was dort passiert. Eine Gefährdungseinschätzung sollte ebenfalls 
durchgeführt werden, um auf mögliche negative Einflüsse auf die Konferenz 
reagieren zu können. Besondere Bedarfe der oder des Jugendlichen sollten 
hervorgehoben und bei ihm oder ihr ein Bewusstsein für die Vorgehensweisen 
während der Konferenz geschafften werden. Diese können individuell den 
Bedürfnissen von Täter*in und Opfer angepasst werden. Schließlich muss 
sich die Koordinator*in auch noch um die anderen Teilnehmer*innen, wie 
etwa die (erwachsenen) Unterstützungspersonen jeder Konfliktpartei, 
kümmern und auch diese vorbereiten.

Am Ende der Vorbereitungsphase vereinbart die Koodinator*in einen 
Termin für die Konferenz, der allen Teilnehmer*innen rechtzeitig mitgeteilt 
werden muss, und überprüft, ob gegebenenfalls noch weitere Treffen nötig 
sind. Die Konferenz selbst ist ein halbstrukturiertes Verfahren, das von der 
Koordinator*in als Prozessverantwortlicher geleitet wird. Er oder sie eröffnet 
die Konferenz mit einleitenden Worten über den Zweck der Zusammenkunft 
und erinnert an die Grundregeln, welche niedergeschrieben und für alle 
gut sichtbar im Raum aufgehängt sind. Eine Konferenz kann zwischen einer 
knappen Stunde und mehr als drei Stunden dauern, in der Regel reicht eine 
Stunde aber aus. Das Konferenzergebnis ist ein Handlungsplan, bestehend 
aus einzelnen Schritten für die Wiedergutmachung des Schadens beim Opfer 
und einzelnen Schritten zur Reduzierung des Risikos weiterer Straftaten. 
Diese Handlungsschritte müssen spezifisch, messbar, erreichbar, für die 
Schadenswiedergutmachung und die künftige Schadensverhinderung 
relevant und zeitlich eingegrenzt sein, um somit einen vollstreckbaren 
Vertrag oder Gerichtsentscheid zu verabschieden. Gesetzlich sind drei 
Varianten von Empfehlungen nach einer Konferenz möglich: ein erstellter 
Handlungsplan, kein Plan nötig (weil alle Angelegenheiten erledigt sind und 
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daher kein „Gemeinschaftsurteil“ nötig ist oder weil bereits existierende 
Auflagen genügen), oder ein Handlungsplan inklusive Gewahrsam, oft auf 
Grund der Schwere des Schadens. Die Empfehlung wird zur Bewilligung an 
die Staatsanwaltschaft oder das Jugendgericht gesendet. Die Beaufsichtigung 
der Plan- oder Auflagenerfüllung obliegt der Jugendjustizsozialarbeiter*in, 
dem Äquivalent des JKK, nur dass ihre Hauptaufgabe und Fähigkeiten mehr 
im Bereich der Rückfallverhinderung liegen. Beide sind verantwortlich 
für die Aufsicht über die Erfüllung des Konferenzplans bzw. der Auflage 
und verfassen einen Abschlussbericht an die StA. Die Koordinator*innen 
verantworten jedoch Entscheidungen darüber, ob der Konferenzplan bzw. 
die Auflage gebrochen wurde, aufgehoben oder abgeändert werden muss.

Der Plan kann einen oder mehrere der folgenden Punkte enthalten:

a.	 Entschuldigung gegenüber dem Opfer und/oder weiteren betroffenen 
Personen.

b.	 Schadenswiedergutmachung gegenüber dem Opfer, weiteren Personen 
oder der Community als solches.

c.	 Zahlungen an das Opfer, deren Höhe jedoch die Kosten für den Ersatz 
oder die Reparatur des entwendeten, zerstörten oder beschädigten 
Eigentums nicht übersteigen dürfen.

d.	 Unteraufsichtstellung durch einen Erwachsenen.
e.	 Ehrenamtliche Arbeit oder Dienste in der oder für die Community
f.	 Teilnahme an Maßnahmen (wie etwa solchen, die kriminelles 

Verhalten thematisieren, Erziehung, Trainings oder Hilfen in Bezug auf 
Suchtproblematiken).

g.	 Auflagen und Restriktionen in Bezug auf Verhalten oder Aufenthaltsort 
(inklusive der Auflage, während eines bestimmten Zeitraum an einem 
bestimmten Ort zu bleiben).

h.	 Auflage zur Psycho- oder Suchttherapie.

Aufbau des örtlichen Projekts und Zusammenarbeit zwischen 
den  verschiedenen Akteuren

Die Anfänge sind im April 1998 auszumachen, als das Belfaster Abkommen 
eine grundsätzliche Revision der Strafjustiz in Nordirland einleitete. Im 
weiteren Verlauf wurde 2001 der Gesetzentwurf fertiggestellt und der 
Justice Act schließlich 2002 verabschiedet, eine Behörde zur Umsetzung 
des Gesetzes gegründet und das Modell mit Hilfe von Untersuchungen 
und Evalutionen über die Jahre weiter geformt und angepasst. Wie bereits 
erwähnt, war ein Ergebnis der Revision der Strafjustiz die Empfehlung, für 
minderjährige Straffällige restorative Maßnahmen vorzusehen, wobei die 
Familiengruppenkonferenzen in Neuseeland als Vorbild genannt werden.
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Die Entwicklung und Umsetzung von Restorative Justice ist in Irland 
Ausdruck eines politischen Bekenntnisses auf höchster Ebene, eine solide 
und wissenschaftlich fundierte Revision zu unternehmen und auf Basis 
der Forschungsergebnisse auch größere Veränderungen vorzunehmen. 
Auch wenn viel von dem, was andere politische Entscheidungsträger*innen 
oder Praktiker*innen aus diesem Beispiel lernen können, breit anwendbar 
ist, sind manche Erkenntnisse vielleicht für diejenigen, die unter Zeitdruck 
arbeiten oder sich nicht im Kontext einer politischen Richtungsveränderung 
befinden, nicht relevant.

Die Jugendkonferenzen der Youth Justice Agency starteten 2003 als 
Pilotprojekt und sind seit 2006 in ganz Nordirland implementiert. Sie werden 
auf Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren angewendet.

Die Jugendkonferenzen sind gesetzlich im Strafjustizsystem verankert. Somit 
hatten die Träger einen sicheren Boden für ihren Personaleinsatz, um die 
Dienstleistung im Rahmen eines gesetzlichen Mandats zu gewährleisten. Die 
Staatsanwaltschaft muss sich an einen Leitfaden zur Fallüberweisung an die 
YJA halten, also schnell und einfach mit weniger schweren Straftäter*innen 
umgehen:

•	 um die Wiederholungsgefahr zu mindern.
•	 damit die Straftäter*in sich im Rahmen eines RJ Programms mit dem 

Opfer und der Gesellschaft als solches befasst und so wenig wie möglich 
in die Mühlen der Strafjustiz gerät.

Die Jugendgerichte gehören zu den Gerichtsdiensten Nordirlands und gehören 
wie die Staatsanwaltschaft zum Justizministerium. Die Jugendgerichte sind 
für Jugendliche zwischen 10 und 18 Jahren zuständig und behandeln alle 
Fälle mit Ausnahme von schweren Straftaten wie Mord. 

Evaluation, Monitoring und Forschung 

Evaluation der Umsetzung 

Die Jugendkonferenzen der YJA wurden einer Reihe von Evaluationen 
unterzogen.

Zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Textes existieren die Jugendkonferenzen 
seit 14 Jahren, 11 davon in ganz Nordirland. Eine Reihe von Studien geben 
einen guten Einblick in die Verfahrensweisen und Ergebnisse, so etwa 
die Evaluation der Queens University Belfast (QUB) von 2005, jene der 
Inspektion der Strafjustiz Nordirlands (CJINI) von 2007 und 2015, sowie die 
Prozessevaluation von Maruna et al. von 2007 und die der unabhängigen 
Kommission für Jugendkriminalität von 2010.



67

Die Evaluation der QUB war die erste formelle Untersuchung der Praktik 
durch eine Universität und im Auftrag des Ministeriums für Nordirland. 
Sie führte zur Ausweitung der Anwendung von Jugendkonferenzen auf 
ganz Irland. Für die Evaluation wurden 200 Konferenzen beobachtet und 
die Teilnehmer*innen nach der Konferenz befragt. Herausgefunden wurde, 
dass die Konferenzpläne in der Regel eingehalten werden und die Opfer 
mit dem Prozess sehr zufrieden sind. Knapp die Hälfte der während der 
Studie vereinbarten Pläne wurden noch vor Ende der Studie umgesetzt, 
im Mittel dauerte die Umsetzung 67 Tage. Nur 6% der Pläne wurden wegen 
Nichterfüllung aufgehoben (Campbell et al., 2005). 

Kinder im Conferencing

Maruna et al. (2007) unternahmen eine kleine Studie auf Basis von narrativen 
Interviews mit Minderjährigen, die eine Konferenz durchlaufen und den Plan 
eingehalten hatten. Verbunden mit Desistance-theorien fanden sie Folgendes 
heraus:

Viele Interviewpartner*innen sagten, dass ihnen erst im Verlauf der 
Konferenz klar wurde, dass falsch war, was sie getan hatten. Diese 
Erkenntnis, etwas Falsches getan zu haben, rief bei den Interviewten 
ein Gefühl hervor, das sie als „Scham“ bezeichneten. Den meisten 
gelang es jedoch, gleichzeitig das Gefühl aufrechtzuerhalten, über 
einen „guten Kern“ zu verfügen, auch wenn sie einen Fehler gemacht 
hatten. Die Beschreibungen des Conferencing-Prozesses waren bei 
allen Interviewten konsistent.

Gelungene Konferenzen scheinen anfangs in Erwartung der Konferenz 
von einem Gefühl der Beklemmung begleitet zu werden, welches sich 
in Erleichterung und schließlich einem Gefühl der Lösung verwandelt. 
Die Interviewten berichten durch die Bank, dass sie im Vorfeld der 
Konferenz viel mehr Angst verspürten als während der Konferenz 
(2007: 2).

Damit wird angedeutet, dass der Conferencing-Prozess bei dieser kleinen 
Stichprobe von 26 Minderjährigen erfolgreich verlaufen ist.  

In einer weiteren narrativen Studie von Marsh (2014) wurde aufgezeigt, 
welchen Einfluss die Konferenzdynamiken auf junge Menschen haben. Ein 
überwältigend positiver Aspekt der Konferenzen ist das Zusammentreffen 
mit einem Opfer, das emotional oder psychisch leidet: die Erkenntnis des 
zugefügten Schmerzes gibt der Täter*in Gelegenheit zu Reflexion und Reue 
und zeigt das Menschsein des Opfers, besonders wenn es sich um eine 
Polizeibeamt*in oder Angestellte eines Ladengeschäftes handelt. Reue und 
Wiedergutmachungswunsch sind besonders ausgeprägt, wenn das Opfer 
der minderjährigen Person bekannt ist.
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Die Teilnahme von Opfern an Jugendkonferenzen war gemäß der Studie zu 
jedem Zeitpunkt während der letzten Jahre signifikant hoch. Eine Revision 
der Jugendgerichtsbarkeit in Nordirland im Jahr 2011 förderte zu Tage, dass 
erhebliche Mittel dafür aufgewendet wurden, sogenannte  „Stellvertreteropfer“ 
einzusetzen, und empfahl daraufhin der YJA, den Begriff  „Opfer“ enger zu 
fassen und nur auf jene zu beziehen, die direkt von der jeweiligen Straftat 
betroffen sind.

Opfer sehen ihre Teilnahme an den Konferenzen im Allgemeinen positiv. Die 
Auswertung der QUB Studie zeigt, dass die meisten Opfer mit den Konferenzen, 
an denen sie teilnahmen, zufrieden sind, dass ihre Sichtweisen ernst 
genommen wurden und bewerteten die Ergebnisse als fair. Der Bericht stellt 
fest, dass dies in scharfem Kontrast zu den Erfahrungen der meisten Opfer mit 
der Strafjustiz steht, welche, verschiedenen Forschungen zufolge das Gefühl 
der Viktimisierung eher verschlimmern. Es ist daher kaum verwunderlich, 
dass die meisten für die Studie befragten Opfer angaben, lieber an einer 
Konferenz als an einem Gerichtsprozess teilnehmen zu wollen (Campbell et 
al., 2005). Auch in einer Umfrage der CJINI aus dem Jahr 2008 zeichnen die 
Opfer ein überwiegend positives Bild des Conferencing-Prozesses.

Umfragen zur Opferzufriedenheit aus den Jahren 2007/2008 und 2008/2009 
bestätigen diese erfreulichen Ergebnisse: 2009 sagen 89% der Opfer, dass 
sie mit dem Konferenzergebnis zufrieden sind und 90% würden einem 
anderen Opfer die Teilnahme empfehlen (YJA 2009), in der ersten Studie sind 
es jeweils 93% (YJA 2008a, 2008b).

Vor Kurzem hat McCaughy (2017) ähnliche Ergebnisse ermittelt: 94% der 172 
befragten Opfer waren zufrieden mit Prozess und Ergebnis der Konferenz 
(siehe unten). Interessanterweise scheint die Opferzufriedenheit noch 
anzusteigen nachdem die Definition des Begriffs „Opfer“ 2012/2013 geändert 
wurde und sich nur primär auf direkt Betroffene bezieht anstatt auf Betroffene 
im Allgemeinen. 

Die wichtigsten Forschungsergebnisse zum praktischen Einsatz 
des Verfahrens

Die Evaluation der QUB zeigt eine hohe Zufriedenheit mit dem Conferencing-
Prozess auch unter den jungen Straftäter*innen, die die Erfahrung 
nichtsdestoweniger als Herausforderung beschreiben, die mit Nervosität 
und Unbehagen einhergeht. Doch die Konferenz böte eine Möglichkeit, sich 
auszudrücken und Anerkennung für die eigene Perspektive auf die Vorgänge 
zu bekommen. Die meisten Jugendlichen übernahmen Verantwortung für 
ihre Taten, zeigten ein gewisses Maß an Reue und boten  in den allermeisten 
Fällen eine Entschuldigung an.
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Generell ließen sich die Jugendlichen auf die anderen 
Konferenzteilnehmer*innen ein und engagierten sich in der Erstellung des 
Handlungsplans, welchen sie in der Regel als fair und verhältnismäßig 
betrachteten. Mangelnder Einsatz während des Conferencing-Prozesses 
war meist auf Verlegenheit, Nervosität, Erinnerungsschwierigkeiten und 
gelegentlich auf Trotz zurückzuführen (Campbell et al., 2005).

Die Revision der Jugendgerichtsbarkeit von 2011 empfiehlt interessanterweise 
dass die YJA stärker auf die Formulierung des Handlungsplans achten solle 
um Verhältnismäßigkeit zu gewährleisten. Nach einer Überprüfung von 
Handlungsplänen als Teil ihrer Feldforschung stellten die Prüfer*innen 
fest, dass zu viele der Pläne völlig unverhältnismäßig waren und zu viele 
Handlungen enthielten, die der Schwere der Straftat nicht angemessen 
waren. Das könnte darauf hinweisen, dass die Wahrnehmung von Fairness 
und Verhältnismäßigkeit zwischen den Jugendlichen und der Strafjustiz 
auseinandergeht. In der Folge hat die YJA Methoden eingeführt, um die 
Verhältnismäßigkeit zu kontrollieren und zu gewährleisten, wie es auch Art. 
3 der UNKRK fordert.

Der Bericht der CJINI von 2008 geht in die gleiche Richtung: 52% von fast 800 
Handlungsplänen aus dem Jahr 2006 waren bereits im Juni 2007 vollständig 
erfüllt und 46% befanden sich in der Umsetzungsphase. Nur 2% waren wegen 
Nichterfüllung von den Gerichten widerrufen oder  an die Staatsanwaltschaft 
zurücküberwiesen worden.

Die Untersuchung der CJINI aus dem Jahr 2015 konzentrierte sich stärker 
auf die persönlichen Berichte der Beteiligten. Auf der Grundlage mehrerer 
Interviews mit Jugendlichen, Betroffenen, Opfern und Angehörigen der YJA 
kommen die Prüfer*innen zu dem Ergebnis, dass die Jugendkonferenzen in 
ihrer derzeitigen Form auf eine deutliche Mehrheit der Jugendlichen positive 
Auswirkungen haben.

Eines der Hauptziele der Einführung der YJA in die Jugendgerichtsbarkeit 
von Nordirland war die Reduzierung der Rückfallquote. Bekannterweise ist 
es jedoch schwierig, den Einfluss einer einzelnen Maßnahme innerhalb des 
Justizsystems auf die Rückfälligkeit zu messen. Das Justizministerium hat über 
fünf Jahre lang einheitliche Statistiken zur Rückfälligkeit bei jugendlichen 
Straffälligen (unter 17 Jahren) veröffentlicht, welche die Kohorten von 
2010/11 bis 2014/15 umfassen. Darin enthalten ist die Rückfallquote aller 
Jugendlichen innerhalb eines Jahres nach Entlassung aus Freiheitsentzug, 
nach Erhalt einer nicht-freiheitsentziehenden Auflage durch das Gericht 
oder nach Verfügung einer Diversionsmaßnahme.

Die Zahl der Jugendlichen in den jährlichen Kohorten verringerte sich konstant 
von 3.248 im Jahr 2010/11 auf 1.563 im Jahr 2014/15. Dieser Rückgang ist 
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auf eine Kombination von Faktoren zurückzuführen, darunter die Tendenz, 
Jugendliche per Diversion aus dem formellen Justizsystem herauszubringen, 
sowie die ausgiebigen Bemühungen um die Rehabilitierung jugendlicher 
Straftäter*innen. Insgesamt wird die Rückfallquote bei straffälligen 
Jugendlichen von der abnehmenden Kohortengröße und sich verändernden 
Dynamiken bei denjenigen, die die Kohorte ausmachen, beeinflusst. 
Unter Berücksichtigung dieses Vorbehalts und seiner Bedeutung für die 
Vergleichbarkeit der jährlichen Kohorten lässt sich konstatieren, dass die 
Rückfallquote bei jugendlichen Straftäter*innen in Nordirland während der 
untersuchten fünf Jahre schwankte. Nach einem Tiefpunkt im Jahr 2010/11 
mit nur 23,8% haben sich die Zahlen um die 30% stabilisiert, mit einem 
Höhepunkt von 32,2% bei der Kohorte von 2014/15.

Allgemeine Rückfallquoten sollten jedoch nicht für den Vergleich des Erfolges 
verschiedener Maßnahmen dienen, denn verschiedene Jugendliche mit ihren 
Eigenheiten und Geschichten in Kombination mit verschiedenen Arten von 
Straftaten beeinflussen selbst die Art der gerichtlichen Auflage, die gemacht 
wurde. Die Profile der Straftäter*innen können sich also substantiell je nach 
Auflagentyp unterscheiden.

Abgesehen von dieser notwendigen Einschränkung sind die Zahle für die 
Kohorte von 2014/15 wie folgt:

•	 Von 39 aus freiheitsentziehenden Maßnahmen entlassenen Jugendlichen 
wurden 28 erwiesenermaßen neuerlich straffällig.

•	 Die Ein-Jahres-Rückfallquote derjenigen, die an eine Community-
Sanktion mit Aufsicht überstellt wurden, lag bei  60.9%

•	 Die Ein-Jahres-Rückfallquote derjenigen, die an eine Community-
Sanktion ohne Aufsicht überstellt wurden, lag bei 51.7%

•	 Die Ein-Jahres-Rückfallquote derjenigen, die eine Diversionsmaßnahme 
erhielten, lag bei  27.9%

Lektionen aus der Umsetzung und Herausforderungen

Aus den Erfahrungen aus Nordirland lassen sich ein paar nützliche 
Erkenntnisse ziehen, wenn man sich für andere Formen der Gerichtsbarkeit 
interessiert und eine Variante dieses Modells einzuführen gedenkt. Man sollte 
sich jedoch dessen bewusst sein, dass es sich um einen umfangreichen 
politischen Prozess handelte, der äußerst partizipatorisch gestaltet war. Auch 
wenn vieles von dem, was andere politische Entscheidungsträger*innen und 
Praktiker*innen aus diesem Beispiel lernen können, sehr breit anwendbar ist, 
mag einiges für diejenigen, die unter Zeitdruck arbeiten oder sich nicht im 
Kontext einer generellen Richtungsänderung in der Politik befinden, weniger 
hilfreich sein.
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Die Jugendkonferenzen sind gesetzlich im Strafjustizsystem verankert. 
Somit hatten Träger einen sicheren Boden für ihren Personaleinsatz um die 
Dienstleistung im Rahmen eines gesetzlichen Mandats zu gewährleisten. 
Zweifelsohne war dies einer der Schlüssel für die erfolgreiche Umsetzung. Die 
Zwickmühle besteht darin, dass alle Opfer vor dem Gesetz gleich behandelt 
werden, egal ob es sich um eine gesichtslose juristische Person handelt 
oder um ein Individuum, welches geschädigt wurde. Revisionsprozesse wie 
die Revision der Jugendgerichtsbarkeit in Nordirland von 2011 und viele 
Praxisjahre haben das Verfahren in eine Richtung entwickelt, in der die 
Beteiligung direkter Opfer nun im Fokus steht.

Die Empfehlung, das in Nordirland einzusetzende System möge auf einem 
existierenden und gut erforschten Modell aufbauen, waren auch wichtig 
für die erfolgreiche Umsetzung. Es bezog sich auf eine von Nachweisen 
untermauerte Praxis und nicht nur ein theoretisches und abstraktes Modell, 
welches es in einem klammen finanziellen Klima schwer haben würde, 
Wurzeln zu schlagen und zu wachsen.

Unverzichtbar war es auch, eine Change-Strategie für die Gegner*innen 
von Restorative Justices innerhalb des Justizsystems zu entwickelt. Dies 
ermöglichte erfolgreiche Lobbyarbeit, um eine gesetzliche Grundlage und 
einen offiziellen Auftrag zu bekommen.

Sowohl die Anstellung der richtigen Leute, die kompetent geschult wurden, 
wie auch die Einführung von Arbeitsstandards halfen bei der Umsetzung. 
Als weniger gut ausgebildete Mitarbeiter*innen jedoch begannen, sich 
rigide an diese Standards zu halten, schlug die intendierte Wirkung ins 
Gegenteil um: anstatt auf die Bedürfnisse der Jugendlichen einzugehen, 
wurde  manches Mal ein Prozess nach Lehrbuch durchgeführt. Sich von 
dieser Interpretation des Verfahrensmodells wieder zu entfernen, bedurfte 
einiger Jahre des Umlernens.

Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit beizubehalten und bei der Entwicklung 
neuer politischer Richtlinien und Praktiken durch neue Kräfte und 
Ordnungsmächte durchzusetzen, ist nicht einfach. Das weitere System der 
Jugendgerichtsbarkeit, einschließlich der Gerichte, steht angesichts einer stets 
größer werdenden Zahl von Entscheidungs- und Interventionsmöglichkeiten 
vor Schwierigkeiten bei der Anwendung des Prinzips und der Abwägung mit 
anderen, manchmal widersprechenden Prinzipien wie der Rückfallprävention 
und dem Kindeswohl.

Die Verhältnismäßigkeit bei den Handlungsplänen der Jugendkonferenzen 
zu wahren, ist schwer zu bewerkstelligen. In manchen Verfahren spielt 
Verhältnismäßigkeit keine so zentrale Rolle sondern gilt eher als ein zu 
berücksichtigendes Element von vielen. Da das System in Nordirland 
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jedoch einen gesetzlichen Auftrag hat, muss die Verhältnismäßigkeit als 
wichtiger Grundsatz darin festgelegt sein. Das hinzubekommen, ist ein 
stetiger Prozess und die YJA ist zu dem Ergebnis gekommen, dass es am 
besten mit Hilfe von Orientierungsgebung für die Mitarbeiter*innen gelingt. 
Zwar können Gerichte einen Handlungsplan abändern, nicht jedoch die 
Staatsanwaltschaft, die ihn nur annehmen oder zurückweisen kann. Die 
Einführung von Orientierungsgebung in Bezug auf Verhältnismäßigkeit geht 
auch auf die bereits erwähnte Kritik der Revision der Jugendgerichtsbarkeit 
von 2011 zurück, welche den oft unverhältnismäßigen Inhalt der an die 
Staatsanwaltschaft übermittelten Pläne bemängelte.

Eine weitere erfolgreiche Komponente der Umsetzung ist die Einrichtung 
einer Kultur der kontinuierlichen Verbesserung und des Lernens, 
welche Entwicklungen in der Gesetzgebung, Praxiskultur, Praxisweisheit 
und Politik zur Kenntnis nimmt. Sie wird überführt in eine Kultur des 
Leistungsmanagements, in dem harte Ergebnisse wie Opferteilnahmequoten 
ebenso wie weiche Ergebnisse, etwa aus Umfragen über die Zufriedenheit 
der TeilnehmerInnen, benutzt, beobachtet und veröffentlicht werden. Ziel 
ist die Veröffentlichung von Ergebnissen aus gesicherter, unabhängiger 
Evaluation und Achtsamkeit für Transparenz und Inklusion. 

Fallstudien 

Erster Fall

Die vierzehnjährige Grace wurde in einer gut besuchten Einkaufsgegend 
außerhalb Belfasts von drei Mädchen bedroht, geschubst und geschlagen. 
Sie hatte Wunden und blaue Flecken, die im Krankenhaus behandelt 
wurden. Das Jugendgericht ordnete eine restorative Konferenz an und Grace 
war damit einverstanden, an drei separaten Konferenzen für jede der drei 
Angreifer*nnen teilzunehmen. “Ich dachte, wenn ich ihnen die Konsequenzen 
nicht zeige, wird nichts passieren. Ich wollte außerdem wissen, warum sie 
mich ausgesucht hatten.”

Die ersten beiden Konferenzen bewertete sie umfassend als positiv: “Was gut 
tat, war, dass wir alle bereits im Raum waren, als das jüngste der Mädchen 
mit ihrer Mutter reinkam. Ich konnte sehen, wie unangenehm es ihr war, dass 
alle sie ansahen, und ich begann, mich wohler zu fühlen. Ich dachte: ‚Du 
kannst mir keine Angst mehr einjagen‘.“

“Sie sagte, dass es ihr leid tat, aber ich wollte noch wissen, warum sie sich 
mich ausgesucht hatten, und warum sie mich immer noch bedrohten. Sie 
antwortete völlig ehrlich, sie wollte einen Kampf sehen. Dann weinte sie.“
“Eine der Sachen, die ich verlangte, war, dass sie mich in der Öffentlichkeit 
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ignorieren und einfach an mir vorbeigehen solle. Das ist auch passiert.”

Bei der dritten Konferenz begann die älteste Angreiferin zu behaupten, 
es sei nicht absichtsvoll geschehen, obwohl sie vor Gericht auf schuldig 
plädiert hatte. “Es kam der Punkt, bei dem ich dachte, dass wir alle unsere 
Zeit verschwendeten. Sie entschuldigte sich, aber ich sagte, dass ich 
ihre Entschuldigung nur akzeptieren könne, wenn sie mich während der 
kommenden zwei oder drei Jahre in Ruhe ließe, nur dann könne ich wissen, 
ob sie es ernst meinte.”

Es wurde vereinbart, dass die älteste Angreiferin gemeinnützige Arbeit 
ableisten und sich von Grace und ihrer Familie fernhalten solle: “Als ich am 
Ende aus der Konferenz rausgegangen bin, habe ich mich als die stärkere 
Person gefühlt. Ich bin froh, diese Erfahrung anstelle eines Gerichtsprozesses 
gemacht zu haben. Vor Gericht interessieren ja nur die Fakten, während ich 
hier sagen konnte, wie es mir bis zum Moment der Konferenz ergangen war. 
Ich glaube nicht, dass das für Beschuldigte einfach ist. Ich glaube, es ist viel 
härter für sie, auf diese Art mit dem konfrontiert zu sein, was sie getan haben. 
Ich habe kein Mitgefühl mit den drei Mädchen, die mich angegriffen haben, 
aber ich konnte es für mich abschließen. Man bekommt Kontrolle zurück.”

Zweiter Fall

In diesem Fall ging es um einen schweren Angriff auf sechs Minderjährige 
durch drei Personen, darunter ein Jugendlicher. Der Fall wurde vom 
Bezirksrichter über das Jugendgericht an die Jugendkonferenz überwiesen. 
Der Beschuldigte war zum Tatzeitpunkt 17, war aber kurz vor der 
Überweisung an die YJA 18 geworden. Die anderen beiden Beschuldigten 
waren Heranwachsende von 20 und 21 Jahren zum Tatzeitpunkt. Beide 
waren bereits vor einem Erwachsenengericht abgeurteilt worden und hatten 
Haftstrafen, ausgesetzt auf zwei Jahre Bewährung, erhalten. Der Bezirksrichter 
wies daraufhin, dass er es bei diesem Fall auf etwas ankommen ließ, denn 
die Vorwürfe und die Umstände der Angriffe waren ziemlich schwerwiegend. 
Schutzlose Jugendliche waren spät nachts überfallen worden.

Unter den sechs Opfern waren vier Mädchen und zwei Jungen. In den 
Vorgesprächen mit den KoordinatorInnen wurde deutlich, dass sie von den 
Angriffen immer noch schwer beeinträchtigt waren, besonders auf Grund 
der Hinterhältigkeit der Attacken, ihre lange Dauer und der Tatsache, dass 
es spät nachts war.

Drei der Mädchen und der Vater von zweien (Zwillingen) erklärten sich nach 
drei Vorbereitungstreffen bereit, den Täter, Mark, zu treffen. Als sie zu Beginn 
gefragt wurden, was sie sich als Ergebnis der Konferenz wünschten, wollten 
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sie, dass Inhaftierung Teil des Handlungsplans sei.

Als der Termin der Konferenz näher rückte, tauchten Fragen auf, was denn 
eigentlich aus den erwachsenen Mitbeschuldigten von Mark geworden 
sei. Während ihre Beschäftigung mit der Frage, was für sie „Gerechtigkeit“ 
sein könnte, rückte die Tatsache, dass die anderen beiden Männer 
Bewährungsstrafen erhalten hatten, ins Zentrum der Diskussionen. Sowohl 
mit der Koordinatorin als auch untereinander besprachen sie die Frage, ob 
dies eine Möglichkeit wäre und ob sie somit Gerechtigkeit erfahren hätten. 
Ihnen wurde auch mitgeteilt, welche anderen möglichen Handlungen Teil 
eines Konferenzplans sein könnten.

Mark hatte eine kleine Broschüre vorbereitet, die den Mädchen vor der 
Konferenz zur Verfügung gestellt wurde. Alle Konfliktparteien lebten in 
der gleichen Gegend Belfasts und kannten sich. Der Vater der Zwillinge 
und Marks Mutter kannten sich auch und gaben während getrennter 
Vorbereitungsgespräche an, einander zu respektieren.

Schließlich kam es zur Konferenz. Mark kam mit seiner Mutter. Er hatte 
mittlerweile außerdem einen Vollzeitjob. Es war die zweite Straftat innerhalb 
eines Monats gewesen. Bei der ersten handelte es sich  auch um einen 
tätlichen Angriff, aber weniger schwer.

Mark hatte zunächst Schwierigkeiten, seinen Opfern in die Augen zu sehen 
und wurde immer wieder daran erinnert, es zu probieren. Er war extrem 
nervös, aber seine Mutter versuchte nie zu unterbrechen, um ihn vor den 
Fragen der Mädchen zu schützen. Er sagte, er habe sich zwar am nächsten 
Tag nicht daran erinnern können, er „schäme sich” aber für das, was er 
getan habe. Er erklärte sein Verhalten damit, dass er „durch eine schlimme 
Phase ging und viel trank“. Es war ihm wichtig, den Opfern mitzuteilen, dass 
er reifer geworden sei. Dies vermittelte er, indem er davon erzählte, dass 
er Arbeit gesucht habe und nun eine Vollzeitstelle habe, sich nicht mehr 
exzessiv betrinke, sondern wenn er jetzt ausgehe, nur noch „ein paar Pints 
in geselliger Runde“ trinke. All diese Anfangsbemerkungen gab Mark sehr 
schnell, schätzungsweise innerhalb von neunzig Sekunden ab.

Die Jugendkonferenz dauerte zwei Stunden und die Mädchen hatten viele 
Fragen an Mark, darunter: „Warum hast Du uns attackiert, obwohl Du uns 
doch kanntest? Hattest Du Drogen genommen? Ist Dir klar, wie wir uns dabei 
gefühlt haben? Was glaubst Du, wie es uns damals und seitdem ergangen 
ist?“ Die drei Mädchen sprachen auch abwechselnd und sehr redegewandt 
und ruhig von der Angst, die er ihnen eingejagt hatte. Sie erklärten, dass sie 
auch ihre drei Freund*innen, die ebenfalls angegriffen worden waren, aber 
gewählt hatten, nicht an der Konferenz teilzunehmen, repräsentierten.
Marks Mutter war die ganze Zeit still gewesen. Als sie gebeten wurde, zu 
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sprechen, sagte sie unter Tränen und in Richtung des Vaters der Zwillinge, 
wie sehr sie sich für das, was ihr Sohn getan habe, schäme. Sie erzählte von 
zahlreichen Momenten, in denen sie ihm deshalb auf der Straße aus dem 
Weg gegangen war.

Die Frage des angemessenen Handlungsplans und ob er Haft beinhalten 
solle, was ja für einige der Opfer während der Vorbereitungsphase wichtig 
gewesen war, wurde zunächst von der Koordinator*n aufgeworfen. Alle drei 
Mädchen als auch der Vater der Zwillinge sagten, dass sie aus dieser Erfahrung 
etwas Positives für sich und für Mark machen wollten. Eine Haftstrafe, selbst 
auf Bewährung ausgesetzt, empfanden sie nicht als hilfreich und lehnten 
sie für sich ab. Sie wussten, dass diese sehr wohl als gerechtfertigte Strafe 
angesehen werden könne, sagten aber, dass dies niemandem von uns dabei 
hilft, weiterzukommen“.

Alle möglichen Handlungen wurden unter den Teilnehmer*innen 
diskutiert, darunter Entschädigung durch gemeinnützige Arbeit, ein 
Entschuldigungsbrief an diejenigen Opfer, die nicht anwesend waren, sowie 
weitere Programme und Verhaltensauflagen, die angemessen sein könnten. 
Daraufhin wurde diskutiert, was fair und verhältnismäßig sein würde. 
Mark schlug vor, 150 Stunden gemeinnützige Arbeit zu leisten. Die anderen 
Beteiligten lehnten dies sofort als viel zu viel ab. Seinen Töchtern zugewandt 
sagte der Vater der Zwillinge, dass sie lang und breit darüber gesprochen 
hatten, was „gerecht und fair“ sein könnte. Für ihn war es wichtig, die Menge 
zu bemessen. Eine sehr hohe Zahl würde niemandem helfen und könnte als 
Rache empfunden werden. Die Mädchen besprachen dies kurz offen mit ihm, 
während Mark und seine Mutter zuhörten. Sie kamen zu dem Ergebnis, dass 
ihnen 65 Stunden reichen würden. Diese Zahl wurde daraufhin vereinbart. 
Nach einer kurzen Besprechung weiterer Punkte zur Unterstützung von 
Mark, kam die Konferenz zum Ende. Marks Mutter sagte, dass sie erleichtert 
und dankbar sei für die Großzügigkeit, die ihrem Sohn entgegengebracht 
worden war, und dass sie sich jetzt wieder in der Lage fühle, den Mädchen 
und ihrem Vater auf der Straße zu begegnen. Mark entschuldigte sich noch 
einmal und versprach, Wort zu halten.

Der Bericht wurde eine Woche später dem Jugendgericht vorgelegt, und 
das Bezirksgericht akzeptierte den Plan. In seiner Zusammenfassung 
schrieb der Richter: „Ich bin sehr froh, dass ich entschieden hatte, diesen 
schwerwiegenden Fall an eine Jugendkonferenz zu überweisen... Alle Parteien 
haben davon profitiert, der Jugendliche, die Opfer und ihre Familien, und 
eine Vereinbarung konnte getroffen werden... Ich freue mich, dass etwas, das 
so schrecklich begonnen hat nun so ein ermutigendes Ende gefunden hat.“

Mark hat seine Weisung vorbildlich erfüllt. Er schrieb drei verschiedene, 
eigene Entschuldigungsbriefe an die drei Opfer, die nicht an der Konferenz 
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teilgenommen hatten. Die gemeinnützige Arbeit absolvierte er wie 
vorgesehen und während des vereinbarten Zeitraumes, zur Zufriedenheit 
der Mitarbeiter*innen des Gemeindezentrums, in dem er die Stunden 
abgeleistet hatte. Im Gegenzug haben diese ihm angeboten, an ihrem Open 
College Network (OCN) für berufliche Qualifizierung von Jugendlichen 
teilzunehmen. Er hat sein Leben in die Hand genommen, einen Führerschein 
gemacht, ein Auto gekauft und einen Job angenommen, und will nun weiterhin 
ehrenamtlich für das Zentrum arbeiten, wo er seine Sozialstunden ableisten 
musste.
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Auf einen Blick: Jugendkonferenzen in Nordirland

Überblick: Das Verfahren ist in Nordirland vollständig in die 
Jugendgerichtsbarkeit integriert und beruht auf einem Conferencing-Modell, 
in welchem Beschuldigte, Geschädigte (wenn sie wollen) und weitere 
Fachkräfte und Familienmitglieder teilnehmen.

Gesetzliche Regelung: Der Justice (NI) Act 2002 ist das Endergebnis der 
zwischen 1998 und 2000 durchgeführten Strafjustizrevision. Damit wurden 
Elemente einer restorativen Strafjustiz eingeführt und eine neue Behörde, 
die YJA, aufgebaut, die diese gesetzlichen Änderungen umsetzen sollte. 

Umfang: Jugendkonferenzen können für alle Straftaten angewendet werden 
mit Ausnahme von Mord, Totschlag, Taten, die unter das Terrorismusgesetz 
fallen, und andere, bei denen eine Strafe obligatorisch ist. In Fällen mit 
mehreren Täter*innen gehen die Koordinator*innen flexibel vor, sollte das 
Opfer es wünschen, können getrennte Konferenzen mit jedem und jeder 
Beschuldigten abgehalten werden. Ein Grundsatz ist, dass Jugendkonferenzen 
nicht zu einer erneuten Viktimisierung der Opfer führen dürfen.

Überweisung: Es gibt zwei Arten von Jugendkonferenz:

•	 Eine „Diversionskonferenz“ findet auf Anregung der Staatsanwaltschaft 
statt, wenn eine oder ein Jugendlicher eine Straftat begangen hat und 
ein Gerichtsverfahren eröffnet werden soll.

•	 Eine „gerichtsbeauftragte Konferenz“ findet statt, wenn eine oder ein 
Jugendlicher vor Gericht gestanden hat oder für schuldig befunden 
wurde.

Youth Justice Services (Jugendhilfe im Strafverfahren) übernehmen die von 
der StA oder dem Gericht überwiesenen Fälle.

Beteiligte Akteure und Institutionen: Die YJA ist eine ausführende 
Behörde des Justizministeriums und verantwortlich für die Durchführung der 
Jugendkonferenzen. Jugendkonferenzen werden von speziell ausgebildeten 
Jugendkonferenzkoordinator*nnen (JKK) durchgeführt. 

Lokale Projekte: Die Anfänge sind im April 1998 auszumachen, als 
das Belfaster Abkommen eine grundsätzliche Revision der Strafjustiz in 
Nordirland einleitete. Im weiteren Verlauf wurde 2001 der Gesetzentwurf 
fertiggestellt und der Justice Act schließlich 2002 verabschiedet, eine 
Behörde zur Umsetzung des Gesetzes gegründet und das Modell mit Hilfe 
von Untersuchungen und Evalutionen über die Jahre weiter geformt und 
angepasst. Die Jugendkonferenzen der Youth Justice Agency (YJA) wurden 
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2003 als Pilotprojekt gestartet und werden seit 2006 in ganz Nordirland auf 
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren angewendet.

Institutionsübergreifende Kooperation: Die Staatsanwaltschaft 
muss sich an einen Leitfaden zur Fallüberweisung an die YJA halten, 
also schnell und einfach mit weniger schweren Straftaten umgehen. Die 
Jugendgerichte gehören zu den Gerichtsdiensten Nordirlands und sind wie 
die Staatsanwaltschaft Teil des Justizministeriums.

Evaluation: Die Evaluation der QUB war die erste formelle Untersuchung 
der Praktik durch eine Universität und im Auftrag des Ministeriums für 
Nordirland. Weitere Studien kamen ab 2005 hinzu und geben Einblicke in 
die Funktionsweisen und Ergebnisse.

Erfahrungen der Kinder mit dem Verfahren:

•	 Kinder als Opfer: Opfer oder eine Person, die sie repräsentiert, werden 
ermutigt, teilzunehmen. Die Teilnahme von Opfern an Jugendkonferenzen 
war gemäß der Studie zu jedem Zeitpunkt während der letzten Jahre 
signifikant hoch.

•	 Kinder als Täter*innen: Ziel ist, dass die meisten Jugendlichen, die 
Straftaten begehen, an eine Konferenz überwiesen werden können, 
vorbehaltlich ihrer Zustimmung hierzu.

Erkenntnisse: 

•	 Die Jugendkonferenzen sind ein integraler Bestandteil des Justizsystems 
mit gesetzlicher Grundlage

•	 Das in Nordirland eingesetzte System basiert auf einem wohl erforschten 
Modell

•	 Die passenden Mitarbeiter*innen werden ausgesucht und auf ein hohes 
Kompetenzniveau hin fortgebildet.

Herausforderungen:

•	 Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit ist nicht leicht einzuhalten
•	 Das Modell kann zu formell verstanden werden und weniger gut 

ausgebildete oder weniger erfahrene Mitarbeiter*innen setzen es ggf. 
zu rigide um. Das kann dazu führen, dass manche Konferenzen weniger 
an den Bedürfnissen der Jugendlichen als an den Regeln des Prozesses 
ausgerichtet werden.
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2.4 Täter-Opfer-Ausgleich in Finnland24 

Einleitung

Allgemeiner Kontext 

Die erste RJ-Initiative in Finnland war ein Pilotprojekt, das Anfang der 
achtziger Jahre, begleitet von der Academy of Finland, in der Stadt Vantaa 
gestartet und 1986 schließlich Teil der sozialarbeiterischen Praxis wurde. In 
den achtzigern und neunzigern gab es in Finnland viele Graswurzelinitiativen 
von Gemeinden und Organisationen, die ehrenamtlich Mediation anboten. 
Damals hatten nicht alle Bürger*innen gleichermaßen Zugang zu TOA, 
obwohl die Methode bereits als erfolgreich anerkannt war, vor allem im 
Zusammenhang mit geringfügigen Delikten. Große Unstimmigkeiten in der 
Umsetzung machten TOA anfällig für Kritik. Die kleinen Graswurzelprojekte 
waren nicht effektiv genug und bekamen nicht die notwendige Aufmerksamkeit 
von der Öffentlichkeit, den Gemeinden  und Funktionsträger*innen, die mit 
Täter*innen und Opfern arbeiten. Das Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz 
wurde nicht erfüllt, denn das Angebot war nicht landesweit verfügbar und 
seine Umsetzung unterschied sich überdies von Gemeinde zu Gemeinde und 
von Anbieter zu Anbieter – hauptsächlich, weil die Mediation in Strafsachen 
nicht gesetzlich geregelt war.

Mitte der neunziger Jahre hatten sich Mediationsprogramme bereits so weit 
verbreitet, dass sie 1996 in 175 Städten präsent waren (bei insgesamt 400 
Städten und Gemeinden). Mit dem Anstieg der TOA-Fälle begann auch das 
herkömmliche Justizsystem, sich für diese Entwicklung zu interessieren. 
Staatsanwaltschaften stellten Verfahren nach einer gelungenen Mediation 
ein, besonders wenn es zu einer Schadensregulierung gekommen war. 
Die kontinuierlich steigenden Fallzahlen beeindruckten eine ganze Reihe 
von Wissenschaftler*innen und Anwält*innen, und die finnische Strafjustiz 
erkannte, das es sinnvoll war, die Inhaftierungen zu minimieren und alternative 
Wege zu punitiven Maßnahmen zu gehen.

In den Neunzigern begannen ebenfalls die Bemühungen, umfassende 
gesetzliche Regelungen und Richtlinien für die Mediation zu entwickeln. 
Zu Beginn des Jahrzehnts befand sich die Organisation der Mediation noch 
vollständig außerhalb des Justizsystems, und mit der einsetzendes Rezession 
schwanden die Mittel für Maßnahmen der frühzeitigen Intervention. Im 
Ergebnis sanken die Fallzahlen. Die Lösung bestand in Finnland darin, eine 

24  Dieses Kapitel wurde von Henrik Elonheimo und Aune Flinck vom Nationalen Gesundheits- und 
Wohlfahrtsinstitut mit der Unterstützung der in der Danksagung erwähnten Personen verfasst
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landesweite gesetzliche Grundlage und staatliche Finanzierung für die 
Mediation in Strafsachen zu schaffen.

Schließlich setzte 2001 das Ministerium für Soziales und Gesundheit 
eine breit aufgestellte Task Force ein, um einen Gesetzesentwurf für ein 
landesweites TOA-Angebot zu entwickeln. Des „Gesetz über  Mediation in 
Straf- und gewissen Zivilsachen“ (kurz: Mediationsgesetz) trat am 1. Januar 
2006 in Kraft und TOA wurde somit landesweit verfügbar. RJ war nun zu einem 
wichtigen Teil der nationalen Kriminalpolitik geworden und die Fallzahlen 
stiegen erheblich.

Ziel des Gesetzes von 2006 war aber nicht nur eine klare staatliche 
Finanzierung, sondern auch die Standardisierung des Mediationsprozesses, 
die Einhaltung der Verfahrensrechte der Konfliktparteien, die Beachtung von 
Rechtsschutz für die Konfliktparteien und die Schaffung von Bedingungen 
für eine langfristige Evaluation und Weiterentwicklung des TOA. Das 
Mediationsgesetz beinhaltet keine bindenden Vorschriften über die Methode 
selbst, sondern bestimmt den Rahmen, in dem TOA angeboten wird. Seit 
Inkrafttreten des Gesetzes wurde sich auf TOA bei weniger schweren Fällen 
konzentriert, auch wenn das Gesetz die Anwendung bei schweren Straftaten 
nicht ausschließt.

Heutzutage ist die Mediation in Finnland ein gesetzlich fundiertes, kostenloses, 
kontrolliertes und freiwilliges Angebot auf Basis der Menschenrechte und 
der Werte der Restorative Justice. Beschuldigte und Geschädigte haben 
hier die Möglichkeit sich in vertraulichem Rahmen mit einer unabhängigen 
Mediator*in zu treffen, den emotionalen und materiellen Schaden, der dem 
Opfer zugefügt wurde, zu besprechen und sich aus eigener Initiative auf 
Wiedergutmachungsmaßnahmen zu einigen. Die Mediation in Strafsachen 
kann parallel oder ergänzend zu einem Gerichtsverfahren stattfinden. Sie 
ist unabhängig vom Strafverfahren und kann dieses nicht ersetzen, mit 
Ausnahme von Antragsdelikten, in denen das Opfer die Anzeige zurückzieht.

Das Mediationsverfahren ist offen für alle Einwohner*innen und wird von 
den Gemeinden oder anderen öffentlichen oder privaten Dienstleistern 
auf Grundlage einer Vereinbarung mit dem Nationalen Gesundheits- und 
Wohlfahrtsinstitut  (fin. Abkürzung: THL) angeboten. 

Rechtlicher Rahmen und Richtlinien

Organisierung, Aufsicht und Kontrolle der Mediationsangebote fällt in 
Finnland in die Zuständigkeit des Ministeriums für Soziales und Gesundheit. 
Hier ist auch der Beirat für Schlichtung in Strafsachen angesiedelt, welcher 
für drei Jahre von der Regierung eingesetzt wird, um die Mediationsangebote 
landesweit zu beaufsichtigen, zu überwachen und weiterzuentwickeln. Eine 



81

Regierungsverordnung regelt weitere Aufgaben des Beirats sowie seine 
Zusammensetzung.

Die Mediation ist heute ein gutes Beispiel für Zusammenarbeit zwischen dem 
Justizministerium und dem Ministerium für Soziales und Gesundheit.

Von 2006 bis 2015 waren die Kreisverwaltungen zuständig für die 
Organisation der Mediation in ihrem Bezirk. Es wurde jedoch festgestellt, dass 
das Gesetz allein noch keine Garantie für die Verfügbarkeit und die Qualität 
des Angebotes war. So entstand die Idee einer landesweiten Organisation, 
um für gute Unterstützung, Weiterbildung, Entwicklung und evidenzbasierte 
Methoden und Arbeitsstandards zu sorgen. Seit 2016 ist daher das 
Nationale Gesundheits- und Wohlfahrtsinstitut landesweit für Einrichtung, 
angemessene Umsetzung und Erreichbarkeit der Mediationsangebote in 
Straf- und gewissen Zivilsachen zuständig.

Es liegt in der Verantwortung des Staates, gesetzliche Grundlagen und 
Finanzierung für die TOA-Angebote im ganzen Land zu gewährleisten.

Die Mediation kann sich in verschiedener Weise auf das Strafverfahren 
auswirken, darunter Aussetzung des Vorverfahrens, Einstellung des 
Verfahrens, Strafverzicht, Strafmilderung, Änderung der Art der Strafe. 
Das Ergebnis einer Mediation kann auch die Position der Konfliktparteien 
in den verschiedenen Phasen eines Strafverfahrens verändern. Polizei, 
Staatsanwaltschaft und Gericht prüfen jeden Fall individuell und 
entscheiden, inwiefern und wie stark die Mediation und ihr Ergebnis sich 
auf das Strafverfahren auswirken. Bei absoluten Antragsdelikten enden die 
polizeilichen Ermittlungen, sobald die geschädigte Partei die Strafanzeige 
zurückgezogen hat, da das Recht der Staatsanwaltschaft auf Strafverfolgung 
mit dem Rückzug erloschen ist. Die geschädigte Person kann hiernach 
bezogen auf den gleichen Fall keine neuerlichen Vorwürfe gegen den 
Beschuldigten erheben. Wenn mehrere Beschuldigte beteiligt sind und die 
klageführende Partei nach der Mediation die Annullierung der Verfahren 
für alle Beteiligten wünscht, muss sie jede Anzeige einzeln zurücknehmen. 
Bei relativen Antragsdelikten und Offizialdelikten ist die Staatsanwaltschaft 
nicht gehalten, auf den Wunsch der geschädigten Partei nach Verzicht 
auf Strafverfolgung, einzugehen. Das Recht auf Strafverfolgung bleibt in 
diesen Fällen unbeschadet der Wünsche der geschädigten Person bei der 
Staatsanwaltschaft. Bei relativen Antragsdelikten und anderen geringfügigen 
Straftaten kann die Staatsanwaltschaft jedoch entscheiden, dem Wunsch der 
geschädigten Person stattzugeben und die Verfolgung einstellen. Unabhängig 
von den Wünschen der geschädigten Person kann die Chefermittler*in auch 
selbst der Staatsanwaltschaft eine Einstellung vorschlagen, welcher diese 
dann Folge leisten kann.
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Bei einem Offizialdelikt wird der Fall zunächst der Staatsanwaltschaft vorgelegt, 
welche dann über Strafverfolgung oder Einstellung entscheidet. Mediation 
führt hier nicht immer zu Verfahrenseinstellung oder Strafmilderung. Die 
Staatsanwaltschaft kann jedoch einstellen, etwa wenn das weitere Verfahren 
oder die Vorwürfe angesichts der Mediationsvereinbarung unangemessen 
oder sinnlos erscheinen, oder wenn der oder die Beschuldigte mit dem Ziel 
der Wiedergutmachung eine andere Einigung mit der geschädigten Partei 
erreicht oder angestrebt hat. Über die Einhaltung der Mediationsvereinbarung 
wacht die Mediationsstelle, sofern nötig.

Bei einer Verfahrenseinstellung durch die Staatsanwaltschaft wird der 
Fall nicht an das Gericht zur Beurteilung weitergeleitet. Lediglich die 
betroffenen Konfliktparteien werden von der Entscheidung informiert. Bei 
Anklageerhebung wird die Akte mit der Anklageschrift an das Gericht 
weitergeleitet. Das Gericht kann ebenfalls die Mediation und ihr Ergebnis in 
sein Urteil einfließen lassen. Die Konfliktparteien können darüber hinaus bei 
Gericht beantragen, die Mediationsvereinbarung zu bestätigen, so dass sie 
vollstreckbar wird.

Eine Mediation führt, wie gesagt, nicht automatisch zu Verfahrenseinstellung 
oder Strafmilderung. Jede Behörde prüft jeden Fall für sich und entscheidet 
unabhängig darüber, welche Bedeutung die Mediationsvereinbarung für 
das Strafverfahren hat. Wenn keine Vereinbarung erreicht wurde, wird der 
Fall normal von Polizei und Staatsanwaltschaft geprüft, wie jeder andere.

Minderjährige unter 15 Jahren sind nicht strafmündig, können aber für die 
Wiedergutmachung verantwortlich gemacht werden und die Fälle sind 
mediierbar. Das bedeutet, dass die Altersgrenze von 15 Jahren keine Grenze 
für den Einsatz von Mediation darstellt. Kinder und Jugendliche können 
genauso wie Erwachsene an Mediationen teilnehmen.

Das Verfahren

Definition von Restorative Justice

Praktiken der Restorative Justice beruhen auf kreativer Problemlösung und 
sind friedlich, humane und dialogorientierte Formen von Gemeinschafts-
Justiz, in der die Beziehungen zwischen den Beteiligten und ihre Gefühle 
berücksichtigt werden. Zu diesem Zweck treffen sich alle Betroffenen einer 
Straftat, eines Konflikts oder Streits zusammen mit einer unabhängigen 
Mediator*in oder einer anderen Vermittler*in, um die Angelegenheit, ihre 
Auswirkungen und Lösungsschritte zu besprechen.
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Alle Methoden, die dazu dienen, den durch eine Straftat oder einen Konflikt 
entstandenen Schaden wiedergutzumachen, den Konflikt zwischen den 
Beteiligten zu lindern, ihre Zufriedenheit zu steigern oder ihren Zustand zu 
verbessern, können als restorativ bezeichnet werden.

Dabei ist die Zukunftsorientierung ein Kernelement. Es geht hauptsächlich 
darum, das Opfer zu entschädigen, Opfer und Täter*in wieder als volle 
Mitglieder der Gesellschaft zu rehabilitieren und die Werte der Gemeinschaft 
und der Gesellschaft zu stärken.

Die Bereinigung zivilrechtlicher und strafrechtlicher Fälle beruht in RJ auf 
Maßnahmen, die die Gemeinschaftlichkeit stärken, den materiellen Schaden 
beheben und die psychischen Verletzungen heilen. Die Idee ist, den Zustand 
vor dem Konflikt wiederherzustellen, die Angelegenheit zu diskutieren und 
Lösungen zu finden. Zentral dabei ist, dass die Menschen sich begegnen und 
ihre Angelegenheit selbst klären. Wenn der Konflikt geklärt ist, kommen die 
beteiligten Personen und Communities wieder besser miteinander aus.

Die Anwendung von Methoden der Restorative Justice auf Straftaten 
beruht auf der Idee, dass der Kern der Straftat nicht im Bruch eines von 
der Gesellschaft bestimmten Gesetzes, sondern in der Schädigung von 
zwischenmenschlichen Beziehungen besteht. Eine angemessene Strafe, 
Behandlung oder Schadensersatz können die Angelegenheit daher nicht 
ausreichend regeln.

Zu Grunde liegende Werte und Prinzipien

Zu den grundlegenden Prinzipien zählt die Aktivierung der beteiligten 
Konfliktparteien, die Wiedergutmachung des materiellen und  emotionalen 
Schadens, die Gelegenheit für die Täter*in, Verantwortung zu übernehmen 
sowie kreative Lösungsfindung. Die wichtigsten Werte, auf welche das 
finnische TOA-Modell aufbaut sind:

Den Menschen als Ganzes in den Blick nehmen. Es wird berücksichtigt, 
dass eine Straftat, ein Streit oder ein Konflikt physische, psychische und 
soziale Auswirkungen auf das Leben eines Menschen hat.

Die Konfliktparteien sind die Expert*innen für ihren Konflikt. 
Opfer und Täter*in wissen selbst am besten, was das Problem ist und wie es 
gelöst werden kann.

Problemorientierung und Rehabilitierung. Ziel ist die Lösung der 
hinter dem Konflikt stehenden Probleme. Dafür werden die Mediationsparteien 
ggf. an weiterführende Hilfsangebote verwiesen.
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Wiedergutmachung von materiellem, emotionalem und sozialem 
Schaden. Die Lösungsressourcen der Parteien werden unterstützt. Ziel 
ist, dass sie sich künftig ohne Angst, Scham und Feindseligkeit begegnen 
können.

Verantwortung übernehmen. Der oder die Beschuldigte kann sich 
aus eigener Kraft von Schuld und Scham befreien und zu Anerkennung der 
Verletzung und Wiedergutmachung übergehen. Dies verbessert Fähigkeiten 
der Lebensführung und das Selbstwertgefühl.

Fairness des Verfahrens und der Lösungen. Die Mediation selbst 
und die vereinbarten Lösungen müssen fair sein und die Schutzrechte der 
Konfliktparteien müssen gewahrt sein.

Freier und offener Dialog. Es wird ein sicherer Raum geschaffen, der 
ein offenes Gespräch ermöglicht. Eine aktive und offene Teilnahme fördert 
emotionale Heilung, den moralischen Lernprozess und den Einsatz für den 
Prozess und sein Ergebnis.

Gefühle ausdrücken. Die Parteien überwinden das Geschehene, so dass 
Rachegelüste schwinden und sie in ihrem Leben weitergehen können.

Moralische Bildung. Konflikte sind eine Gelegenheit, die Normen einer 
Gemeinschaft klarzumachen und zu vermitteln.

Gemeinschaftlichkeit und Unterstützungspersonen. Ein restoratives 
Verfahren ermöglicht die Anwesenheit von nahestehenden Personen in einem 
Krisenmoment. Die Beteiligung von Freund*innen und Familienmitgliedern 
hilft, effiziente, dauerhafte und umsetzbare Lösungen zu finden. Darüber 
hinaus werden so die sozialen Beziehungen zwischen den Parteien gestärkt. 
Daher sind diejenigen Menschen, die die meiste Unterstützung bieten 
können, willkommen teilzunehmen.

Brücken zwischen Kulturen, Geschlechtern und Generationen 
bauen. Mediation ist offen für alle, daher sind auch Mediationen zwischen 
Angehörigen verschiedener Kulturen, Altersgruppen und Geschlechtern 
möglich.

Kreative Lösungen finden. Mit Unterstützung der Mediator*innen suchen 
die Parteien nach den Lösungen, die sie zufriedenstellen. Sie sind dabei nicht 
an Rechtsnormen gebunden, die Mediator*innen sind aber gehalten, darauf 
zu achten, dass die Lösungen nicht gegen grundlegende Rechtsprinzipien 
verstoßen.
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Win-win-win. Sowohl die beiden Konfliktparteien als auch die Community 
profitieren von den erarbeiteten Lösungen.

Umfang 

Gemäß des finnischen Mediationsgesetzes dürfen diejenigen Taten mediiert 
werden, die als „für die Mediation geeignet“ befunden wurden, unter 
Berücksichtigung von:

•	 der Deliktart und der Vorgehensweise der Täter*in
•	 der Beziehung zwischen der beschuldigten und der geschädigten 

Person und weiteren, die Tat als solches betreffenden, Angelegenheiten

Straftaten, in die Kinder als Opfer  involviert  sind, dürfen nicht an die Mediation 
überwiesen werden, wenn das Opfer aufgrund der Art des Deliktes oder 
seines/ihres Alters besonderen Schutzes bedarf. Wenn eine Straftat nicht 
an die Mediation abgegeben werden kann, dürfen Schadensregulierungen, 
die in Zusammenhang mit der Tat stehen, ebenfalls nicht per Mediation 
verhandelt werden.

Zivilverfahren dürfen dann an die Mediation überwiesen werden, wenn 
eine Beilegung per Mediation als zweckdienlich erscheint. Die Bearbeitung 
des Verfahrens durch Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht schließt 
Mediation nicht aus. Für die Überweisung eines Zivilverfahrens an die 
Mediation muss mindestens eine der beteiligten Konfliktparteien eine 
natürliche Person sein. Zivilverfahren, die sich nicht mit der aus einer Straftat 
entstandenen Schadensregulierung befassen, können nur dann an die 
Mediation überwiesen werden, wenn es sich um geringfügige Sachverhalte 
handelt, unter Berücksichtigung des Gegenstandes und der aufgestellten 
Forderungen. Das Mediationsgesetz gilt analog für Straf- und Zivilverfahren, 
sofern es angemessen ist. Insgesamt wurden im Jahr 2016 in Finnland 621 
Zivilklagen an die Mediation überwiesen.

Prinzipiell kann jede Deliktsart in der Mediation behandelt werden, bis jetzt 
wurde sie in schweren Fällen wie etwa Totschlag jedoch selten angewandt. 
Die Anwendung ist jedoch möglich, und manche Mediationsstellen haben 
sich für Mediation in schweren Fällen wie z. B. Mord fortgebildet. Während 
der vergangenen Jahre waren etwa die Hälfte der an den TOA überwiesenen 
Fälle solche mit Gewaltanwendung. Daneben wurden Sachbeschädigung, 
Eigentumsdelikte, Nötigungen und andere unspezifische Delikte 
behandelt, wie z. B. Verletzung der Tierhalter-Aufsichtspflicht, fahrlässige 
Körperverletzung, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Behinderung 
der Redefreiheit, Verletzung der Privatsphäre etc.
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Im Ganzen wurden im Jahr 2016 12.496 Straffälle an den TOA überwiesen, 
darunter 2.300 Fälle häuslicher Gewalt, in welchen die Gesundheit oder das 
Leben einer Person bedroht war, was etwa 18% der überwiesenen Fälle 
ausmacht.

Kinder und Jugendliche als Konfliktparteien in einer Mediation

Innerhalb des behördlichen Kontextes gilt Mediation als besonders 
empfehlenswert, wenn die beschuldigten Jugendlichen, Minderjährige unter 
15 Jahren oder Ersttäter*innen sind, oder es sich um einen Antragsdelikt 
handelt. In Bezug auf Kinder und Jugendliche wird der erzieherische 
und soziale Effekt der Mediation betont. Mediation zielt ja darauf ab, eine 
positive Wendung im Leben des oder der Minderjährigen zu bewirken. Die 
Mediationsfachstelle unterstützt auch die Eltern, Sorgeberechtigten und 
andere für das Wohl und die Erziehung des Kindes Verantwortlichen.

Die Strafverfolgungsbehörden sollten verpflichtet werden, junge Beschuldigte 
und Geschädigte nach ihrer Zustimmung zu einer Überweisung an die 
Mediation zu fragen. Das Mediationsgesetz sieht, wie bereits gesagt vor, dass 
Fälle, in denen Kinder Opfer sind, nicht an die Mediation verwiesen werden, 
wenn das Kind besonderen Schutzes bedarf auf Grund der Deliktsart oder 
seiner/ihres Alters. Wenn es sich um Gewalttaten der Eltern oder anderer 
Sorgeberechtigter gegen die Kinder handelt, wird ein gesetzlicher Vormund 
eingesetzt, der zum Wohl des Kindes handeln soll. Sexualdelikte gegenüber 
Kindern werden nicht an die Mediation überwiesen.

Typischerweise werden Fälle von mutwilliger Sachbeschädigung, tätlichem 
Angriff, Körperverletzung und Diebstahl in der Mediation verhandelt. Wenn 
Kinder involviert sind, müssen die Mitarbeiter*innen der Mediationsstellen die 
Umstände der Mediation sorgsam untersuchen und Informationen darüber 
einholen, ob besonderer Schutz des Kindes in Form eines gesetzlichen 
Vormundes angebracht sind. Im Jahr 2016 wurden 4.141 Beschuldigte unter 
21 Jahren und 1.225 Beschuldigte unter 15 Jahren an die Mediation verwiesen.

Mediationen können von Beschuldigten oder Geschädigten selbst angeregt 
werden, es können aber auch die Polizei, die Staatsanwaltschaft, Vormunde, 
Schulen oder staatliche Fürsorgeeinrichtungen straf- und zivilrechtliche 
Verfahren, in denen Kinder und Jugendliche involviert sind, für die Mediation 
vorschlagen. Sozialarbeiter*innen, die von der Polizei informiert werden, 
können ebenfalls in diesem Sinne aktiv werden. Bei häuslicher Gewalt 
gegenüber Kindern haben die Polizei und die Staatsanwaltschaft das alleinige 
Recht auf die Entscheidung über eine Überweisung zur Mediation.

Gemäß des Gesetzes über das Kindeswohl (417/2007, Abschnitt 24) muss 
die für die Sozialfürsorge zuständige Körperschaft das Kind oder die junge 
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Person auf die Mediation vorbereiten. Wenn das Kind oder der junge Mensch 
in Obhut des Jugendamtes ist, wird sich die Mediationsstelle zunächst an 
die für das Kind zuständige Sozialarbeiter*in wenden. Je nach Einschätzung 
der Mitarbeiter*innen der Mediationsfachstelle kann es in manchen 
Fällen sinnvoll oder im besten Interesse des Kindes sein, die für das Kind 
zuständige Sozialarbeiter*in als Unterstützungsperson bei der Mediation 
hinzuzuziehen. Außerdem wird in den Fällen, in denen Kinder unter Aufsicht 
des Jugendamtes stehen, stets die zuständige Sozialarbeiter*in über den 
Fortgang der Mediation und ihr Ergebnis informiert. Wenn die Konfliktparteien 
einverstanden sind, kann auch eine Kopie der Mediationsvereinbarung an 
die entsprechende Sozialarbeiter*in gesendet werden.

Kinder und Jugendliche brauchen besondere Unterstützung und besonderen 
Schutz, dies gilt genauso in der Mediation, egal ob in der Opfer- oder 
Täterrolle. Aufgabe der Mediator*innen ist es, die Position des Kindes oder 
der jungen Person im Verhältnis zur Straftat, die Faktoren, die dazu geführt 
haben und die Voraussetzungen für die Mediation genau zu untersuchen. Das 
Schutzbedürfnis des Kindes herauszufinden, ist ein wichtiges Anliegen für die 
Mediator*innen im Vorfeld, sie müssen dieses jedoch genauso im Verlauf der 
Mediation im Auge behalten. Die Mediator*innen müssen zu diesem Zweck mit 
ihren Vorgesetzten in der Mediationsfachstelle sowie mit der Aufsichtsstelle 
kooperieren. Sollte sich herausstellen, dass ein rechtlicher Vormund für die 
Mediation in einem straf- oder zivilrechtlichen Fall mit einem Kind angebracht 
ist, wird ein solcher von der lokalen Einwohnermeldebehörde oder dem 
Bezirksgericht ernannt. Dies geschieht auf Grundlage des Gesetzes über den 
Status und die Rechte von Fürsorgeklient*innen (812/2000).

In den Mediationsfachstellen gibt es Fachkräfte, die sich um Fragen bezüglich 
Vertragsrecht und Fürsorgerecht kümmern und die Mediator*innen, wenn 
nötig, beraten können. Bei Kindern ist die Zustimmung der Eltern oder 
Vormunde zu ihrer Teilnahme an der Mediation notwendig. Dabei sollen die 
Eltern gemeinsam entscheiden. Sollte auf Grund von Abwesenheit, Krankheit 
oder anderen Gründen einem Elternteil die Mitentscheidung nicht möglich 
sein und der Aufschub des Verfahrens schädlich sein, wird seine oder 
ihre Zustimmung nicht eingeholt. Wenn es jedoch um eine Angelegenheit 
geht, die von großer Bedeutung für die Zukunft des Kindes ist, dürfen die 
Sorgeberechtigten nur gemeinsam entscheiden, außer es kann nachgewiesen 
werden, dass das Kindeswohl dies nicht erfordert. (Gesetz über Sorgerecht 
und Umgangsrecht; 361/1983, Abschnitt 5).

Grundsätzlich sollen die Eltern oder Vormunde des Kindes während der 
Mediation anwesend sein. Bei minderjährigen Konfliktparteien muss 
die Mediation so organisiert werden, dass Eltern oder Vormunde als 
Unterstützungspersonen teilnehmen können (Mediationsgesetz, Abschnitt 
18). Wenn sie ihre Zustimmung gegeben haben, verhindert ihre Abwesenheit 
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jedoch nicht die Durchführung der Mediation, auch wenn im Anschluss für 
die Vereinbarung ihre Unterschrift benötigt wird, damit diese rechtskräftig 
werden kann. Bei Jugendlichen über 15 Jahren haben die Eltern oder 
Vormunde das Recht, separat in der Sache gehört zu werden.

Sollte der Fortgang der Mediation klar gegen das Kindeswohl verstoßen, ist 
die Mediationsstelle berechtigt und verpflichtet, die Mediation abzubrechen. 
Auch die Konfliktparteien haben das Recht, die Mediation zu jedem beliebigen 
Zeitpunkt zu unterbrechen. Wenn die Angestellten der Mediationsfachstelle 
oder eine ehrenamtliche Mediator*in über die Situation des Kindes besorgt 
ist, muss die Fachstelle die Situation untersuchen und entscheiden, ob eine 
entsprechende Meldung an das Jugendamt gemacht wird. Dies geschieht in 
Kooperation mit den Eltern oder Sorgeberechtigten und auf solche Art, dass 
diesen bewusst ist, warum die Meldung gemacht wurde, welche Maßnahmen 
dies nach sich ziehen kann und was getan werden kann.

Wenn Kinder unter Vormundschaft gestellt werden, bleibt der Status der 
Person, die bis dahin sorgeberechtigt war, unverändert. Er oder sie hat 
weiterhin das Recht, bezüglich aller Dinge, die das Kind, seine Besitztümer oder 
finanzielle Angelegenheiten angehen, gehört zu werden. Der Vormund wird 
parallel dazu ebenso gehört. Bei Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien 
oder Heimen ist es wichtig, dass zusätzlich zu den Eltern/Sorgeberechtigten 
auch eine Vertreter*in des Pflegeortes oder ein gesetzlicher Vormund wie 
etwa eine Sozialarbeiter*in beteiligt wird. Dies gilt besonders dann, wenn 
die Eltern nicht teilnehmen wollen oder nicht im Rahmen eines akzeptablen 
Zeitraums und angemessener Bemühungen erreicht werden konnten.

Die für das Kind zuständige Sozialarbeiter*in oder eine andere Angestellte 
des Jugendamtes sind gemäß des Gesetzes über den Status und die 
Rechte von Fürsorgeklient*innen (812/2000, Abschnitt 5) zu Kooperation 
verpflichtet. Diese Kooperation muss darauf ausgerichtet sein, in Bezug auf die 
Angelegenheiten des Kindes und solchen, die signifikanten Einfluss auf sein/
ihr Leben haben, mit dem Kind, seinen/ihren Eltern und Sorgeberechtigten 
übereinzustimmen. Die Kooperationsverpflichtung bezieht sich auch auf 
Informationen über die Möglichkeit von Mediation und auf Zusammenarbeit 
mit den Mediationsfachstellen. Die Fachkräfte der Mediationsstellen sind 
verantwortlich für die administrative Zusammenarbeit zwischen der Polizei, 
den Fürsorgeeinrichtungen und der Mediation sowie für die Kooperation 
zwischen der Mediationsstelle und weitere Unterstützungs- und anderen 
Stellen. Eine reibungslose Zusammenarbeit ist essentiell für die Erreichung 
der Mediationsziele, wenn Kinder und Jugendliche involviert sind.
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Alle Fälle durchlaufen die folgenden Phasen eines Mediationsprozesses: 

1.	 Fallanregung durch Polizei, Staatsanwaltschaft, eine der Konfliktparteien, 
Sozialarbeiter*nnen oder die Schule

2.	 Die jungen Menschen und ihre Sorgeberechtigten werden kontaktiert 
und die Möglichkeit der Mediation wird am Telefon besprochen (der 
Erstkontakt wird per Brief oder Anruf getätigt)

3.	 Das Jugendamt wird informiert, dass der Fall an die Mediation abgegeben 
wurde.

4.	 Wenn die Betroffenen sich für die Mediation entscheiden, wird der Fall 
an eine (ehrenamtliche) MediatorIn weitergeleitet

5.	 Polizei und/oder Staatsanwaltschaft werden über das Ergebnis der 
Mediation informiert (bei Strafrechtsfällen)

Umsetzung 

Beteiligte Akteure und Institutionen 

Zuständig für die Organisierung der, Kontrolle von und Aufsicht über die 
Mediationsstellen ist das Ministerium für Soziales und Gesundheit. Die 
Fachstellen sind staatlich finanziert. Das Nationale Gesundheits- und 
Wohlfahrtsinstitut (THL) ist landesweit für Einrichtung, angemessene 
Umsetzung und Erreichbarkeit der Mediationsangebote in Straf- und 
gewissen Zivilsachen verantwortlich. THL  verwaltet die Bewilligung und 
Zuweisung der staatlichen Gelder an die Mediationsanbieter und überwacht 
und kontrolliert deren Kosten und Ausgaben. Die Fördergelder werden 
gemäß der Einwohnerzahl, der Flächengröße und der Kriminalitätssituation 
einer Gegend vergeben.

THL verantwortet auch die Organisation der Ausbildung und Fortbildung der 
Mediator*innen auf regionalem und nationalem Level, sowie das Monitoring 
und die Erforschung der Mediation in Straf- und Zivilrechtsverfahren. 
Außerdem koordiniert THL die Weiterentwicklung der Angebote und berät, 
beaufsichtigt und leitet die Mediationsstellen an. Die Sammlung der Daten für 
die Statistik über den finnischen TOA wird ebenfalls von THL durchgeführt, 
seit 1. Juni 2006 gibt es ein Datenerfassungsprogramm.

Zur Zeit (2018) bieten sowohl öffentliche als auch private Dienstleister den TOA 
in Finnland an, elf davon sind Gemeindeverwaltungen und sieben sind NGOs 
oder andere Organisationen, welche meist ausschließlich in der Mediation 
arbeiten, auch wenn manche unter ihnen auch Sozialarbeit und erzieherische 
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Maßnahmen durchführen25. Die Anbieter unterhalten Mediationsbüros, und 
alle Ausgaben im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Mediation 
werden durch die staatliche Finanzierung gedeckt. Die Fördersumme wird 
jährlich an die durchschnittliche Höhe der Kosten angepasst, die für den 
Unterhalt eines Büros, der Vorhaltung eines angemessenen Angebots sowie 
der Aus- und Fortbildung des Mediationspersonals entstehen. 

Ausbildung der Mediator*innen

In den Mediationsfachstellen arbeiten etwa neunzig qualifizierte Fachkräfte 
(Leiter*innen, Berater*innen und Sachbearbeiter*innen) sowie 1.200 
ehrenamtliche Mediator*innen, die keinen Lohn erhalten, aber ihre Kosten 
erstattet bekommen. Sie werden von den Fachkräften beaufsichtigt, beraten, 
angeleitet und unterstützt.

Fachstellenleiter*innen tragen zu offiziellen Entscheidungen bei, sind für 
Haushalt und Budget, Handlungspläne und Kommunikation ihrer Fachstelle 
verantwortlich, sowie für die Kooperation mit anderen Stellen und Behörden.

Das Mediationsgesetz schreibt vor, dass Fachstellenleiter*innen einen 
angemessenen Universitätsabschluss haben müssen, die meisten sind 
Sozialwissenschaftler*innen. Andere Personen mit einer guten Kenntnis 
von Mediation, Planung und Aufsicht („vergleichbare Qualifikation“) können 
ebenso für diese Aufgabe eingesetzt werden. Die Mediationsberater*innen 
unterstützen und beraten die Mediator*innen, sind zuständig für die Kooperation 
mit anderen Diensten und Behörden, die Kontaktierung der Konfliktparteien 
vor Beginn einer Mediation und andere mediationsvorbereitende Aufgaben.

Der TOA ist in Finnland also sehr stark auf die Arbeit ehrenamtlicher 
Mediator*innen aufgebaut. Diese bekommen ein Basistraining (ca. 54 
Stunden) und müssen eine für diese Aufgabe notwendige Ausbildung, 
Fähigkeiten und Erfahrung mitbringen. Es gibt aber keine offiziellen 
Vorschriften über den beruflichen Hintergrund oder die Vorbildung der 
Mediator*innen. Die hauptamtlichen Kräfte in den Fachstellen absolvieren 
ebenso eine Mediationsausbildung und können auch als Mediator*innen 
eingesetzt werden.

Die Hauptamtlichen sind für die Anwerbung und Ausbildung der 
Ehrenamtlichen im Rahmen des landesweiten Ausbildungsprogramms 
der THL zuständig. Dieses Programm wird in gleicher Weise und mit 
gleichem Inhalt im ganzen Land angeboten, um ein einheitliches Vorgehen 
und ein bestimmtes Qualitätsniveau zu gewährleisten. Das THL ist auch 

25  Es ist vielleicht interessant, sich eine solche Organisation einmal anzusehen: https://www.kalliola.fi/in-english/ 
(Seite auf englisch)
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für Fortbildungsangebote für die bereits in der Mediation arbeitenden 
verantwortlich.

Mittlerweile wurde auch ein landesweites spezielles Fortbildungsprogramm 
für Mediation mit Kindern und Jugendlichen entwickelt (100 
Stunden), und diejenigen, die mit Fällen häuslicher Gewalt arbeiten, müssen 
ein spezielles, 170 Stunden umfassendes Training absolvieren.

Ein Handbuch für ehrenamtliche Mediator*innen wurde 2013 vom THL 
herausgegeben. Es soll eine praktische Hilfe für alle Mediator*innen sein und 
behandelt die Prinzipien von Restorative Justice, Dialog und Kommunikation 
während einer Mediation, den Ablauf einer Mediation, den rechtlichen 
Rahmen, Schadensregulierungsrichtlinien und anderes. Ein Kapitel ist der 
Mediation mit Kindern und Jugendlichen gewidmet.

Angeboten wird auch ein Zusatztraining in Methoden für Mediationen und 
restorative Verfahren, wie etwa um Dialog zu unterstützen, den Prozess  zu 
begleiten oder sicherzustellen, dass die Konfliktparteien Eigentümer*innen 
ihres Prozesses bleiben.

Alle ein bis zwei Jahre führen die Mediationsberater*innen 
Entwicklungsgespräche mit den Mediator*innen, um Entwicklungen 
und Einstellungen auszuwerten. Die Entwicklung der Kenntnisse in 
Mediationstechniken wird durch Selbst-Evaluation und Peer-Evaluation 
geprüft. Ab und an nehmen Mediationsberater*innen auch beobachtend 
an Mediationen der Ehrenamtler*innen teil. Seit Anfang Oktober 2017 gibt 
es einen elektronischen Fragebogen, den die Teilnehmer*innen ausfüllen 
können, um ihre Mediation zu beurteilen.

Finnland erfüllt die Europarats-Empfehlung Nr. R (1999) 19, welche 
folgende Voraussetzungen für die Auswahl und Ausbildung der 
Mediator*innen nennt:

•	 Mediator*innen sollten, so weit als möglich, alle Teile der Gesellschaft 
abbilden und sich mit den örtlichen Kulturen und Communities 
auskennen.

•	 Mediator*innen sollten sichere Einschätzungen abgeben können und 
die für eine Mediation notwendigen sozialen Fähigkeiten haben.

•	 Mediator*innen sollten vor ihrem Einsatz eine Grundausbildung 
erhalten.

•	 Die Ausbildung sollte zum Ziel haben, ihnen ein hohes Qualifikationsniveau 
zu vermitteln, inklusive Techniken und Fähigkeiten der Konfliktklärung, 
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besondere Anforderungen in Bezug auf die Arbeit mit Täter*innen und 
Opfern sowie Grundkenntnisse der Strafjustiz.

Bei der Auswahl der Mediator*innen wird darauf geachtet, welches 
Menschenbild er/sie hat und welche Motivation, sozialen Fähigkeiten und 
Kapazität des Umgangs mit Menschen in verschiedenen Situationen er/
sie mitbringt. Die persönlichen Verhältnisse der Mediator*in müssen im 
Gleichgewicht sein und seine/ihre Beweggründe, Mediator*in werden zu 
wollen, sollten nicht mit der Lösung eigener Probleme zu tun haben. Die 
betreuenden Fachkräfte im Mediationsbüro versuchen sicherzugehen, dass 
diejenigen, die sich als Mediator*innen bewerben, keine unbehandelten 
Traumata oder Gewalterfahrungen oder andere schwere Konflikte in ihrem 
Leben haben. Außerdem ist es wichtig, dass sie über eine mögliche kriminelle 
Vergangenheit der Bewerber*in erfahren, auch wenn kein offizielles 
Führungszeugnis verlangt wird und in der Regel keine Sicherheitsabfrage 
ausgeführt wird.

Die ehrenamtlichen Mediator*innen werden von den Fachkräften der 
Mediationsstelle gemäß ihrer Fähigkeiten und Erfahrungen für die jeweiligen 
Fälle eingesetzt. Da die Ehrenamtler*innen nicht in einem Angestelltenverhältnis 
zur Mediationsstelle stehen, gelten die entsprechenden Vorschriften über 
eine Beendigung eines Arbeitsverhältnisses nicht.

In ihrer Arbeit werden MediatorInnen mit schwierigen Situationen, 
Ungerechtigkeit, Bösartigkeit, Leid, Gewalt und Ohnmacht konfrontiert, die in 
ihren eigenen Gefühlen gespiegelt werden können. Diese Gegenemotionen 
sind Gefühle, die im Kontakt mit jemand anderen, dem man hilft, aufgewühlt 
werden. Wenn die helfende Person, in diesem Fall die Mediator*in, in ihrem 
Kontakt mit dem Konfliktparteien solche Gegenemotionen bemerkt, braucht 
er/sie die Gelegenheit, damit umzugehen, damit sie die Begegnung mit den 
Konfliktparteien nicht beeinträchtigt. Möglicherweise braucht die Mediator*in 
dann eine fachliche Beratung und professionelle Unterstützung, um die durch 
den Kontakt ausgelösten Probleme zu bewältigen, mit den durch Gewalt und 
Kriminalität aufgewühlten Gegenemotionen umzugehen und mit der Arbeit 
zurechtzukommen. Die Mediator*in muss bereit sein, ihre eigene Arbeit zu 
bewerten und Feedback zu bekommen.

Es gibt Unterstützungs- und Anleitungsangebote, die die Mediator*innen 
individuell, zu zweit oder in Gruppen in Anspruch nehmen können, und 
alle sind eingeladen, an monatlichen Treffen teilzunehmen. Dazu gehören 
Feedbackgespräche mit den Fachkräften. Gegebenenfalls gibt es auch 
jährliche Gespräche zur Bewertung ihrer Arbeit.

Die Qualität der Beziehung zu den betreuenden Fachkräften spielt eine zentrale 
Rolle für die Arbeitsmotivation, Kompetenzen, Entwicklung und Fähigkeiten zur 
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Bewältigung der Arbeit der Mediator*innen. Diese Beziehung wird maßgeblich 
beeinflusst durch die Einstellung, die die Fachkräfte in ihren verschiedenen 
Rollen und Aufgaben ihren Kolleg*innen, den Ehrenamtler*innen, anderen 
Kooperationspartner*innen, den Konfliktparteien und weiteren mit der 
Mediation befassten Personen entgegenbringen.
Die Betreuer*innen müssen die ehrenamtliche Arbeit wertschätzen und 
respektvoll mit den Menschen umgehen: Kooperation ist dabei ein essentieller 
Wert. Sie ermöglicht es sowohl der Aufsicht als auch den Mediator*innen, 
offen Fragen zu stellen und Antworten zu geben und gemeinsam über 
Sachverhalte, ihr Wissen und ihre Erfahrungen zu reflektieren. Egal ob es sich 
um Kolleg*innen, Klient*innen oder ehrenamtlichen Mediator*innen handelt, 
ein Betreuungsverhältnis sollte Dialog und Reziprozität stärken. Vertrauliche 
und ehrliche Kooperation ist die Grundvoraussetzung für Betreuung und 
Führung.

Die Betreuer*innen sollten leicht ansprechbar sein, damit die Mediator*innen 
sich trauen, sich auch mit schwierigen Themen an sie zu wenden. Von den 
Mediator*innen wird ihrerseits erwartet, dass sie sich proaktiv um Anleitung 
bemühen und den Mut haben, Wünsche zu äußern, Fragen zu stellen, Rat zu 
suchen und Weisung zu erhalten.

Zu den Aufgaben der Hauptamtlichen gehört des weiteren das Monitoring der 
Mediationen der Ehrenamtler*innen. Dafür können sie die Entwicklung von 
Mediationen beobachten, sich die Mediationsvereinbarungen und Berichte 
ansehen und Feedback der Teilnehmer*innen und Mediationskolleg*innen 
einholen. Es gehört dazu, Themen, auch schwierige, und Erfahrungen des 
Scheiterns offen anzusprechen, schließlich ist das Ziel, zu verhindern, dass 
sich problematische Situationen wiederholen.

Phasen und wichtige Aspekte des Verfahrens

Mediation darf nur mit Menschen durchgeführt werden, die persönlich und 
ausdrücklich ihre freiwillige Teilnahme erklärt haben und die in der Lage sind, 
die Bedeutung von Mediation und die Ergebnisse des Mediationsprozesses 
zu verstehen.

Die Mediation kann von Beschuldigten, Geschädigten, den Behörden der 
Strafverfolgung und anderen Behörden angeregt werden. In Fällen von 
Gewalt gegen Angehörige und Freund*innen der Beschuldigten ist es 
jedoch der Polizei und der Staatsanwaltschaft vorbehalten, eine Mediation 
vorzuschlagen. Die meisten der TOA-Fälle (über 80%) werden von der Polizei 
überwiesen, der Anteil der Staatsanwaltschaft liegt bei ca 15%.

Wenn Polizei oder Staatsanwaltschaft einen Fall als mediationsgeeignet 
einstufen, müssen sie Beschuldigte und Geschädigte von der Möglichkeit 
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einer Mediation in Kenntnis setzen und sie an die Mediationsstelle verweisen. 
Wenn ein rechtlich unmündiger Erwachsener beteiligt ist, muss sowohl er/
sie selbst als auch die Person, die ihn/sie vertritt, informiert werden.

Wenn Beschuldigte oder Geschädigte Kinder sind, müssen auch die Eltern 
oder Sorgeberechtigte über die Möglichkeit einer Mediation informiert 
werden.

Das Mediationsangebot wird von der Mediationsstelle bearbeitet, die sich in 
der Nähe des Wohnortes einer der Konfliktparteien befindet, die flexibel auf 
die Gegebenheiten eingehen, und wo die Mediation stattfinden kann. Eine 
andere Möglichkeit ist die Bearbeitung durch die Mediationsstelle, die sich in 
der Nähe des Ortes befindet, an dem  die Straftat begangen wurde.

Bevor die Mediation anfangen kann, muss das Mediationsbüro sicherstellen, 
dass die Bedingungen für eine Mediation erfüllt sind und die Eignung des 
Falles prüfen. Handelt es sich um ein Zivilverfahren, muss das Mediationsbüro 
feststellen, ob eine Mediation sinnvoll ist. Die Leitung der Fachstelle 
entscheidet darüber, ob ein Fall für die Mediation angenommen wird. 
Konfliktparteien können sich stets selbst bei einer Mediationsstelle in ihrer 
Nähe melden. Wenn diese Stelle entscheidet, den Fall nicht anzunehmen, 
muss sie ihn unverzüglich an ein Mediationsbüro weitergeben, welches eher 
geeignet scheint, ihn zu bearbeiten.

Ehe sich die Konfliktparteien auf die Mediation einlassen, müssen ihnen 
ihre Rechte und ihre Position im Mediationsprozess erklärt werden. Alle 
haben jederzeit das Recht, ihre Teilnahme zu widerrufen. Rechtsunmündige 
Erwachsene können an einer Mediation teilnehmen, wenn sie verstehen, 
worum es geht und sie ihre freiwillige Teilnahme persönlich erklärt haben.

Auch Kinder müssen persönlich zur Mediation zustimmen. Außerdem müssen 
ihre Eltern, Sorgeberechtigte oder ihr Vormund ebenfalls mit ihrer Teilnahme 
einverstanden sein.

Wenn ein Mediationsbüro mit einer Mediation beauftragt wird, beantragt 
es als erstes nach Zustimmung der Beteiligten Akteneinsicht. Es stellt 
hiernach sicher, dass die rechtlichen Grundlagen erfüllt sind und der 
Fall mediationsgeeignet ist. Sollte sich die Mediationsstelle weigern, 
den Fall zu übernehmen, können die Konfliktparteien dagegen vor dem 
Verwaltungsgericht vorgehen. Sollten die Bedingungen für Mediation nicht 
erfüllt sein, wird die überweisende Stelle darüber informiert. Wenn die 
Mediation als möglich beurteilt wird, suchen die hauptamtlichen Fachkräfte 
des Mediationsbüros die ehrenamtlichen Mediator*innen für den Fall aus.
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Diese kontaktieren nun die beiden Konfliktparteien und organisieren 
getrennte und gemeinsame Treffen. Auch Eltern, Sorgeberechtigte, Vormunde, 
persönliche Assistent*innen, Unterstützungspersonen und Übersetzer*innen 
können an einer Mediation teilnehmen.

Eine Mediation endet entweder mit einer Einigung und einer (schriftlichen) 
Vereinbarung oder sie wird abgebrochen. Abbruch bedeutet, dass keine 
Lösung gefunden werden konnte. Wenn eine Vereinbarung getroffen wird, 
kann diese noch mit einem Überwachungszeitraum versehen werden. Die 
überweisende Stelle wird vom Ausgang der Mediation informiert und erhält 
im Falle einer Einigung eine Kopie der Mediationsvereinbarung, woraufhin 
sie über den Fortgang der Ermittlungen bzw. des Strafverfahrens entscheidet.

Mediation in Straf- und Zivilrechtsverfahren ist vermittelnde Mediation, 
die die eigenständige Lösungsfindung der Konfliktparteien 
unterstützt. Der Fokus liegt auf den Menschen und ihrer Interaktion, im 
Vordergrund steht der Verlauf und der Prozess und nicht das Endergebnis. 
Die Mediator*in kann dabei helfen, blockierte Beziehungen zu lösen und mit 
etwas mehr Distanz und Objektivität auf die Angelegenheiten zu blicken, er/
sie schreibt jedoch weder die Richtung noch die Art des Dialogs vor.

Um zu einem Ergebnis zu kommen, muss eine Mediation, die eine Straftat 
oder einen Streit behandelt, die Perspektiven, Bedürfnisse, Wünsche und 
Ziele der Konfliktparteien ins Zentrum rücken. Mediator*innen sind dafür da, 
die Konfliktparteien dabei zu unterstützen, diese auszudrücken. Ziel ist eine 
Konfliktklärung durch Dialog, welchen die Mediator*innen ermöglichen und 
vermitteln, ohne Lösungen zu präsentieren und eigene Ziele oder Absichten zu 
verfolgen. Sie führen durch den Mediationsprozess und bleiben unparteiisch, 
indem sie alle gleich behandeln und ihre Interessen und Lösungsvorschläge 
integrieren und gleichzeitig darüber wachen, dass die Diskussion gewaltfrei 
bleibt und die Vereinbarungen das Prinzip der Fairness nicht verletzen.

In der vermittelnden Mediation sind Mediator*innen vor allem Expert*innen 
des Prozesses. Sie sind unterstützend anwesend und halten sich aus der 
Begegnung der Konfliktparteien ansonsten raus. Sie agieren als eine Art 
Katalysator, der es den Parteien erlaubt, ihre Konflikt in einer sicheren 
Umgebung auszutragen. Die Mediator*innen ermutigen und unterstützen die 
Parteien, sich den Ereignissen so wahrheitsgetreu wie möglich zu nähern und 
Lösungswege zu finden, ohne jedoch Druck auszuüben. Wenn nötig, können 
sie dem Gespräch mit Hilfe von Nachfragen z. B. etwas Struktur verleihen. 
Sie unterstützen und ermutigen die Parteien, auf gleichberechtigte Art 
miteinander zu sprechen und sich gegenseitig zuzuhören. Hauptaufgabe der 
ehrenamtlichen Mediator*innen ist es, eine Interaktion und eine versöhnliche 
Haltung zwischen den Beteiligten zu ermöglichen.
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Ziel ist ein offener Dialog. Es ist wichtig, dass Opfer und Täter*innen oder 
die Konfliktparteien eines Streits aktiv an der Diskussion teilnehmen. Dafür 
gibt es verschiedene Hilfsmittel: man lässt sie abwechselnd sprechen und 
zuhören; Neugier gegenüber den Bedeutungsgebungen der verschiedenen 
Parteien zeigen; dem Gespräch freien Lauf lassen oder im Gegenteil, falls 
nötig, die Konfliktparteien oder ihre Angehörigen in verschiedene Räume 
setzen.

Die Parteien suchen nach einer Lösung, mit der sie zufrieden und einverstanden 
sind und für die sie sich entscheiden können. Die Vereinbarung ist dann, 
wenn sie erreicht wird, ein Ergebnis ihrer eigenen Anstrengungen. Sich auf 
eine gemeinsame Lösung zu verpflichten erhöht die Chancen der Einhaltung 
der Vereinbarung nach der Mediation.

Aufbau des örtlichen Projekts und Zusammenarbeit zwischen 
den  verschiedenen Akteuren

Die erste RJ-Initiative in Finnland war ein Pilotprojekt, das Anfang der 
achtziger Jahre, begleitet von der Academy of Finland, in der Stadt Vantaa 
gestartet und 1986 schließlich Teil der sozialarbeiterischen Praxis wurde. 
Die Initiative ging von einer Handvoll enthusiastischer Leute aus, die bereit 
waren, sich zu engagieren, um Restorative Justice auszuprobieren und die 
Mediation in Finnland voranzubringen. Sie wurden als die „Botschafter*innen“ 
der RJ-Philosophie in Finnland bekannt, welche sich auf Nils Christies Idee 
(1977) stützte, dass die Konflikte den Menschen gehören und nicht dem 
Staat und seinem Justizsystem. In den 1990ern setzten Bemühungen ein, 
eine gesetzliche Grundlage und staatliche Richtlinien für die Mediation 
zu schaffen, bis schließlich im Jahr 2001 das Ministerium für Soziales und 
Gesundheit eine Task Force einsetzte, die das Gesetz über die Mediation 
in Straf- und gewissen Zivilrechtsverfahren (Mediationsgesetz) entwarf, 
welches Anfang 2006 in Kraft trat.

Die Mediation ist ein gutes Beispiel für die Zusammenarbeit zwischen dem 
Justizministerium und dem Ministerium für Soziales und Gesundheit. Sie 
ist heute landesweit einheitlich umgesetzt. Das THL vergibt die Ausführung 
des TOA an Gemeinden oder andere öffentliche oder private Träger, welche  
vor Ort Mediationsbüros einrichten und die Fachkräfte und ehrenamtlichen 
Mediator*innen anwerben, ausbilden, anleiten und bei ihrer Arbeit 
unterstützen. 2016 war der TOA bei elf Gemeinden und sieben anderen 
öffentlichen oder privaten Trägern angesiedelt. Das THL hat ein landesweites 
Entwicklungsprogramm für den TOA für die Jahre 2016 - 2020 aufgelegt, 
um die Datenerfassung, die Ausbildung und die Zusammenarbeit mit den 
anderen Behörden und Interessensvertreter*innen zu verbessern.
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Evaluation, Monitoring und Forschung 

Evaluation der Umsetzung

Über die Jahre sind mehrere Evaluationen des TOA in Finnland durchgeführt 
worden. Unter anderem hat Elonheimo (2004, 2010) die finnische TOA-Praxis 
untersucht, Iivari (2010) hat das Feld beforscht nachdem das Mediationsgesetz 
in Kraft getreten war, und Nikula (2012) führte für seine Lizenziatsarbeit eine 
Studie über die Mediation als Intervention bei Jugenddelinquenz durch. 2005 
veröffentlichte Eskelinen seine Forschungsergebnisse zum Thema Kinder 
unter 15 Jahren im TOA. Darüber hinaus gab es zahlreiche thematisch enger 
gefasste Studien wie etwa solche über die Zufriedenheit der Konfliktparteien 
mit der Mediation.

Die Mediationsbüros sammeln kontinuierlich Feedback der Teilnehmer*innen. 
Die Anbieter*innen müssen jährlich dem THL über ihre Arbeit und die 
Ergebnisse berichten sowie Statistiken einreichen. Das THL überwacht 
und leitet die Aktivitäten der Büros bezüglich ihrer Services, untersucht 
Mediationen und partizipiert an Entwicklungsarbeit. Dem THL übergeordnet, 
ist das Ministerium für Soziales und Gesundheit dafür verantwortlich, dass 
die TOA-Angebote in jedem Landesteil angemessen funktionieren. Außerdem 
überwacht und beaufsichtigt auch der Beirat für Mediation in Strafsachen 
die Mediationsaktivitäten.

Kinder in der Mediation

Gemäß der Forschungsergebnisse von Eskelinen (2005) haben 50-60% 
der unter 15-jährigen, die an einem TOA teilgenommen haben, während 
der Nachbetreuungszeit keine weiteren illegalen Aktivitäten unternommen. 
Manche begingen die eine oder andere geringfügige Straftat, aber es gab 
auch jene, die weiterhin straffällig wurden und mehrere schwerere Delikte 
begingen. Faktoren, die die Rückfälligkeit verhinderten, waren: das Kind 
hatte verstanden, was es getan hatte und was die Tat ausgelöst hatte; 
das Kind war erwischt worden; das Kind war motiviert, an einem TOA 
teilzunehmen und wurde von Anfang an eingebunden. Die Eltern glaubten 
ebenfalls mehrheitlich, dass der TOA einen erzieherischen Effekt auf ihr Kind 
hatte. Eskelinen zieht in seiner Studie daher den Schluss, dass der TOA mit 
unter 15-jährigen Kindern ausgebaut werden müsste. Er empfiehlt, den TOA 
stärker an die Jugendfürsorge zu binden und Nachsorge einzurichten. Wie 
schon andere finnische Wissenschaftler*innen schlägt auch er vor, den TOA 
als eine Art „Check-Point“ für die Situation des Kindes zu nutzen. Für manche 
Kinder, die mit dem Gesetz in Konflikt kommen, reicht ein TOA jedoch nicht 
aus. Es stellt sich daher die Frage, ob der TOA in Richtung Kriminalprävention 
ausgeweitet werden sollte, indem man ihn stärker an Dienste bindet, die eine 
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größere Reichweite haben, um somit die verschiedenen Probleme anzugehen, 
von denen man weiß, dass sie in die Kriminalität führen.

Die wichtigsten Forschungsergebnisse zum praktischen Einsatz 
des Verfahrens

Die Studie von Elonheimo (2010), durchgeführt in der Stadt Turku, zeigt, 
dass die Konfliktparteien in der Mediation eine Stimme bekamen und die 
Möglichkeit hatten, ihre Geschichte in ihren eigenen Worten zu erzählen. Die 
anfängliche Spannung zwischen den Parteien wurde mit der Zeit schwächer 
und sie empfanden ein Gefühl eines Schlussstrichs. Anstelle der punitiven 
Interessen des Staates wurden die Rechte der Opfer gestärkt. Es schien 
jedoch, dass die Mediation weniger auf den Dialog als auf eine Lösung 
fokussiert war, was daran liegen kann, dass die beobachteten Fälle keine 
sonderlich schwerwiegenden waren. Außerdem gab es Schwierigkeiten bei 
der Einbeziehung jüngerer Straftäter*innen. Anwesende Eltern neigten dazu, 
die Gespräche zu dominieren. Vorgespräche und Unterstützungspersonen 
wurden nicht ausreichend eingesetzt. Die Vereinbarungen waren nicht 
besonders kreativ, Wiedergutmachung bestand ausschließlich in finanzieller 
Entschädigung, andere Optionen blieben außen vor. Trotz Allem schließt 
Elonheimo mit einer eher optimistischen Einschätzung des finnischen TOA: 
er sei ein niedrigschwelliges Angebot, das es erlaubt, früh zu intervenieren 
ohne zu stigmatisieren. Um jedoch das volle Potential von RJ zu nutzen, muss 
die Praxis verfeinert werden. Auch wenn Elonheimo’s Ergebnisse sich nur 
auf eine Stadt beziehen, stimmen sie mit früheren Befunden aus anderen 
Gegenden Finnlands überein (Mielityinen 1999, Takala 1998) und geben 
vermutlich die Situation des finnischen TOA als Ganzes wieder.

Aus den Interviews, die wiederum Iivari (2010) mit Polizeibeamt*innen und 
Staatsanwält*innen geführt hat, zieht er den Schluss, dass die Hauptziele 
der Mediation – Kompetenz, Objektivität, Vertraulichkeit und Gerechtigkeit 
– in den meisten Fällen erreicht wurden. Iivari empfiehlt, die Überweisung 
an die Mediation in Fällen von häuslicher Gewalt auszuweiten, damit 
zusätzlich zu den Justizbehörden auch die Mediationsbüroleitung und 
Sozialarbeiter*innen mehr Entscheidungsfreiheit bei der Frage, welche Fälle 
geeignet sind, bekommen. Manche der befragten Beamt*innen gaben an, 
dass die Staatsanwaltschaft sich bei der Überweisung von schweren Fällen 
freier für die Mediation  entscheiden solle. Auch könne man den Status 
der Mediation verbessern, indem man eine Art „Schnellmediation“ oder 
„Straßenmediation“ einführt, so dass die Mediation mehr Unabhängigkeit im 
Strafverfahren bekäme.
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Lektionen aus der Umsetzung und Herausforderungen

In den letzten Jahren sind die Fallzahlen im TOA konstant gestiegen, und 
die Mediation wird ein immer besser bekanntes Angebot in Finnland. Seit 
Inkrafttreten des Mediationsgesetzes wurden 2007 9.583 Fälle gezählt, 
während es 2016 bereits 13.117 waren. Polizei und Staatsanwaltschaft halten 
die Mediation für ein sinnvolles Werkzeug in ihrem Repertoire.

Für Opfer ist es wahrscheinlicher, ihre Schadensersatzleistungen auch zu 
erhalten, wenn diese gemeinsam beschlossen wurden, als wenn sie von 
Gericht verordnet wurden. Im Jahr 2016 wurden insgesamt 1,7 Millionen 
Euro an Schadensersatzzahlungen in Mediationsvereinbarungen vereinbart.

RJ wurde in Finnland von einer Gruppe enthusiastischer Leute vorangebracht, 
die engagiert und entschlossen waren, ihr Bestes zu geben, damit dieser 
alternative Weg der Unrechtsbewältigung ausprobiert wird. Ähnlich den 
Vorgängen in anderen Ländern spielte diese „Koalition“ eine maßgebliche 
Rolle dabei, dass der gesellschaftliche Diskurs darüber in Gang kam und 
die nötigen gesetzgeberischen und politischen Voraussetzungen geschaffen 
wurden, um Pilotprojekte zu starten. Es ist ihren Bemühungen zu verdanken, 
dass eine breite Diskussion darüber anfing, eine Task-force für den 
Gesetzentwurf gebildet wurde und schließlich 2006 das Mediationsgesetz in 
Kraft trat.

Die erste Lektion, die man aus der finnischen Erfahrung ziehen kann, ist, dass 
der TOA per Gesetzgebung in das System eingebunden wird. Die gesetzliche 
Grundlage hat zweifellos die Anwendung der Mediation angekurbelt und die 
staatliche Finanzierung ist essentiell, um die notwendigen Ressourcen für 
ein TOA-Angebot sicherzustellen. Qualität und Einheitlichkeit des Angebotes 
beruhen ohne Zweifel auf der zentralisierten, landesweiten Organisation, 
welche Unterstützung, Fortbildung, Entwicklung, Forschung und 
Arbeitsstandards bietet. Betreuung, Monitoring und staatliche Finanzierung 
tragen auch dazu bei, dass der TOA zuverlässig und landesweit verfügbar ist, 
und gemäß der Arbeitsstandards und Schutzbestimmungen durchgeführt 
wird.

Die angemessene und gelungene Umsetzung des Verfahrens liegt auch 
daran, dass das THL sich sowohl um die Auswahl als auch die Ausbildung der 
ehrenamtlichen und hauptamtlichen Mitarbeiter*innen kümmert, die regional 
und national kontinuierlich fortgebildet werden. Negativ zu Buche schlägt 
sicherlich die Tatsache, dass die im Feld der Mediation Praktizierenden 
allesamt Ehrenamtler*innen und daher unbezahlt sind, wodurch riskiert wird, 
dass das Gewicht des TOA nicht anerkannt wird und die Professionalität, die 
mit RJ verbunden sein sollte, sinkt.
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Zum Thema Kinder im TOA existieren bis jetzt nur Daten über jugendliche 
Straftäter*innen, es lässt sich aber bereits feststellen, dass eine Gefahr darin 
besteht, dass die Erwachsenen dazu tendieren, das Gespräch zu übernehmen. 
Es bleibt also eine echte Herausforderung, jungen Opfern eine echte Stimme 
zu verleihen. Immerhin bietet Finnland spezielle Fortbildungen zum Thema 
Kinder im TOA an.

Fallstudien 

Erster Fall

Ein Gebäude der Stadt Helsinki war im September 2016 beschädigt worden. 
Die vier Tatverdächtigen waren Kinder unter 15 Jahren und daher nicht 
strafmündig. Der Fall wurde im Oktober 2016 von der Polizei an den TOA 
überwiesen.

Noch innerhalb des Monats kontaktierte die Mediationsstelle die Jugendlichen 
und ihre Sorgeberechtigten und alle waren mit einer Mediation einverstanden. 
Zu Beginn behaupteten einige, sie seien nicht dabei gewesen. Der Ablauf 
wurde dadurch nicht gestört, da der Mediator ihnen erklärte, dass in einer 
Mediation alle ihre Sichtweise darstellen dürfen.

Es gab noch eine Verzögerung, da auf der Seite der Geschädigten der 
Vertreter nicht wusste, welche Entscheidungsbefugnisse er für die Mediation 
hatte. Schließlich fand die Mediation im Dezember statt und wurde von 
zwei ehrenamtlichen Mediator*innen geleitet. Zu Beginn stand ein Schaden 
in Höhe von 1.000 Euro im Raum. Es stellte sich jedoch heraus, dass gar 
nicht alle festgestellten Schäden von den Beschuldigten verursacht worden 
waren. Daher wurde vereinbart, dass die Kinder den von ihnen verursachten 
Schadens beheben würden, indem sie beim Streichen des Gebäudes helfen 
würden, sobald das Wetter im Mai wärmer würde. Diejenigen, die keinen 
Schaden verursacht hatten, zeigten Teamgeist und erklärten, mithelfen zu 
wollen, da sie bei der Verursachung des Schadens anwesend gewesen 
waren.

Der Fall wurde damit in die Nachsorge gegeben. Im Juni 2017 erreichte die 
Mediator*innen die Information, dass die Kinder gekommen waren und wie 
vereinbart beim Streichen geholfen hatten.

Teilnehmer*innen der Mediation waren: die Polizei, eine Mediationsberaterin, 
zwei ehrenamtliche Mediator*innen, die Kinder und ihre Sorgeberechtigten 
und ein Vertreter der Stadt. Der Fall wurde in der Datenbank der 
Kinderfürsorge aufgenommen.
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Zweiter Fall

Bei diesem Fall ging es um geringfügige Unterschlagung: ein Handy war im 
März 2017 ausgeliehen und nicht zurückgegeben worden. Der Beschuldigte 
war unter 15 Jahren alt und somit strafunmündig, und das Opfer war ebenfalls 
minderjährig. Die Fallanregung kam von der Polizei im April 2017.

Die beiden jungen Menschen und ihre Sorgeberechtigten waren mit 
einer Mediation einverstanden und der Fall wurde Ende April an zwei 
ehrenamtliche Mediator*innen weitergegeben. Eine Verzögerung entstand, 
als der Beschuldigte während des Verfahrens in Obhut genommen 
wurde, so dass die Mediation schließlich Ende Juni stattfand. Sie wurde 
schlussendlich am Telefon durchgeführt, mit dem Beschuldigten und einer 
Jugendsozialarbeiterin im Heim (in einer anderen Stadt) am einen Ende der 
Leitung, und der Geschädigten und der Sorgeberechtigten im Mediationsbüro 
am anderen Ende. Mediiert haben eine ehrenamtliche Mediatorin und ein 
Straßenmediator. Die jungen Menschen besprachen ihre Angelegenheit und 
es wurde eine finanzielle Entschädigung vereinbart. Die Vereinbarung wurde 
zehn Monate lang verfolgt, da der Beschuldigte keinerlei Einkünfte hatte und 
die Zahlungen in Wirklichkeit von der Sorgeberechtigten getätigt wurden. 
Der Fall wird immer noch beobachtet und die Entschädigungszahlungen 
gehen immer noch in kleinen Raten ein, wie es vereinbart wurde.

Beteiligt waren: die Polizei, die Jugendlichen, ihre Sorgeberechtigten, eine 
ehrenamtliche Mediatorin, ein Straßenmediator, eine Jugendsozialarbeiterin 
und eine Betreuerin des Kinderheimes. Die Mediation wurde in die Datenbank 
der Kinderfürsorge aufgenommen.



Auf einen Blick: Täter-Opfer-Ausgleich in Finnland

Überblick: Der TOA hat eine gesetzliche Grundlage, ist kostenlos, staatlich 
kontrolliert und freiwillig. Er basiert auf den Menschenrechten und den Werten 
der Restorative Justice. Die Mediation ist offen für alle Einwohner*innen und 
wird entweder von der Gemeinde oder anderen staatlichen oder privaten 
Trägern auf Basis von Kooperationsvereinbarungen mit dem Nationalen 
Gesundheits- und Wohlfahrtsinstitut THI angeboten. 

Gesetzliche Regelung: Das Gesetz über die Mediation in Straf- und 
gewissen Zivilrechtsverfahren (Mediationsgesetz) trat 2006 in Kraft, nachdem 
das Ministerium für Gesundheit und Soziales 2001 eine Task Force eingesetzt 
hatte, um ein Gesetz über ein landesweites TOA-Angebote zu entwerfen.

Umfang: Im Prinzip kann jede Deliktsart im TOA verhandelt werden, 
tatsächlich wird er aber in schweren Fällen wie etwa Totschlag selten 
angewendet. Einige Fachkräfte aus den Mediationsstellen haben jedoch 
Fortbildungen zu Mediation bei schweren Verbrechen wie etwa Mord 
absolviert.

Überweisung: Die Mediation kann von Täter*in oder Opfer initiiert 
werden, darüber hinaus können die Polizei, Staatsanwaltschaft, Eltern oder 
Sorgeberechtigte/Vormunde, Schulen und Sozialarbeiter*innen einen TOA 
bei Straf- und Zivilrechtsverfahren, in die Kinder oder Jugendliche involviert 
sind, vorschlagen. Die Polizei informiert die Sozialarbeit über sämtliche 
Jugenddelikte, so dass die Jugendsozialarbeit ihrerseits einen TOA anregen 
kann. In Fällen von häuslicher Gewalt gegen ein Kind haben nur die Polizei 
und die Staatsanwaltschaft das Recht, einen TOA anzuregen.

Beteiligte Akteure und Institutionen: Das Nationale Gesundheits- und 
Wohlfahrtsinstitut (THL) ist seit 2016 landesweit für Einrichtung, Umsetzung 
und Erreichbarkeit der Mediationsangebote in Straf- und gewissen Zivilsachen 
verantwortlich. Der TOA ist bei öffentlichen und privaten Trägern angesiedelt, 
elf davon sind Gemeindeverwaltungen und sieben NGOs oder andere 
Organisationen. Um die neunzig Fachkräfte arbeiten in den Mediationsbüros, 
dazu kommen 1.200 ehrenamtliche MediatorInnen, die von den Fachkräften 
angeleitet und beaufsichtigt werden. 

Lokale Projekte: Die erste RJ-Initiative in Finnland war ein Pilotprojekt, das 
Anfang der achtziger Jahre, begleitet von der Academy of Finland, in der Stadt 
Vantaa gestartet und 1986 schließlich Teil der sozialarbeiterischen Praxis 
wurde. Die Initiative ging von einer Handvoll enthusiastischer Leute aus, die 
bereit waren, sich zu engagieren, um Restorative Justice auszuprobieren und 
die Mediation in Finnland voranzubringen. Bemühungen um eine gesetzliche 
Grundlage und staatliche Richtlinien für die Mediation setzten in den 1990ern 
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ein und führten schlussendlich zum Mediationsgesetz, welches Anfang 2006 
in Kraft trat. 

Institutionsübergreifende Kooperation: Organisierung, Aufsicht 
und Kontrolle der Mediationsangebote fällt unter das Zuständigkeitsgebiet 
des Ministeriums für Soziales und Gesundheit. Die Kooperation mit dem 
Justizministerium funktioniert beispielhaft. 

Evaluation: Über die Jahre sind mehrere Evaluationen des TOA sowie 
zahlreiche thematisch enger gefasste Studien durchgeführt worden, wie 
etwa solche über die Zufriedenheit der Konfliktparteien mit der Mediation.

Die Mediationsbüros sammeln kontinuierlich Feedback der Teilnehmer*innen, 
und alle Träger müssen jährlich dem THL gegenüber über ihre Arbeit und 
die Ergebnisse berichten sowie Statistiken einreichen. Das THL überwacht 
die Qualität der Angebote und gibt die jährliche Statistik heraus.

Erfahrungen der Kinder mit dem Verfahren:

•	 Kinder als Opfer: Fälle mit Kindern als Geschädigten dürfen nicht an 
den TOA überwiesen werden, wenn das Kind wegen seines Alters oder 
der Deliktsart besonderen Schutzes bedarf. Sexualstraftaten gegen 
Kinder werden nicht mediiert. Wenn Kinder involviert sind, müssen 
die Fachkräfte in den Mediationsbüros die Eignung der Fälle für die 
Mediation besonders gründlich prüfen.

•	 Kinder als Täter*innen: Minderjährige unter 15 Jahren sind nicht 
strafmündig, ihre Fälle können aber trotzdem mediiert werden. Ihr 
Zugang zur Mediation ist der gleiche wie für Erwachsene. Mediation 
mit Jugendlichen und Kindern wird als sozial und erzieherisch wertvoll 
erachtet.

Erkenntnisse: 

•	 Der TOA ist gesetzlich im System verankert.

•	 Das Angebot ist landesweit verfügbar und zentral organisiert, was 
Einheitlichkeit und Qualität gewährleistet.

•	 Aufsicht, Monitoring und Finanzierung sind ebenfalls zentral, was dazu 
führt, dass die Mediation zuverlässiger angewandt wird, im ganzen Land 
verfügbar ist und gemäß der Standards und Sicherheitsrichtlinien zum 
Schutz der Betroffenen durchgeführt wird. 
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Herausforderungen:

•	 Die Mediator*innen sind allesamt Ehrenamtler*innen und daher 
unbezahlt, wodurch riskiert wird, dass die Wichtigkeit des TOA nicht 
anerkannt wird und die Professionalität, die mit RJ verbunden sein 
sollte, sinkt.

•	 Bis jetzt existieren nur Daten über jugendliche Straftäter*innen im 
Kontext TOA. Es bleibt also eine  Herausforderung, jungen Opfern 
eine echte Stimme zu verleihen. Immerhin bietet Finnland spezielle 
Fortbildungen zum Thema Kinder im TOA an.



TEIL III

Zusammenfassung 
und Empfehlungen 
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Ziel dieses Handbuches ist es, EU-Mitgliedsstaaten dabei zu unterstützen, 
gute Standards für die Anwendung von Restorative Justice mit Kindern als 
Hauptbeteiligten, sei es als Opfer oder Täter*innen, zu entwickeln. Denn 
Kinder, die in Kontakt oder Konflikt mit Justizsystemen geraten, sind oft 
besonders verletzlich und schutzbedürftig, was hauptsächlich daran liegt 
dass sie keine Rechte haben oder ihre Rechte nicht beachtet werden. Es ist 
daher von zentraler Bedeutung, dass Kindern mit einem Vorgehen begegnet 
wird, das ihre besondere Schutzbedürftigkeit und ihre Rechte respektiert 
und, vor Allem, ihrer erneuten Viktimisierung vorbeugt.

Wir haben in diesem Handbuch verschiedene Rechtsinstrumente, 
Verordnungen und Konventionen vorgestellt, die neben anderen Rechten 
und Vorschriften in Bezug auf Kinder vor Allem zwei Gruppen von Rechten 
unterstützen, die für eine kindgerechte Justiz besonders relevant sind, 
nämlich Schutzrechte und Mitbestimmungsrechte. Abgesehen von diesen 
zwei Typen von Rechten, die indirekt restorative Verfahren im Umgang mit 
Kindern bevorzugen, geben diese Rechtsinstrumente der RJ auch insofern 
den Vorrang, als sie darauf bestehen, dass alle Formen von Arrest und 
Inhaftierung bei Kindern nur als letztes Mittel eingesetzt werden dürfen.

Wann immer Alternativen zu Justizverfahren und alternative Formen der 
Sanktion möglich sind, ist ihnen der Vorrang zu geben, sofern sie den gleichen 
Schutz gewährleisten und im Interesse des Kindeswohls sind. Auch wenn 
restorative Verfahren jungen Opfern und Täter*innen viel zu bieten haben, 
müssen sie dafür sorgen, dass methodisch alles getan wird, um Kinder vor 
Viktimisierung zu schützen. Ein schlecht organisierter RJ-Prozess kann zu 
Traumatisierung und erneuter Viktimisierung führen. RJ-Programme müssen 
zeigen, dass und wie sie strukturell und konkret für das Kindeswohl sorgen, 
dass sie das Recht des Kindes gehört zu werden, umsetzen, und alles nötige 
dafür tun, das Kind vor Schaden zu bewahren.

Es gibt internationale Vorschriften, die Rechte und Pflichten für eine 
sorgfältige Umsetzung von RJ-Verfahren vorsehen, wie etwa die Prinzipien 
der Freiwilligkeit, der Vertraulichkeit, der Allparteilichkeit, der Verfügbarkeit 
eines sicheren und kompetenten Dienstes, der Unschuldsvermutung sowie 
weitere allgemeine Verfahrensrechte der Konfliktparteien.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsgrundlagen und der vertieften Analyse 
der drei wegweisenden RJ-Verfahren in europäischen Ländern bieten wir 
in diesem Handbuch nun zwei Kategorien von Empfehlungen an: erstens 
Empfehlungen zum Thema Beteiligung von Kindern als Opfer oder Täter*innen 
an Restorative Justice Prozessen, und zweitens Praxistipps für die Umsetzung 
von Pilotprojekten im Bereich RJ mit Kindern. 
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Kinder an Restorative Justice Verfahren 
beteiligen

Empfehlung A1: Angebote der Restorative Justice 
müssen verfügbar, erreichbar, sicher und qualitativ 
hochwertig sein

Restorative Justice Verfahren sollten eine leicht verfügbare und erreichbare 
Option innerhalb regulärer Strafverfahren sein. Die Überweisungen sollten 
von guter Information begleitet sein, so dass Kinder sich orientieren und frei 
für ihre Teilnahme entscheiden können. Wenn RJ verfügbar und erreichbar 
ist, muss sichergestellt sein, dass sie sicher und auf qualitativ hohem Niveau 
ausgeführt wird, wobei nationale und internationale Vorschriften und 
Richtlinien zu beachten sind.

Empfehlung A2: Mediator*Innen müssen umfassend und 
angemessen zum Thema Kinderrechte, Bedürfnisse von 
Kindern sowie Kommunikation mit Kindern geschult 
werden

Es ist die Aufgabe der Mediator*in, dafür zu sorgen, dass die Kinderrechte 
eingehalten werden, und zu bedenken, dass deren besondere Bedürfnisse 
vorrangig sind. Mediator*innen müssen die konzeptuelle Überzeugung 
besitzen, dass Kinder Rechte haben und ihre Stimme wirklich gehört und 
berücksichtigt werden muss. Sie brauchen ein Verständnis der kindlichen 
Entwicklung und der entsprechenden Kapazitäten des Kindes, sowie 
besondere, kindgerechte Kommunikationsfähigkeiten. Darüber hinaus 
müssen sie gesetzliche und andere Schutzbestimmungen bezüglich Kindern 
bedenken.

Empfehlung A3: Umfassende und unparteiische 
Information und freiwillige Zustimmung

Ob ein Kind seine freie Zustimmung zu seiner Teilnahme geben und aktiv 
teilnehmen kann, hängt entscheidend davon ab, ob es adäquat über das 
Verfahren und seine Konsequenzen informiert wurde, dazu gehört auch 
die Frage des Schuldeingeständnisses, Rückzug von der Teilnahme, die 
Überwachung der Vereinbarung sowie  Vertraulichkeit und ihre Grenzen. Die 
Teilnahme der Eltern oder sorgeberechtigten Personen an einem RJ-Verfahren, 
das ihr Kind betrifft, bzw. ihre Unterstützung des Kindes sowie rechtliche 
Beratung sind nicht nur ein Recht des Kindes und eine Schutzmaßnahme, 
sondern auch Teil einer guten Praxis. 
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Empfehlung A4: Kindgerechte Herangehensweisen und 
Vorrang des Kindeswohls

Sowohl bei der Entscheidung darüber, ob ein restoratives Verfahren 
geeignet ist, als auch während eines solchen sind das Kindeswohl sowie ein 
kindgerechter Ansatz, der Alter, Reife, Sichtweisen, Bedürfnisse und Sorgen 
des Kindes berücksichtigt, absolute Priorität. Sollte das Kind aufgrund 
seines Alters oder der Deliktsart besonders schutzbedürftig sein, muss die 
Mediationsfachstelle diese Schutzbedürftigkeit im Vorfeld einschätzen und 
während des Prozesses beachten. Wenn die Weiterführung eines Verfahrens 
eindeutig gegen das Kindeswohl verstößt, muss die Mediationsstelle das 
Verfahren unverzüglich abbrechen. Restorative Justice muss sich auf den 
Reifegrad des Kindes und seine Fähigkeit, zu verstehen und teilzunehmen, 
einstellen. Umgekehrt ist das Alter zwar ein wichtiger Faktor, er sollte aber 
nicht zu vorschnellen Schlüssen führen, denn das Alter allein kann den 
Stellenwert der Sichtweisen des Kindes nicht bestimmen – auch Information, 
Erfahrungen, Umfeld, soziale und kulturelle Erwartungen sowie die Menge 
an Unterstützung tragen zur Entwicklung des kindlichen Standpunktes 
bei. Mediator*innen sollten sich daher der entwicklungsbezogenen und 
kulturellen Einflussfaktoren bewusst sein und auch Fragen von Diversität, 
Sprache und anderen möglichen Barrieren, die die Beteiligung des Kindes 
beeinflussen oder behindern, beachten. Das Gewicht, das der kindlichen 
Sichtweise zukommt, muss daher von Fall zu Fall bestimmt werden, unter 
Berücksichtigung des Reifegrades des Kindes und der Umstände des Falles.

Empfehlung A5: Während des restorativen Verfahrens 
muss Sicherheit gewährleistet sein

Mediator*innen sollten stets für Anzeichen von Stress bei Kinder wachsam 
sein. Besonders wichtig ist die Achtsamkeit in Bezug auf eine mögliche 
erneute Viktimisierung durch das restorative Verfahren, was sich besonders 
auf die Machtdifferenz zwischen Kindern und Erwachsenen bezieht. Um 
solche Effekte auf ein Minimum zu reduzieren, brauchen Mediator*innen 
einen unaufdringlichen Kommunikationsstil und eine egalitäre anstelle einer, 
möglicherweise gutgemeinten, paternalistischen Haltung. Dominierung und 
Zwang mittels Machtausübung ist zu vermeiden. Kinder, die geschädigt 
wurden, sollen im RJ Verfahren ihre eigenen Bedürfnisse artikulieren, sie 
sind nicht dazu da, die Täter*in zu rehabilitieren. Minderjährige Beschuldigte 
wiederum sollten nicht beleidigt oder beschimpft werden, auch wenn die 
geschädigte Person sehr wütend ist, und sie sollten nicht beschämt werden, 
um sie zu bestrafen oder die Community oder das Opfer zu befriedigen. 
Der ganze Prozess muss mit unbedingtem Respekt für die schmerzlichen 
Erfahrungen der Konfliktparteien, ihre Gefühle und Bedürfnisse und ihre 
Lösungswünsche moderiert werden. Eine weitere, häufig auftretende 
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Herausforderung ist die Tendenz mancher Erwachsener, die Kinder zu 
übertönen und zum Schweigen zu bringen, auch wenn dies in guter Absicht 
passiert.

Empfehlung A6: Kinder müssen auf verschiedene 
Art und Weise an restorativen Verfahren teilnehmen 
können

Eine Begegnung von Angesicht zu Angesicht ist sicherlich stets die zu 
bevorzugende Variante bei restorativen Verfahren, andere Arten der 
Teilnahme von Kindern sollten jedoch gleichermaßen wertgeschätzt werden. 
Sie können nicht nur persönlich einem RJ-Prozess beiwohnen, ob mit 
Unterstützung der Eltern, einer besonderen Unterstützungsperson wie einer 
Anwält*in, Kinderpsycholog*in oder Sozialarbeiter*in oder ohne, sondern 
auch indirekt teilnehmen, indem ihre Sichtweise von der Mediator*in oder 
Prozessbegleiterin*in oder einer Kinderspezialist*in abgefragt und in den 
Prozess eingegeben wird, ohne dass das Kind persönlich anwesend ist. 
Was das beste Szenario ist, wird nicht nur vom Kind und Fall abhängen, 
sondern auch von der Vorbereitung und den Fähigkeiten der Mediator*in/
Prozessbegleiterin*in, wichtig ist dabei stets, dass die Erwachsenen nicht 
über den Kopf des Kindes hinweg entscheiden und den Prozess übernehmen.

Empfehlung A7: Alle verwendeten Techniken und die 
Gestaltung sollen kinderfreundlich sein

Fälle, in die Kinder involviert sind, sollten an Orten behandelt werden, die 
kindgerecht und nicht einschüchternd sind. Abläufe und Vorgänge sollten 
kinderfreundlich gestaltet sein und das Kind sollte die verwendete Sprache 
verstehen. Erwachsene sollten sich klarmachen, dass ihre Kleidung, 
Körperhaltung und Stimmlage bestehende Machtunterschiede verstärken 
können. Mediator*innen sollten eine Sprache benutzen, die von Kindern 
verstanden werden kann, ohne jedoch paternalistisch zu sein. Jargon-
ausdrücke und Zuschreibungen sind zu vermeiden. Der Einsatz von non-
verbalen Methoden wie Zeichnen, Skizzen und anderen, sowie Hilfe beim 
Beenden von Sätzen kann ebenfalls angebracht sein.

Empfehlung A8:  Verhältnismäßigkeit und Qualität der 
Ergebnisse sind essentiell

Wo immer möglich sollen Kinder mit Hilfe von Restorative Justice vom formellen 
Justizsystem weggelenkt werden, und jede Handlung, auf die sich ein Kind 
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als Teil der Lösungsvereinbarung verpflichtet, muss verhältnismäßig sein 
und sein/ihr Alter, körperliches und psychisches Wohlergehen, Entwicklung, 
Fähigkeiten und persönlichen Umstände berücksichtigen. Ergebnisse von RJ-
Verfahren sollen, so gut es geht, wiederherstellen, was verloren, zerstört oder 
verletzt wurde. Der Prozess sollte die Qualität der Beziehungen der Kinder 
verbessern und ihnen besseren Zugang zu den Ressourcen vermitteln, die sie 
brauchen, um zu gedeihen und zu verantwortungsbewussten Erwachsenen 
zu werden. Kindliche Opfer sollen nicht nur so viel wie möglich an der 
Einigung über den Handlungsplan teilhaben, sondern auch ausgiebig über 
dessen Entwicklung informiert werden. Nach Beendigung einer restorativen 
Begegnung brauchen auch kindliche Opfer Nachsorge, um sie über die 
Erfüllung der Vereinbarung zu informieren und sie beim Umgang mit den 
Gefühlen und Auswirkungen, die der RJ-Prozess hervorgerufen hat, zu 
unterstützen.    

Empfehlung A9: Sammlung von Informationen und 
Forschung über die Position von Kindern als Opfer in 
Restorative Justice Verfahren

Man kann anhand des vorliegenden Forschungsprojektes klar sehen, dass 
bis dato sehr wenig praktische und theoretische Information über Kinder als 
Opfer in RJ-Prozessen vorliegt. In der Praxis werden zwar neue Methoden bei 
der Arbeit mit Kindern erprobt (wie etwa der Einsatz von Zeichnungen und 
Lego-Duplo-Steinen), dies sind jedoch meist lokale Initiativen, die nur wenig 
dokumentiert wurden. Abgesehen von Gals Arbeit (2011) liegen keinerlei 
wissenschaftliche Untersuchungen zum Thema vor, und selbst bei dieser 
handelt es sich um eine theoretische Betrachtung. Manche Erkenntnisse aus 
den zahlreichen Praktiken im Umgang mit jungen Straftäter*innen und den 
entsprechenden Forschungsarbeiten lassen sich übertragen, wie etwa die 
Wichtigkeit, dafür zu sorgen, dass sie wirklich gehört werden. Auch wenn 
wir wissen, dass sich Täter- und Opferrolle an vielen Punkten überschneiden 
und sie manches Mal austauschbar sind, ist ein tieferer Einblick in die 
Besonderheiten der kindlichen Opferrolle und dessen Teilnahme an einem 
RJ-Prozess nötig.

Empfehlung A10: Nicht vergessen, die Community zu 
beteiligen

Für die Wirksamkeit des Verfahrens und das Wohlergehen des Kindes ist 
die Einbeziehung von Mitgliedern der örtlichen Community von zentraler 
Bedeutung. Freiwillige und Unterstützungspersonen können für Kinder, die 
sonst keine Unterstützung haben oder in besonders prekären Umständen 
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leben, von großer Wichtigkeit sein. Abgesehen davon hat die Community, 
die ein Kind oder das Verfahren unterstützt, ihre eigenen Bedürfnisse, 
Interessen und Sorgen. Manche Formen von Jugenddelinquenz können das 
Sicherheitsgefühl stark beeinträchtigen und bedürfen daher einer besonders 
sensiblen Herangehensweise in einem RJ-Verfahren. Das gleiche gilt für 
Fälle, in denen Kinder Opfer von Sexualverbrechen und anderen besonders 
schweren Straftaten sind. Aus diesem Leitfaden und weiteren vorliegenden 
Forschungsergebnissen ist ersichtlich, dass RJ auch bei schweren Straftaten 
hilfreich und wirksam sein kann, es hat sich aber auch gezeigt, dass Menschen 
zögerlich sein können, was das Gelingen eines RJ-Verfahrens behindern 
kann. Daher müssen Communitymitglieder sensibilisiert werden, und zwar 
in dem man sie einbezieht, indem sie die beteiligten Kinder unterstützen und 
indem sie die Gelegenheit erhalten, ihre eigenen Bedürfnisse und Bedenken 
auszudrücken.

Vor diesem Hintergrund beschäftigen sich die folgenden Empfehlungen mit 
der praktischen Implementierung eines Pilotprojekts zu RJ mit Kindern, das, 
um zu gelingen, so inklusiv wie möglich sein soll.

Pilotprojekte zu Restorative Justice mit Kindern 
und Jugendlichen entwickeln und umsetzen

In Ländern, die nicht über ein zentralisiertes, gut organisiertes und gesetzlich 
geregeltes System von Restorative Justice oder Jugend-RJ verfügen, wäre der 
erste Schritt Pilotprojekte zu entwickeln, in denen Erfahrungen gesammelt 
werden und sich eine gute Praxis herausbilden kann.

Empfehlung B1: Klein anfangen

Die Erfahrungen aus anderen Ländern zeigt, dass das Sammeln von 
Erfahrungen in Pilotprojekten und damit einhergehend die Herausbildung 
von guter Praxis ein gangbarer Weg ist. Die Initiative muss klein, fokussiert 
und machbar sein, denn zunächst geht es nicht um Breite sondern um 
Tiefe. Vermutlich sind die Ressource zu Beginn sehr begrenzt, daher ist es 
besonders wichtig, sich darauf zu konzentrieren, die richtigen Schritte zu 
setzen, die richtigen Kooperationen einzugehen, zum Nachdenken anzuregen 
und darauf zu achten, dass man mit ein paar Fällen das Potential und die 
Grenzen des Projektes aufgezeigt werden.
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Empfehlung B2: Daten sammeln und untersuchen, 
Stärken und Schwächen identifizieren

Ausgehend von Empfehlung B1 ist es wichtig, die Schritte, die man macht, zu 
protokollieren, Informationen über die Herausforderungen und Vorteile zu 
sammeln und die Praktiken auf der Basis dieses Wissens weiterzuentwickeln. 
Die Aktionsforschung hat sich dafür als gutes Mittel erwiesen, da 
Forscher*innen und Praktiker*innen hier eng zusammenarbeiten.

Ein Schritt, der oft vergessen wird, aber ziemlich wichtig ist, ist die Analyse 
der Situation. Für die Wirkung und die Nachhaltigkeit des Pilotprojekts ist 
es unabdingbar, dass Daten gesammelt werden, man sich ein so klares Bild 
wie möglich von der Jugendgerichtsbarkeit und möglicherweise bereits 
bestehende RJ-Verfahren macht, dass Lücken und Stärken des Systems 
sowie bereits existierende und gefestigte Instrumente identifiziert werden. 
Es geht darum, nicht Versuche zu wiederholen, von denen bereits die 
Erfahrung gemacht wurde, dass sie nicht funktionieren, sondern Lücken 
zu füllen und aussichtsreiche Praktiken zu entwickeln. Unerlässlich ist es 
auch, sich ein Bild von den Eigenheiten der Zielgruppe, also der straffälligen 
oder straftatbetroffenen Kinder, zu machen: Wer sind sie? Welche 
Deliktarten begehen sie, von welchen Deliktarten sind sie betroffen? Welche 
Alterseinteilungen gibt es? Was brauchen sie? Welche Maßnahmen werden 
bereits eingesetzt, um sie im Kontakt mit dem Justizsystem zu schützen?
 

Empfehlung B3: Einen Umsetzungsplan entwickeln

Von Beginn an sollte ein robuster Umsetzungsplan erstellt werden, in welchem 
ausführlich dargestellt wird, was zu tun ist, was erreicht werden soll, wie es 
getan und erreicht werden soll, wer die Zielgruppe oder die Nutzer*innen 
sind und welche Ergebnisse erwartet werden. Leider wird oft vergessen, 
dass auch Risikoplanung dazugehört und ein Notfallplan erstellt werden 
muss, für den Fall, dass das Ziel nicht erreicht wird.

Empfehlung B4: Die richtigen Interessensvertreter*nnen 
einbeziehen und qualifizierte Fachkräfte ausbilden

Das örtliche Projekt involviert idealerweise engagierte Stakeholder*innen, 
Praktiker*innen, Wissenschaftler*innen und die maßgeblichen politischen 
Entscheidungsträger*innen. Engagement ist wichtig, denn Hindernisse 
und Rückschläge sind zu erwarten, und wenn Interessensvertreter*innen 
schon am Anfang aufgeben, ist der Erfolg des Projekts in Gefahr. Auch die 
Einstellung des geeigneten Personals und seine Ausbildung zu einem hohen 
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Kompetenzlevel, mit Zertifizierung wenn vorhanden, ist unabdingbar. Im 
weiteren Verlauf des Projekts ist auch die Entwicklung von Arbeitsstandards 
und die Fortbildung der Fachkräfte zur Umsetzung dieser Standards von 
Bedeutung. Wissenschaftler*innen, die den Prozess beobachten und 
idealerweise auch evaluieren, sind notwendig, da ihr Feedback für die 
Reflexion der Initiative gebraucht wird. Eine Kultur des Lernens und 
der permanenten Optimierung, die Entwicklungen in Gesetzgebung und 
Politik zur Kenntnis nimmt und sich der Kultur der Praxis und der aus 
ihr entstehenden Weisheit bewusst ist, ist zu entwickeln. Zudem wird es 
später leichter sein, für das Projekt zu werben, wenn man die relevanten 
politischen Entscheidungsträger*innen von Beginn an einbezieht. Deren 
Rolle und Engagement wird sich selbstverständlich von jenen der anderen 
Interessensvertreter*innen unterscheiden. Am besten arbeitet man einen 
detaillierten Plan für die Einbeziehung der verschiedenen Stakeholder aus.

Empfehlung B5: Alle möglichen Interessensvertreter*innen 
informieren

Die engagiertesten Interessensvertreter*innen sollten ohnehin an Bord des 
Projektes sein, es braucht aber auch eine Strategie im Umgang mit den 
Gegner*innen der Idee von Restorative Justice, die im Justizsystem oder 
im Umfeld von Kindern zu finden sind, wie Vertreter*innen diverser Berufe, 
Politiker*innen und Meinungsmacher*innen. Alle zur Verfügung stehenden 
Mittel müssen eingesetzt werden, um das Wissen und das Verständnis von 
RJ unter den Akteur*innen im Justizsystem zu erhöhen. Am besten entwickelt 
man PR-Strategien in Bezug auf Interessensvertreter*innen, Nutzer*innen, 
die Community und die breite Öffentlichkeit.

Empfehlung B6: Für Kooperation unter den Kinder- und 
Jugendhilfeeinrichtungen sorgen

Eingedenk der ersten Empfehlungen ist darauf zu achten, dass sowohl 
während der Umsetzung des Projekts als auch in jeder Phase des RJ-
Prozesses nicht nur Mediationsdienste und dem Gedanken der RJ verpflichtete 
Interessensvertreter*innen von Anfang an eingebunden werden, sondern 
gerade und besonders auch Akteur*innen und Träger aus dem Bereich 
des Kinder- und Jugendschutzes und der Jugendgerichtsbarkeit. Ob als 
Geschädigte oder Beschuldigte, Kinder müssen in RJ-Verfahren Zugang 
zu Unterstützung durch ihre Eltern oder Sorgeberechtigten haben, sowie 
gegebenenfalls professionelle Hilfe von Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen, 
Psychiater*innen, Opferhilfeeinrichtungen und andere spezifische Angebote 
in Anspruch nehmen können, je nachdem welche besonderen Bedürfnisse 
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das Kind mitbringt. Was wiederum bedeutet, dass die örtlich ansässigen 
Unterstützungseinrichtungen für Kinder informiert und involviert werden 
müssen, und zwar am besten von Anfang an. Bewusstseinsbildende und 
Sensibilisierungsmaßnahmen müssen auf sie abgestimmt werden und sie 
sollten in das Unterstützungsnetzwerk eingebunden werden, auf welches 
Kinder, die an RJ-Verfahren teilnehmen, zugreifen können.

Empfehlung B7: Von anderen lernen

Es kann extrem hilfreich sein, sich von gut etablierten Verfahren in 
anderen Ländern inspirieren zu lassen. Dabei stößt man auch auf 
verbesserungswürdige Aspekte und erkennt, wo man besonders sorgsam 
sein muss: Man lernt nicht nur von dem, was andere gemacht haben, 
sondern auch aus ihren Fehlern und ihrem Scheitern. Eine Studienreise zum 
Kennenlernen eines vergleichbaren Projektes wird sich, sofern möglich, 
als unermesslich hilfreich erweisen, um zu verstehen, wie es tatsächlich 
funktioniert und um Missverständnis auszuräumen. Ein solcher Besuch 
sollte lang genug dauern und von einem ausreichend großen Team mit 
einiger Erfahrung und Expertise unternommen werden, um überhaupt die 
Knackpunkte des betrachteten Systems zu erkennen. Hier am falschen Ende 
zu sparen kann zu teuren Fehlern im weiteren Verlauf des Projektes führen. 
Bei der Entwicklung konkreter Umsetzungsvorschläge ist es essentiell, sich 
über die Schlüsse, die man aus der Betrachtung anderer Systeme gezogen 
hat, im Klaren zu sein. Es geht ja nicht darum, eine exakte Kopie eines anderen 
Systems zu reproduzieren, sondern die Innovationen und Erfahrungen aus 
anderen Orten zu nutzen, um ein Projekt aufzubauen, das in seine eigene 
Umgebung passt und die politischen Ziele erreicht.

Empfehlung B8: Überprüfen und evaluieren

Sobald das Projekt läuft, muss ein Monitoringprotokoll eingerichtet werden, 
um sicherzugehen, dass man sich nicht verrennt oder die Projektziele aus 
den Augen verliert. Zur Überprüfung und Auswertung der Praxis kann man 
den Teilnehmer*nnen kurze Fragebögen aushändigen, die Mediator*innen 
können konkrete Fälle, wenn möglich mit einer externen Mentor*in, 
diskutieren und Eckdaten zu den Fällen sammeln. Je nach Methode und 
Kindertyp wird man eine Reihe von  Indikatoren für Relevanz, Wirkung 
und Wirksamkeit feststellen, und angemessene Monitoringwerkzeuge 
entwickeln. Auch hier kann es hilfreich sein, aus Beispielen in anderen 
Ländern zu lernen, indem man beispielsweise bereits existierende Feedback-
fragebögen und andere Evaluierungs- und Monitoring-Tools adaptiert. 
So wird nicht nur das Verfahren verbessert, sondern es ist auch leichter, 
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politische Entscheidungsträger*innen und Menschen in anderen Teilen des 
Landes davon zu überzeugen, eine landesweite Umsetzung zu unterstützen. 
Gleichzeitig ist es absolut unumgänglich, wann immer möglich für externe 
Evaluierung zu sorgen und die Ergebnisse zu veröffentlichen.

Empfehlung B9: Sich für eine gesetzliche Grundlage 
einsetzen 

Gegen Ende des Projektes muss es darum gehen, sich nur für die Schaffung 
eines gesetzlich verankerten Status und gesetzlicher Regelungen einzusetzen. 
Das ist deshalb entscheidend, weil eine gesetzliche Grundlage zu finanzieller 
und personeller Ausstattung und einer Ausweitung des Programms für 
junge Menschen führt. Empfehlungen für das Projekt sollten stets empirisch 
belegt sein und nicht auf theoretischen und abstrakten Modellen beruhen, 
denn letztere werden es im heutigen finanziellen Klima schwer haben, 
sich zu entwickeln. Deswegen ist es wichtig, in Zusammenarbeit mit 
Wissenschaftler*innen, die das Projekt von Anfang an begleiten, Kriterien 
für die Datensammlung zu erstellen und den Fortschritt des Projektes auf 
der Basis von ergebnisbezogenen Daten zu beurteilen. 

Empfehlung B10: Für Nachhaltigkeit sorgen

Nachhaltigkeit ist integraler Bestandteil eines Pilotprojekts. Dafür braucht es 
eine ausreichende Finanzierung, denn nur so können qualitativ hochwertige 
Dienste entwickelt, fortlaufende Trainings für die Mediator*innen angeboten, 
wichtiges Datenmaterial gesammelt und ein sinnvoller Plan zur Ausweitung 
des Projektes auf andere Gegenden ausgearbeitet werden. Zu diesem 
Zweck ist die Einrichtung einer Koordinierungsstelle praktisch, die die 
verschiedenen Akteur*innen in Justiz, Sozialarbeit und Jugendhilfe über 
die Existenz und die Vorteile von RJ aufklärt, Daten erhebt und Fortbildung 
für und Austausch unter den Mediator*innen organisiert. Runde Tische, an 
denen Akteur*innen der verschiedenen Felder zusammenkommen, können 
für die Entwicklung und Aufrechterhaltung lokaler Unterstützung hilfreich 
sein. Schließlich und letztendlich sind Arbeitsstandards, Zertifizierungen 
und ethische Richtlinien wichtig, um für eine hohe Qualität des Verfahrens 
zu sorgen, in dem Kinder die zentrale Rolle bekommen, die ihnen zusteht.
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Das vorliegende Handbuch wurde im Rahmen des Projekts „Implementing 
Restorative Justice with Child Victims“ erstellt, welches die EU im Rahmen 
des „Rechte, Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“ Programms finanziert 
hat.

Ziel des Projekts ist es, gute Standards und Schutzmaßnahmen für die 
Anwendung von Restorative Justice Verfahren zu entwickeln, in denen 
Kinder die Hauptbetroffenen sind, ob als Opfer oder Täter. Darüber hinaus 
geht es darum, erfolgreiche restorative Praktiken in Jugendstrafverfahren 
in der EU umzusetzen.

In der Absicht, kindgerechte RJ-Prozesse zu schaffen, will dieses Handbuch 
die Erkenntnisse und vielversprechenden praktischen Ansätze, die im 
ersten Jahr des Projektes gesammelt wurden, in Rechtsgarantien und 
Kinderrechte, insbesondere gegenüber dem Justizsystem, einbetten und 
verbreiten.


